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Entwurf 20.9.2010 
Verordnung über das Grundbuch 
 
(GBV) 

vom 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 
gestützt auf die Artikel 943, 945, 949, 949a, 953, 962, 967, 970, 977 und Artikel 18 
Schlusstitel des Zivilgesetzbuchs1 (ZGB), 
Artikel 102 des Fusionsgesetzes vom 3. Oktober 20032 (FusG) 
und die Artikel 5, 6, 13 und 24 des Geoinformationsgesetzes vom 5. Oktober 20073 
(GeoIG), 
verordnet: 

1. Titel: Allgemeine Bestimmungen 

1. Kapitel: Zweck und Begriffe 

Art. 1 Zweck 
Diese Verordnung regelt die Organisation der Grundbuchführung, den Aufbau und 
Inhalt des Grundbuchs, das Verfahren zur Einschreibung, Änderung und Löschung 
von dinglichen Rechten an Grundstücken, Vor- und Anmerkungen sowie die Aus-
kunftserteilung und die Einsichtnahme in das Grundbuch. 

Art. 2 Begriffe 
1 Das Grundbuch ist das öffentliche Register über die dinglichen Rechte an 
Grundstücken sowie die Vor- und Anmerkungen. 
2 Das Hauptbuch ist die Gesamtheit aller Daten über die rechtsgültigen und die ge-
löschten dinglichen Rechte, Vormerkungen und Anmerkungen an den im Grund-
buch aufgenommenen Grundstücken eines Grundbuchkreises. 
3 Das Hauptbuchblatt ist die Sammlung aller Daten über die rechtsgültigen und die 
gelöschten dinglichen Rechte, Vormerkungen und Anmerkungen eines bestimmten 
Grundstücks des Hauptbuchs. 
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4 Das Tagebuch ist das chronologische Protokoll über die Behandlung der Anmel-
dungen zur Vornahme von Einschreibungen, Änderungen und Löschungen im 
Grundbuch sowie über die Behandlung weiterer Geschäftsfälle. 
5 Als weitere Geschäftsfälle gelten insbesondere: 

a. die Aufnahme eines Grundstücks in das Grundbuch, seine Entlassung aus 
dem Grundbuch und die Änderungen von Grundstücksgrenzen; 

b. die Einschreibung oder Löschung von Gläubigern bei Pfandrechten. 
6 Der Plan für das Grundbuch ist ein Auszug aus den Daten der amtlichen Vermes-
sung nach Artikel 7 der Verordnung vom 18. November 19924 über die amtliche 
Vermessung (VAV). 
7 Die Belege umfassen die Grundbuchanmeldung sowie Urkunden über Rechtsakte, 
die zur Einschreibung, Änderung oder Löschung von Rechten im Grundbuch führen 
und allenfalls deren Inhalt präzisieren. Zu den Urkunden gehören insbesondere Ver-
träge, Bewilligungen, Zustimmungserklärungen, Vollmachten und dergleichen. 

Art. 3 Gleichwertigkeit der Formen 
1 Soweit diese Verordnung nichts Abweichendes vorsieht, bedeuten: 

a. Schriftlichkeit: Dokumente auf Papier mit eigenhändiger Unterschrift, oder 
elektronische Dokumente in einem anerkannten Format mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur, die auf einem qualifizierten Zertifikat einer an-
erkannten Anbieterin von Zertifizierungsdiensten im Sinne des Bundesge-
setzes vom 19. Dezember 20035 über die elektronische Signatur (ZertES) 
beruht; 

b. Öffentliche Urkunde: nach kantonalem Recht beurkundetes Dokument auf 
Papier, oder ein nach der Verordnung vom …6 über die elektronische öffent-
liche Beurkundung (VeöB) erstelltes elektronisches Dokument; 

c. Beglaubigung: eine nach kantonalem Beurkundungsrecht erstellte Beglaubi-
gung auf Papier oder eine nach der VeöB erstellte elektronische Beglaubi-
gung; 

d. Anmelden: das Zustellen oder Überbringen eines Papierdokuments oder die 
Übermittlung eines elektronischen Dokuments nach den Bestimmungen von 
Artikel 41 ff.. 

2 Die Verwendung der elektronischen Form setzt voraus. dass für das entsprechende 
Grundbuchamt der elektronische Geschäftsverkehr zugelassen ist. 

  

4 SR 211.432.2 
5 SR 943.03 
6 SR … 



Verordnung über das Grundbuch AS 2010 

3 

2. Kapitel: Behörden, Amtssprache und Eröffnung von Ent-
scheiden 

Art. 4 Grundbuchämter 
Die Organisation der Grundbuchämter und der Grundbuchführung obliegt den Kan-
tonen. Sie gewährleisten eine fachlich qualifizierte Führung des Grundbuchs. 

Art. 5 Amtssprache 
1 Die Kantone bestimmen, in welcher Amtssprache oder in welchen Amtssprachen 
das Hauptbuch in einem Grundbuchkreis geführt wird. 
2 Die Anmeldungen werden in einer der Amtssprachen des Grundbuchkreises abge-
fasst, in dem die Einschreibung erfolgt. Die Kantone können vorsehen, dass die 
Anmeldungen auch in einer anderen Amtssprache des Kantons eingereicht werden 
dürfen. 
3 Mitteilungen des Grundbuchamts können rechtswirksam in der Amtssprache des 
Grundbuchkreises erfolgen. 
4 Belege werden nach Möglichkeit in einer Amtssprache des Grundbuchkreises ein-
gereicht. Werden sie in einer anderen Sprache eingereicht, so kann das Grundbuch-
amt eine Übersetzung verlangen. Es kann eine Übersetzerin oder einen Übersetzer 
bezeichnen. 

Art. 6 (Art. 115) Kantonale Aufsicht 
Die Geschäftsführung der Grundbuchämter unterliegt der administrativen Aufsicht 
der Kantone (Art. 956 Abs. 1 ZGB). 

Art. 7 (Art. 104a) Oberaufsicht des Bundes 
1 Das Eidgenössische Amt für Grundbuch- und Bodenrecht übt die Oberaufsicht 
über die Grundbuchführung in den Kantonen und über die von ihm bestimmten Trä-
gerorganisationen ausserhalb der Bundesverwaltung aus. 
2 Es erstellt den Datenkatalog für das Grundbuch, bereitet die Festlegung von Da-
tenmodellen und einheitlichen Schnittstellen für die Grundbuchführung vor und legt 
die Datenformate für den elektronischen Geschäftsverkehr fest. 
3 Es kann insbesondere: 

a. allgemeine Weisungen und Empfehlungen über den Vollzug dieser Verord-
nung und der Technischen Verordnung des EJPD und des VBS vom 6. Juni 
20077 über das Grundbuch (TGBV) erlassen; 

b. Inspektionen der Grundbuchämter durchführen; 
c. Projekte und Konzepte der Kantone für die Grundbuchführung einsehen, 

Systeme mit praktischen Tests auf ihre Tauglichkeit und Bundesrechtskon-
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formität prüfen, Weisungen erlassen und Empfehlungen erteilen, insbeson-
dere hinsichtlich der Vernetzung mit Geodiensten im Sinne von Artikel 13 
Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 5. Oktober 20078 über Geoinformation 
(Geoinformationsgesetz, GeoIG); 

d. Weisungen über die langfristige Sicherung, die Auslagerung und die Auf-
bewahrung von Grundbuchdaten erlassen; 

e. Mustervorlagen für Vereinbarungen über den erweiterten Zugang (Art. 31) 
abgeben; 

f.  Mustervorlagen für die Grundbuchführung auf Papier abgeben. 

Art. 8 Eröffnung von Entscheiden 
Erst- und oberinstanzliche kantonale Beschwerdeentscheide in Grundbuchsachen 
werden dem Bundesamt für Justiz unentgeltlich eröffnet. 

3. Kapitel: Aufbau, Inhalt und Rechtswirkungen des Grund-
buchs 

Art. 9 (Art. 111) Aufbau des Grundbuchs 
1 Das Grundbuch besteht aus dem Hauptbuch mit den Grundstücksbeschreibungen, 
dem Tagebuch, dem Plan für das Grundbuch und den Belegen. 
2 Hauptbuch und Tagebuch werden für denselben Kreis geführt. 
3 Im informatisierten Grundbuch werden die Daten des Hauptbuchs und des Tage-
buchs gemeinsam im gleichen System gehalten, verwaltet und zueinander in Bezie-
hung gesetzt; die einzelnen Daten über Rechte und Personen sind sowohl über die 
Grundstücksidentifikation als auch mittels besonderer Suchkriterien wie Namen der 
Personen, Grundstücksadressen oder Flurbezeichnungen erschliessbar. 
4 Im Grundbuch auf Papier ist das Hauptbuch vom Tagebuch getrennt; es ist grund-
stücksbezogen in einem Buch oder auf Loseblättern angelegt (Realfoliensystem); 
zum Auffinden von Personen und Rechten werden das Eigentümerregister und das 
Gläubigerregister geführt. Die Kantone können die Anlage weiterer Hilfsregister 
vorschreiben.  

Art. 10 (Art. 107) Gliederung des Hauptbuchblatts 
1 Die Daten des Hauptbuchblatts müssen sich in Abteilungen darstellen lassen, ge-
gliedert nach Eigentum, Dienstbarkeiten, Grundlasten, Grundpfandrechten, Vormer-
kungen und Anmerkungen, je mit allfälligen rechtswirksamen Bemerkungen.  
2 Im Papiergrundbuch dürfen Dienstbarkeiten und Grundlasten in der gleichen Ab-
teilung aufgeführt werden. Grundlasten sind als solche zu bezeichnen. 
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Art. 11 (Art. 14a, 111f) Tagebuch 
1 Das Tagebuch wird in der Weise geführt, dass die Daten für den ganzen Grund-
buchkreis chronologisch dargestellt werden können. 
2 Die Führung des Tagebuchs kann mit einer Geschäftskontrolle verbunden werden. 

Art. 12 (Art. 109) Eigentümerregister für das Papiergrundbuch 
Wird das Grundbuch auf Papier geführt, werden sämtliche Eigentümer des jeweili-
gen Grundbuchkreises in alphabetischer Reihenfolge in ein besonderes Eigentümer-
register aufgenommen. Für jeden Eigentümer werden die ihm gehörenden Grundstü-
cke mit ihrer Identifikation aufgeführt. 

Art. 13 (Art. 66) Gläubigerregister für das Papiergrundbuch 
In ein besonderes Gläubigerregister oder auf dem Hauptbuchblatt in die Abteilung 
«Grundpfandrechte»  werden auf Antrag der berechtigen Person eingeschrieben: 

a. der Grundpfandgläubiger einer Grundpfandverschreibung oder eines Papier-
Schuldbriefs; 

b. der Fahrnispfandgläubiger bei der Grundpfandverschreibung oder an einem 
Papier-Schuldbrief. 

Art. 14 (Art. 108) Adress- und andere Verzeichnisse 
1 Das Grundbuchamt kann Verzeichnisse über die Adressen der berechtigten Perso-
nen und andere Hilfsverzeichnisse wie Strassenverzeichnisse und Gebäuderegister 
führen. 
2 Diese Daten können aus anderen Informationssystemen bezogen werden. 

Art. 15 (Art. 111b) Rechtswirkungen des informatisierten Grundbuchs 
Den im System ordnungsgemäss gespeicherten, gesicherten und auf den Geräten des 
Grundbuchamts in Schrift und Zahlen lesbaren Daten über ein Grundstück oder über 
eine Anmeldung kommen die Rechtswirkungen des Hauptbuchs und des Tagebuchs 
zu. 

Art. 16 (Art. 111i) Verfügbarkeit und Datensicherheit 
1 Alle rechtsgültigen Daten des informatisierten Grundbuchs einschliesslich der Ta-
gebuchdaten hängiger Bearbeitungsverfahren sind sofort abrufbar. Die Kantone sor-
gen dafür, dass die elektronisch gespeicherten Grundbuchdaten während der Öff-
nungszeiten der Grundbuchämter verfügbar sind. 
2 Die Daten des informatisierten Grundbuchs werden so unterhalten und gesichert, 
dass sie in Bestand und Qualität erhalten bleiben. Die Sicherung erfolgt nach aner-
kannten Normen und entsprechend dem jeweiligen Stand der Technik nach kantona-
lem Konzept. 
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3 Die langfristige Sicherung der im informatisierten Grundbuch gehaltenen Daten 
erfolgt periodisch durch den Bund in digitaler und in analoger, auch ohne Informa-
tikhilfsmittel lesbarer und maschinell wieder einlesbarer Form. 
4 Die Kantone stellen die Daten über die einheitliche Grundbuchschnittstelle nach 
Artikel 949a Absatz 3 ZGB zur Verfügung und beteiligen sich nach Massgabe ihres 
Datenvolumens anteilmässig an den Kosten der langfristigen Sicherung. 

Art. 17 (Art. 111p) Meldung von Systemänderungen 
Die Kantone oder in deren Auftrag die Systemhersteller bringen dem Eidgenössi-
schen Amt für Grundbuch- und Bodenrecht wesentliche Änderungen des Systems, 
insbesondere Änderungen an den Konzepten oder Weiterentwicklungen vor ihrer 
Einführung zur Kenntnis. 

4. Kapitel: Aufnahme, Identifikation, Darstellung und Beschrei-
bung von Grundstücken 

Art. 18 (Art. 3) Örtliche Zuständigkeit 
1 Die Grundstücke werden in das Grundbuch des Kreises aufgenommen, in dem sie 
liegen. 
2 Die Grenzen der Grundbuchkreise folgen dem Verlauf der Liegenschaftsgrenzen. 
3 Haupt- und Nebenaufnahmen von Grundstücken, die in mehreren Grundbuchkrei-
sen liegen, bleiben bestehen. 

Art. 19 (Art. 1) Aufnahme von Grundstücken in das Grundbuch 
Ein Grundstück wird in das Grundbuch aufgenommen, indem 

a. es im Plan, soweit darin darstellbar, aufgezeichnet wird; 
b. dafür ein Hauptbuchblatt eröffnet wird und  
c. eine Grundstücksbeschreibung erstellt wird. 

Art. 20 (Art. 1a) Identifikation der Grundstücke 
1 Jedes in das Grundbuch aufgenommene Grundstück muss landesweit eindeutig be-
zeichnet sein.  
2 Die Bezeichnung beinhaltet:  

a. die Gemeinde und eine Nummer; ist die Gemeinde grundbuchmässig in 
mehrere Einheiten aufgeteilt, werden auch diese angegeben; 

b. für den Datenaustausch zwischen Informatiksystemen eine eidgenössische 
Grundstücksidentifikation E-GRID, welche keine klassifizierenden Merk-
male enthält.  
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3 Die Bezeichnung von Grundstücken, die im Plan für das Grundbuch dargestellt 
werden, stimmt mit derjenigen des Hauptbuchs überein. 
4 Wird ein Hauptbuchblatt geschlossen, so wird seine Bezeichnung nicht für ein an-
deres, neu aufzunehmendes Grundstück verwendet. 

Art. 21 (Art. 111q) Eidgenössische Grundstücksidentifikation 
1 Der Bund stellt den Kantonen die Methode für die Erstellung und Vergabe der E-
GRID zur Verfügung. 
2 Die Kantone nehmen die Zuordnung zu den einzelnen Grundstücken vor. 
3 Das Departement regelt die Einzelheiten in einer Verordnung. 

Art. 22 (Art. 4) Grundstücksbeschreibung 
1 Die Grundstücksbeschreibung enthält die beschreibenden Daten. Diese haben kei-
ne Grundbuchwirkung (Art. 971–974 ZGB). 
2 Die Grundstücksbeschreibung kann Angaben enthalten wie Lage (Strasse, Ort, 
Flurbezeichnung) des Grundstücks, Bodenfläche und Bodenbedeckung von Liegen-
schaften, gegebenenfalls flächenmässige Ausdehnung des Rechts bei selbständigen 
und dauernden Rechten, Gebäude und deren Nummern, Anzahl Räume und Lage 
von Stockwerkeinheiten, Steuer- und Versicherungswert. Das Grundbuchamt kann 
diese Angaben aus anderen Systemen beziehen. 
3 Bestehende Anmerkungen in der Grundstücksbeschreibung behalten ihre Gültig-
keit.  
4 Wird ein Grundstück in das Grundbuch aufgenommen, das dem Betrieb einer Ei-
senbahnunternehmung des öffentlichen Verkehrs dient (Eisenbahngrundstück), so 
wird auf dem Hauptbuchblatt auf diese Tatsache hingewiesen. 

Art. 23 (Art. 2) Darstellung von Grundstücken in den Plänen 
1 Liegenschaften und flächenmässig ausgeschiedene, im Grundbuch aufzunehmende 
selbständige und dauernde Rechte werden nach den Vorschriften über die amtliche 
Vermessung erfasst und dargestellt. 
2 Das Grundbuchamt hat Zugriff auf die Daten der amtlichen Vermessung. 

Art. 24 (Art. 7, 8, 9) Aufnahme von selbständigen und dauernden Rechten 
1 Dienstbarkeiten, wie Baurechte und Quellenrechte, die als selbständige und dau-
ernde Rechte ausgestaltet sind, werden auf schriftliches Begehren des Berechtigten 
als Grundstücke in das Grundbuch aufgenommen. 
2 Die Aufnahme geschieht durch Eröffnung eines Blatts im Hauptbuch und durch 
Herstellung einer Beschreibung des Rechts, unter Angabe der Nummer des belaste-
ten Grundstücks und gegebenenfalls der Dauer des Rechts. 
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3 In gleicher Weise werden die Wasserrechtsverleihungen an öffentlichen Gewäs-
sern, sofern sie dem Artikel 59 des Bundesgesetzes vom 22. Dezember 19169 über 
die Nutzbarmachung der Wasserkräfte entsprechen, als Grundstück aufgenommen, 
unter Hinweis auf die betroffene Gewässerstrecke und gegebenenfalls auf die Was-
serrechtsbücher. 

Art. 25 (Art. 10) Aufnahme von Bergwerken 
Für die Aufnahme von Bergwerken gilt Artikel 24 sinngemäss. 

Art. 26 (Art. 10a, 111c) Aufnahme von Miteigentumsanteilen und Einheiten 
von Stockwerkeigentum 

1 Ein Miteigentumsanteil wird als Grundstück in das Grundbuch aufgenommen, 
wenn: 

a. der Anteil mit einem Grundpfandrecht belastet wird; 
b. es sich um eine Einheit von Stockwerkeigentum handelt. 

2 Im Übrigen kann ein Miteigentumsanteil in das Grundbuch aufgenommen werden, 
wenn dies der Klarheit und Übersichtlichkeit der Einträge dient. 
3 Die Aufnahme von Miteigentumsanteilen erfolgt, indem 

a. auf dem Hauptbuchblatt des Stammgrundstücks in der Abteilung «Eigen-
tum» an Stelle des Eigentümers die Grundstücksnummern der Miteigen-
tumsanteile eingeschrieben werden, und 

b. für die Miteigentumsanteile Hauptbuchblätter eröffnet werden. 
4 Die Aufnahme von Stockwerkeigentum erfolgt, indem 

a. auf dem Hauptbuchblatt der Liegenschaft oder des Baurechts die Angaben 
nach Artikel 93 eingeschrieben werden, und 

b. für jede Stockwerkeinheit ein Hauptbuchblatt mit Beschreibung der Stock-
werkeinheit eröffnet wird. 

5 Das Hauptbuchblatt des aufzunehmenden Grundstücks enthält folgende Angaben: 
a. die Nummer des Stammgrundstücks; 
b. bei Miteigentum die Anteile; 
c. bei Stockwerkeigentum die Bezeichnung des Eigentumsverhältnisses als 

Stockwerkeigentum und die Wertquote. 
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5. Kapitel: Umschreibung und Schliessung eines Hauptbuch-
blatts 

Art. 27 (Art. 95) Umschreibung beim Papiergrundbuch 
Nehmen die Einträge in einer Abteilung eines Hauptbuchblatts den ganzen verfüg-
baren Raum ein oder ist das Blatt unübersichtlich geworden, so schreibt das Grund-
buchamt die nicht gelöschten Einträge unter der bisherigen Nummer auf ein neues 
Hauptbuchblatt um oder legt ein Ergänzungsblatt an. 

Art. 28 (Art. 96) Schliessung eines Hauptbuchblatts 
1 Ein Hauptbuchblatt wird geschlossen, indem die Grundstücksnummer unter Anga-
be von Datum und Beleg in den Bestand der nicht mehr rechtsgültigen (histori-
schen) Daten übergeführt wird. 
2 Im Papiergrundbuch wird das Hauptbuchblatt zudem diagonal gestrichen. 

6. Kapitel: Öffentlichkeit des Grundbuchs 

Art. 29 (Art. 106a) Öffentlich zugängliche Daten des Hauptbuchs 
1 Jede Person kann vom Grundbuchamt ohne das Glaubhaftmachen eines Interesses 
Auskunft oder einen Auszug über die folgenden rechtsgültigen Daten des Haupt-
buchs verlangen: 

a. die Bezeichnung des Grundstücks und die Grundstücksbeschreibung, den 
Namen und die Identifikation des Eigentümers, die Eigentumsform und das 
Erwerbsdatum (Art. 970 Abs. 2 ZGB); 

b. die Dienstbarkeiten und Grundlasten sowie die Anmerkungen. 
2 Eine Auskunft oder ein Auszug darf nur hinsichtlich eines bestimmten Grund-
stücks abgegeben werden. 

Art. 30 (Art. 111l) Elektronische Auskunft und Einsichtnahme 
1 Die Kantone ermöglichen den Zugriff auf die ohne Interessennachweis einsehba-
ren Daten des Hauptbuchs mit einem Geodienst (Darstellungsdienst) nach Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe j GeoIG und Artikel 34 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
vom 21. Mai 200810 über Geoinformation (GeoIV). 
2 Sie stellen sicher, dass die Daten nur grundstücksbezogen (Art. 29 Abs. 2) abgeru-
fen werden können, und dass die Auskunftssysteme vor Serienabfragen geschützt 
sind. 
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3 Das Eidgenössische Amt für Grundbuch- und Bodenrecht oder eine von ihm be-
stimmte Trägerorganisation ausserhalb der Bundesverwaltung kann einen gesamt-
schweizerischen Grundstücksindex (E-GRIX) einrichten, der den Zugang zu den 
ohne Interessennachweis einsehbaren Geodaten mittels öffentlicher Datennetze er-
möglicht. 
4 Die Kantone stellen die Daten über die einheitliche Grundbuchschnittstelle nach 
Artikel 949a Absatz 3 ZGB zur Verfügung. 

Art. 31 (Art. 111m)  Erweiterter Zugang 
1 Auf Grund besonderer Vereinbarungen kann folgenden Personen ohne das Glaub-
haftmachen eines Interesses im Einzelfall Zugang zu weiteren Daten des Haupt-
buchs und des Tagebuchs gewährt werden: 

a. Urkundspersonen, Ingenieur-Geometerinnen und -Geometern, Steuerbehör-
den sowie anderen Behörden auf die Daten, die sie zur Erfüllung ihrer ge-
setzlichen Aufgaben benötigen; 

b. Banken, Pensionskassen, Versicherungen und vom Bund anerkannten Insti-
tutionen nach Artikel 76 Absatz 1 Buchstabe a des Bundesgesetzes vom 4. 
Oktober 199111 über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB) auf die Daten, die 
sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Hypothekargeschäft benötigen; 

c. bestimmten Personen auf die Daten der Grundstücke, die ihnen gehören 
oder auf die zur Ausübung ihrer Geschäftstätigkeit benötigten Daten der 
Grundstücke, an denen ihnen Rechte zustehen. 

2 Die Kantone oder die Trägerorganisation schliessen mit den Benutzern nach dem 
verbindlichen Muster des Eidgenössischen Amtes für Grundbuch- und Bodenrecht 
Vereinbarungen ab. Diese regeln mindestens die Art und Weise des Zugriffs, die 
Zugriffskontrolle, den Verwendungszweck der bezogenen Daten, den Schutz vor 
unbefugtem Zugang zu den Daten, die Einschränkungen hinsichtlich ihrer Weiter-
gabe an Dritte und die Folgen bei missbräuchlicher Bearbeitung der Daten. 

Art. 32 (Art. 111m)  Verfahren 
1 Der erweiterte Zugang nach Artikel 31 wird den Berechtigten in der Regel durch 
einen elektronischen Zugriff im Abrufverfahren gewährt. 
2 Behörden können die in Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe a aufgeführten Daten auch 
mittels Datentransfer zur Verfügung gestellt werden. 
3 Zugriffe werden vom System automatisch protokolliert. Die Protokolle werden 
während zwei Jahren aufbewahrt. 
4 Werden die bezogenen Daten missbräuchlich bearbeitet, so wird die Zugriffsbe-
rechtigung unverzüglich entzogen. Als Missbrauch gilt insbesondere die Verwen-
dung der Daten zu Kundenwerbung. 
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Art. 33 (Art. 105) Inhalt von Auszügen aus dem Hauptbuch 
1 Ein Auszug aus dem Hauptbuch gibt die darin enthaltenen rechtsgültigen Daten 
wieder. Der Auszug wird übersichtlich nach Abteilungen dargestellt. Er kann sich 
auch auf bestimmte gelöschte Daten beziehen; diese werden klar als solche bezeich-
net und mit dem Datum der Löschung versehen. 
2 Ein Auszug enthält zudem: 

a. die Bezeichnung des Grundstücks, über das die Angaben gemacht werden; 
b. den Zeitpunkt, in dem der Auszug erstellt ist, und gegebenenfalls die Anga-

be, auf welchen Zeitpunkt sich die darin enthaltenen Daten beziehen; 
c. bei Stockwerkeigentum und bei Miteigentumsanteilen, für die eigene Blätter 

angelegt worden sind: die Daten des gemeinschaftlichen Grundstücksblatts; 
d. bei den als Grundstücken aufgenommenen selbständigen und dauernden 

Rechten: die Daten über die eingetragenen Rechte und vorgehenden Belas-
tungen, die sich auf dem Blatt des belasteten Grundstücks befinden; 

e. den Hinweis auf Anmeldungen, die im Tagebuch eingeschrieben, aber noch 
nicht im Hauptbuch eingetragen sind; 

f. einen entsprechenden Hinweis, wenn es sich um eine kantonale Grundbuch-
einrichtung handelt. 

3 Ein Auszug kann sich auf bestimmte Daten oder die Aussage beschränken, dass 
ein bestimmter Eintrag im Hauptbuch nicht vorhanden ist. Ein solcher Auszug wird 
als Teilauszug bezeichnet. 

Art. 34 (Art. 105) Erstellung von Auszügen 
1 Papierauszüge werden mittels eines Ausdrucks aus dem System erstellt und durch 
die zuständige Person des Grundbuchamts mindestens mit Stempel, Datum und Un-
terschrift beglaubigt. 
2 Auszüge aus dem Papiergrundbuch werden erstellt, indem die entsprechenden Stel-
len kopiert oder abgeschrieben und durch die zuständige Person des Grundbuchamts 
mindestens mit Stempel, Datum und Unterschrift beglaubigt werden. Erfordern die 
Umstände nichts anderes, so können Auszüge, die durch Kopie eines Hauptbuch-
blatts erstellt werden, auch gelöschte Daten wiedergeben. 
3 Elektronische Auszüge aus dem informatisierten Grundbuchsystem werden als 
elektronische öffentliche Urkunden nach Artikel … VeöB erstellt und durch die zu-
ständige Person des Grundbuchamts mit ihrem Berufszertifikat selber elektronisch 
signiert. 
4 Die Kantone können bestimmen, ob sie elektronische Auszüge aus dem Papier-
grundbuch anbieten. In diesem Fall erfolgt die Beglaubigung nach Absatz 3. 
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Art. 35 (Art. 105) Auszüge aus dem Tagebuch, den Hilfsregistern und den Be-
legen 

1 Ein Papierauszug aus dem Tagebuch oder den Hilfsregistern wird erstellt, indem 
der entsprechende Eintrag aus dem System ausgedruckt wird. Der Auszug aus dem 
Papiergrundbuch wird durch Kopie oder Abschrift erstellt. 
2 Ein Papierauszug aus einem Beleg wird durch Ausdruck aus elektronisch gespei-
cherten Daten, Kopie oder Abschrift erstellt. 
3 Die Auszüge werden in sinngemässer Anwendung von Artikel 34 Absätze 1 und 2 
beglaubigt. 
4 Die Kantone können bestimmen, ob sie elektronische Auszüge aus dem Tagebuch, 
den Hilfsregistern und den Belegen anbieten. In diesem Fall erfolgt die Beglaubi-
gung nach Artikel 34 Absatz 4. 

Art. 36 Nichtbeglaubigte Kopien oder Ausdrucke 
Das Grundbuchamt kann zu Informationszwecken auch nichtbeglaubigte Ausdrucke 
aus dem System und nichtbeglaubigte Papierkopien aus dem Grundbuch und den 
Hilfsregistern abgeben. 

Art. 37 (Art. 111k) Elektronische Veröffentlichung der Handänderungen 
Die Kantone können die nach Artikel 970a ZGB zur Veröffentlichung bestimmten 
Daten in elektronischer Form zugänglich machen. 

7. Kapitel: Aufbewahrungspflicht 

Art. 38 (Art. 110) Hauptbuch und Hilfsregister auf Papier 
1 Das Hauptbuch und die Hilfsregister auf Papier einschliesslich der ausgeschiede-
nen Hauptbuchblätter werden geordnet, zeitlich unbeschränkt und sicher aufbe-
wahrt. 
2 Das Hauptbuch auf Papier wird nicht herausgegeben. 

Art. 39 (Art. 28, 110 a/b) Belege auf Papier 
1 Belege werden fortlaufend oder entsprechend der Ordnungsnummer des Tage-
buchs nummeriert. 
2 Für die Eintragung im Hauptbuch massgebende Belege werden geordnet, zeitlich 
unbeschränkt und sicher aufbewahrt. 
3 Belege werden nur an Gerichte und nur gegen eine Empfangsbescheinigung he-
rausgegeben. Eine vom Grundbuchamt beglaubigte Abschrift oder Kopie bleibt bei 
den Grundbuchakten. Nach Abschluss des gerichtlichen Verfahrens werden die Be-
lege dem Grundbuchamt zurückgegeben. 
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4 Belege können ausserhalb des Grundbuchamts an einem sicheren Ort aufbewahrt 
werden, wenn sie weiterhin innert kurzer Frist verfügbar sind oder hinsichtlich eines 
Geschäfts vollständig elektronisch eingelesen und derart gespeichert und gesichert 
sind, dass die Daten nicht mehr verändert werden können. Die eingelesenen Daten 
haben nicht die Rechtswirkungen des informatisierten Grundbuchs. 
5 Im Weiteren regeln die Kantone die Archivierung der übrigen Grundbuchakten. 

2. Titel: Geschäftsverkehr mit dem Grundbuchamt 

1. Kapitel: Begriff 

Art. 40  
Der Geschäftsverkehr mit dem Grundbuchamt umfasst nach dieser Verordnung 

a.  Eingaben an das Grundbuchamt, insbesondere: 
1. die Anmeldung; 
2. das Gesuch um Ausstellung einer Bescheinigung; 
3. das Gesuch um Ausstellung eines Grundbuchauszugs; 

b.  Zustellungen durch das Grundbuchamt an die beteiligten Parteien, insbeson-
dere: 
1. die Bescheinigung über die erfolgte Einschreibung ins Tagebuch; 
2. die Bescheinigung über die erfolgte Einschreibung ins Hauptbuch; 
3. das Ansetzen der Frist zur Einleitung eines Bewilligungsverfahrens;  
4. das Ansetzen einer Nachfrist zur Ergänzung der Anmeldung; 
5. die Abweisungsverfügung; 
6. den Grundbuchauszug; 
7. die Anzeige nach Artikel 969 ZGB. 

2. Kapitel: Elektronischer Geschäftsverkehr 

Art. 41 Zulässigkeit 
1 Die Kantone können für ihre Grundbuchämter den elektronischen Geschäftsver-
kehr zulassen.  
2 Eingaben können einem Grundbuchamt elektronisch übermittelt werden, wenn das 
Grundbuchamt im Verzeichnis der Behörden, welche die elektronische Übermitt-
lung zulassen, aufgeführt ist. 
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Art. 42 Verzeichnis 
1 Die Bundeskanzlei veröffentlicht im Internet ein Verzeichnis der Behördenadres-
sen. 
2 Das Verzeichnis führt für jedes Grundbuchamt auf: 

a. die Internetadresse; 
b. die Adresse für die elektronische Eingabe; 
c. die Adresse der Zertifikate, die für die Überprüfung der elektronischen Sig-

natur der Behörde zu verwenden sind. 

Art. 43 Zustellplattformen 
1 Der elektronische Geschäftsverkehr mit den Grundbuchämtern wird über aner-
kannte Plattformen für die sichere Zustellung (Zustellplattformen) abgewickelt. 
2 Als solche gelten Zustellplattformen, die nach den Anforderungen von Artikel 2 
der Verordnung vom 18. Juni 201012 über die elektronische Übermittlung im Rah-
men von Zivil- und Strafprozessen sowie von Schuldbetreibungs- und Konkursver-
fahren anerkannt worden sind. 
3 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement kann für den elektronischen 
Geschäftsverkehr mit den Grundbuchämtern weitere Zustellplattformen zulassen. Es 
legt die technischen und organisatorischen Anforderungen fest. 

Art. 44 Datenformate 
1 Die zugelassenen Formate werden vom Bund vorgegeben. 
2 Das Eidgenössische Amt für Grundbuch- und Bodenrecht erstellt und publiziert 
Vorlagen für Eingaben in strukturierter Form. 

Art. 45 Eingaben an das Grundbuchamt 
1 Eingaben an das Grundbuchamt werden an die Adresse auf der von ihm verwende-
ten Zustellplattform gesandt. 
2 Die Kantone bestimmen, ob bei elektronischen Eingaben nach Artikel 40 sämtli-
che für den Vollzug des Geschäfts nötigen Ausweise und Belege zu Handen des 
Grundbuchamts elektronisch einzusenden sind oder die gemischte Einreichung von 
elektronischen Belegen und solchen in Papierform zulässig ist. 

Art. 46 Eingang beim Grundbuchamt 
Anmeldungen gelten zum quittierten Zeitpunkt des Eingangs bei der Zustellplatt-
form als dem Grundbuchamt zugegangen. 

  

12 SR … 
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Art. 47  Zustellungen durch das Grundbuchamt 
1 Die Zustellung erfolgt in ein elektronisches Postfach der beteiligten Partei, das auf 
einer Zustellplattform nach persönlicher Identifikation der Inhaberin oder des Inha-
bers des Postfachs eingerichtet wurde. 
2 Zustellungen auf elektronischem Weg können erfolgen, wenn die beteiligte Partei 
auf einer Zustellplattform eingetragen ist. 
3 Sind Eingaben an das Grundbuchamt auf elektronischem Weg erfolgt, gilt dies für 
das betreffende Geschäft als Einverständnis, dass auch Zustellungen durch das 
Grundbuchamt auf elektronischem Weg erfolgen können. 

Art. 48 Zeitpunkt der Zustellung 
Die Sendung gilt im Zeitpunkt des Herunterladens von der Zustellplattform durch 
die beteiligte Partei, spätestens jedoch am siebten Tag nach der Zustellung an das 
elektronische Postfach als zugestellt. 

3. Titel: Einschreibungs- und Löschungsverfahren 

1. Kapitel: Anmeldung 

Art. 49 (Art. 11) Anmeldungsprinzip 
Das Grundbuchamt nimmt Einschreibungen in das Grundbuch nur auf Anmeldung 
hin vor. Vorbehalten bleiben die im ZGB und in dieser Verordnung vorgesehenen 
Ausnahmen, in denen das Verfahren von Amtes wegen eingeleitet wird. 

Art. 50 (Art. 12) Inhalt 
1 Die Anmeldung zur Einschreibung erfolgt unbedingt und vorbehaltlos. Sie kann 
nicht ohne Zustimmung der begünstigten Personen zurückgezogen werden. 
2 In der Anmeldung wird jede vorzunehmende Einschreibung einzeln aufgeführt. 
3 Werden mehrere Anmeldungen gleichzeitig eingereicht, die miteinander im Zu-
sammenhang stehen, so ist die Reihenfolge ihrer Behandlung anzugeben. 
4 In der Anmeldung kann bestimmt werden, dass die Einschreibung nicht ohne eine 
bestimmte andere vorgenommen werden soll. 

Art. 51 (Art. 13) Form 
1 Die Anmeldung zur Einschreibung bedarf der schriftlichen Form. 
2 Behörden und Gerichte können in dringenden Fällen die Vormerkung einer Verfü-
gungsbeschränkung und einer vorläufigen Eintragung (Art. 960 Abs. 1 Ziff. 1 und 2, 
Art. 961 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB) sowie die Anmerkung einer Grundbuchsperre (Art. 58) 



Verordnung über das Grundbuch AS 2010 

16 

und die in Artikel 55 Absätze 5 und 6 erwähnten Massnahmen formlos anmelden. 
Die Anmeldung wird mit Datum und Zeitpunkt der ursprünglichen Übermittlung in 
das Tagebuch eingeschrieben. Die schriftliche Anmeldung wird unverzüglich nach-
gereicht. Trifft die schriftliche Anmeldung nicht innert der üblichen Zustellfrist für 
Briefpost ein, so weist das Grundbuchamt die Anmeldung ab. 

Art. 52 (Art. 16) Anmeldung durch einen Vertreter 
1 Erfolgt die Anmeldung für eine Gesellschaft, eine juristische Person, eine öffent-
lich-rechtliche Körperschaft oder durch einen Stellvertreter des Verfügungsberech-
tigten, so wird ein Ausweis über das Vertretungsverhältnis der handelnden Personen 
und, soweit erforderlich, ein Nachweis der Vertretungsmacht eingereicht. 
2 Für die Fälle, in denen der Ausweis für die Einschreibung (Art. 67–84) in öffentli-
cher Beurkundung auszufertigen ist, kann das kantonale Recht die Urkundspersonen 
als zur Vornahme der Anmeldung ermächtigt erklären. 

Art. 53  Anmeldung durch den Willensvollstrecker 
1 Der Willensvollstrecker, der sich mit einer Bestätigung der zuständigen Behörde 
als solcher ausweist, ist ohne die Mitwirkung der Erben befugt: 

a. die Veräusserung oder Belastung eines Grundstücks oder eines dinglichen 
Rechts, das zum Nachlass gehört, anzumelden; 

b. die Einschreibungen zur Auslieferung eines Vermächtnisses anzumelden, das 
ein zum Nachlass gehörendes Grundstück oder dingliches Recht beinhaltet; 

c. die Einschreibungen anzumelden, die sich aus einem Erbteilungsvertrag erge-
ben, sofern dieser den Anforderungen von Artikel 69 Buchstabe b entspricht. 

2 Wurden mehrere Willensvollstrecker eingesetzt, hat jeder sein Recht zum selb-
ständigen Handeln nachzuweisen, der diese Befugnis wahrnehmen will. 

Art. 54 Anmeldung von Vormerkungen  
Die Bestimmungen über die Anmeldung von Einschreibungen sind auf die Anmel-
dung von Vormerkungen sinngemäss anwendbar. 

Art. 55 (Art. 78, 80) Anmeldung von Eigentumsbeschränkungen 
1 Zur Anmeldung einer Eigentumsbeschränkung ist unter Vorbehalt der nachfolgen-
den Bestimmungen der Eigentümer oder der Berechtigte des von der Anmerkung 
betroffenen dinglichen Rechts befugt. 
2 Beim Miteigentum und beim Stockwerkeigentum ist jeder Miteigentümer bzw. 
Stockwerkeigentümer befugt, die Anmerkung einer Nutzungs- und Verwaltungsord-
nung, eines Reglements oder von Verwaltungsbeschlüssen zu verlangen; beim 
Stockwerkeigentum ist auch der Verwalter dazu befugt. 
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3 Ein Nachkomme des Eigentümers oder Nutzniessers (Verpächters) eines landwirt-
schaftlichen Gewerbes ist befugt, die Anmerkung des Vorpachtrechts (Art. 5 LPG) 
zu verlangen. 
4 Jeder Handwerker oder Unternehmer kann die Anmerkung des Werkbeginns auf 
dem Grundstück, auf dem er arbeitet, verlangen. 
5 Das Konkurs- oder Nachlassgericht und das zuständige Betreibungs- oder Kon-
kursamt können die im Schuldbetreibungs- und Konkursrecht vorgesehenen Anmer-
kungen verlangen (Art. 176 Abs. 2, 296, 319, 345 SchKG, Art. 23a VZG). 
6 Die zuständige richterliche Behörde oder an deren Stelle gestützt auf die voll-
streckbare Anordnung der Ehegatte oder eingetragene Partner kann die Anmerkung 
der Beschränkung der Verfügungsbefugnis über ein Grundstück verlangen (Art. 178 
Abs. 3 ZGB, Art. 22 Abs. 2 PartG). 
7 Das kantonale Recht kann vorsehen, dass unmittelbare gesetzliche Wegrechte von 
bleibendem Bestand (Art. 696 ZGB) von Amtes wegen angemerkt werden; es be-
stimmt in diesem Fall die zuständige Behörde und das Verfahren. 
8 Die vom kantonalen Recht bezeichnete Behörde kann auch die Anmerkung der 
Zugehörigkeit eines Grundstücks zu einem Gebiet mit dauernden Bodenverschie-
bungen verlangen (Art. 660a ZGB). 
9 Die nach dem Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht zuständige Behörde 
(Art. 80, 84, 86 BGBB, Art. 3 VBB) verlangt die Anmerkung der Unterstellung oder 
Nichtunterstellung eines Grundstücks unter dieses Gesetz. 
10 Werden Pfandrechte und Grundlasten auf den besonderen Blättern von Miteigen-
tums- oder Stockwerkeigentumsanteilen eingetragen, so wird von Amtes wegen 
durch eine Anmerkung auf dem Blatt des Stammgrundstücks darauf hingewiesen. 
11 Die Veräusserungsbeschränkung zur Sicherung des Vorsorgezwecks bei Förde-
rung von Wohneigentum (Art. 30e Abs. 2 BVG) wird mit Zustimmung des Eigen-
tümers angemerkt. 
12 Die Anmerkung des Vertreters nach Artikel 962a ZGB erfolgt auf Antrag des 
Vertreters, der Behörde oder des Gerichts. 

Art. 56 Anmeldung öffentlich-rechtlicher Eigentumsbeschränkungen 
und Pflichten 

1 Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen und andere öffentlich-rechtliche 
Pflichten, die mit einem Grundstück oder einem Recht an einem Grundstück ver-
bunden sind, werden auf Anmeldung der nach kantonalem Recht für die Entstehung 
zuständigen Behörde oder auf Anmeldung des Eigentümers oder des Berechtigten 
des betroffenen dinglichen Rechts angemerkt. 
2 Bezieht sich die Anmerkung auf ein beschränktes dingliches Recht, so wird beim 
Eintrag dieses Rechts auf die Anmerkung hingewiesen. 
3 Die öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung muss auf einem vollstreckbaren 
Entscheid der zuständigen Behörde beruhen. 



Verordnung über das Grundbuch AS 2010 

18 

Art. 57 (Art. 80a) Landesgrenzen 
1 Soll die Landesgrenze geändert werden, so teilt dies die kantonale Vermessungs-
aufsicht nach Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung vom 18. November 199213 über 
die amtliche Vermessung dem Grundbuchamt des Kreises mit und bezeichnet die 
Grundstücke, die davon betroffen sind oder sein können. Diese Mitteilung gilt als 
Anmeldung zur Anmerkung. 
2 Das Grundbuchamt merkt den Tatbestand auf den Blättern der betroffenen 
Grundstücke an und gibt den Beteiligten nach Artikel 969 ZGB davon Kenntnis. 
3 Ist die Änderung der Landesgrenze vollzogen und das Grundbuch nachgeführt, so 
löscht das Grundbuchamt die Anmerkungen von Amtes wegen. 

Art. 58 (Art. 80 Abs. 6) Grundbuchsperre 
Eine Grundbuchsperre wird auf Anmeldung des Eigentümers oder der zuständigen 
Behörde angemerkt, wenn ein vollstreckbarer Entscheid ergangen ist betreffend: 

a. eine Beschlagnahme im Strafverfahren (Art. 266 Abs. 3 StPO) und im Ver-
waltungsstrafverfahren (Art. 46 VStrR); 

b. eine vorsorgliche Massnahme im Zivilprozess (Art. 262 Bst. c ZPO) unter 
Vorbehalt der Fälle, in denen das Schweizerische Zivilgesetzbuch eine Vor-
merkung vorsieht (Art. 960, 961 ZGB); 

c. vorsorgliche Massnahmen, die von der zuständigen Behörde in Anwendung 
des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 198314 über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen im Ausland (BewG) angeordnet wurden; 

d. vorsorgliche Massnahmen, die von der zuständigen Behörde in Anwendung 
von kantonalem Recht angeordnet wurden, sofern sich das Verfahren nach 
kantonalem Recht richtet. 

Art. 59 (Art. 13a) Anmeldungsbelege 
1 Die Anmeldungsbelege enthalten folgende Angaben über die verfügende Person 
und die Person des Erwerbers: 

a. für natürliche Personen: den Namen, mindestens einen ausgeschriebenen Vor-
namen, das Geburtsdatum, den Wohnort, den Heimatort oder die Staatsange-
hörigkeit; 

b. für juristische Personen sowie Kollektiv- und Kommanditgesellschaften: die 
Firma oder den Namen, den Sitz, die Rechtsform, wenn diese nicht aus der 
Firma oder dem Namen hervorgeht, sowie die Unternehmens-Identifikations-
nummer (UID); 

c. für andere Gesellschaften und Gemeinschaften, in denen die beteiligten Per-
sonen durch Gesetzesvorschrift oder Vertrag verbunden und Gesamteigentü-
mer sind: die Angaben über die daran beteiligten Personen nach den Buchsta-
ben a oder b. 

  

13 SR 211.432.2 
14 SR 211.412.41 
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2 Die Anmeldungsbelege enthalten zudem die Angaben zur Beurteilung, ob für die 
Verfügung über ein Grundstück die Bewilligung einer Behörde oder die Zustim-
mung eines Dritten (z.B. des Ehegatten) nötig ist.  
3 Mit den Anmeldungsbelegen kann nachgewiesen werden, dass das angemeldete 
Geschäft keiner Bewilligung oder Zustimmung bedarf. 
4 Beim Erwerb von gemeinschaftlichem Eigentum werden die Angaben gemacht, 
die für die Darstellung des Gemeinschaftsverhältnisses nach Artikel 92 erforderlich 
sind. 

2. Kapitel: Prüfungspflicht des Grundbuchamts 

Art. 60 Umfang der Prüfungspflicht 
1 Das Grundbuchamt prüft, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Einschrei-
bung gestützt auf die eingereichten Dokumente erfüllt sind. 
2 Es prüft insbesondere Form und Inhalt der Anmeldung, die Identität und die Ver-
fügungsbefugnis der anmeldenden Person sowie die Vertretungsmacht eines allfälli-
gen Stellvertreters. 
3 Die Handlungsfähigkeit wird insoweit überprüft, als sie nach den eingereichten 
Belegen oder nach dem Grundbuch eingeschränkt ist. 
4 Das Grundbuchamt prüft die Einschreibungsfähigkeit der beantragten Einschrei-
bung, den Rechtsgrund, insbesondere ob der Rechtsgrundausweis die erforderliche 
Form erfüllt, sowie die Vollständigkeit der Anmeldungsbelege und ob die erforder-
lichen Bewilligungen und Zustimmungen vorliegen. 

Art. 61 (Art. 15) Prüfung der Verfügungsberechtigung 
1 Nach erfolgter Anmeldung prüft das Grundbuchamt, ob sie von dem nach Grund-
buchrecht Verfügungsberechtigten ausgeht (Art. 963 ZGB). 
2 Verfügt der eingeschriebene Eigentümer, so wird die Identität des Verfügenden 
mit dem Eingeschriebenen festgestellt. 
3 Geht die Verfügung vom Erwerber aus (Art. 656 Abs. 2, 665 Abs. 2 und 3, 836, 
963 Abs. 2 ZGB, Art. 34 Abs. 3 BGBB, Art. 22 Abs. 1, 52 und 73 Abs. 2 FusG), so 
wird die Identität des Verfügenden mit dem Erwerber festgestellt. 
4 Geht die Verfügung vom Berechtigten aus (Art. 964 Abs. 1 ZGB), so wird die 
Identität des Verfügenden mit dem Berechtigten aus dem Eintrag festgestellt. 

Art. 62 (Art. 17) Anmeldung durch eine Behörde 
Erfolgt die Anmeldung durch eine Behörde (Gerichts-, Betreibungs- oder Konkurs-
behörde) oder durch einen Funktionär (Grundbuchverwalter, Urkundsperson), so 
prüft das Grundbuchamt deren Zuständigkeit zur Vornahme der Anmeldung. 
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Art. 63 (Art. 15a) Beglaubigung von Unterschriften 
1 Kann sich das Grundbuchamt nicht selber von der Echtheit einer Unterschrift ver-
gewissern, kann es deren Beglaubigung verlangen. 
2 Die Unterschrift des Anmeldenden muss nicht beglaubigt werden, wenn die Be-
glaubigung schon in einer öffentlichen Urkunde enthalten ist. 
3 Die elektronische Beglaubigung von elektronischen Unterschriften richtet sich 
nach Artikel 18 VeöB. 

3. Kapitel: Behandlung der Anmeldung 

Art. 64 (Art. 14) Einschreibung in das Tagebuch 
1 Jede Anmeldung und jedes von Amtes wegen eingeleitete Verfahren wird sofort 
nach ihrem Eingang bzw. nach seiner Einleitung in das Tagebuch eingeschrieben. 
Die Einschreibung wird auf Wunsch bescheinigt. Sie enthält: 

a. eine fortlaufende Ordnungsnummer, deren Zählung mit jedem Kalenderjahr 
neu beginnt; 

b. das Datum und die genaue Zeit der Anmeldung oder der Einleitung des Ver-
fahrens; 

c. den Namen und den Wohnort der anmeldenden Person; 
d. die vorzunehmenden Einschreibungen in Stichworten und die Identifikation 

der betroffenen Grundstücke oder der Hinweis auf die Anmeldung. Sind alle 
Angaben der Anmeldung (Art. 50) bereits in einer Geschäftskontrolle er-
fasst, so genügt im Tagebuch der Hinweis auf diese.  

2 Wird ein Verfahren von Amtes wegen eingeleitet, so werden das Stichwort der 
Einschreibung und die Gründe dafür in einem Beleg festgehalten. 

Art. 65 (Art. 24)  Mangelhafte Anträge 
1 Sind die Einschreibungsvoraussetzungen nicht gegeben, weist das Grundbuchamt 
den Antrag ab. 
2 Das Grundbuchamt kann zur Beibringung von fehlenden ergänzenden Belegen der 
antragstellenden Person eine kurze Frist ansetzen. Nach Ablauf der Frist wird der 
Antrag abgewiesen, wenn der Mangel nicht behoben ist. 
3 Die Gründe der Abweisung werden der anmeldenden Person und allen anderen, 
die von der Abweisung berührt sind, schriftlich und mit Rechtsmittelbelehrung mit-
geteilt. Im Tagebuch wird auf die Abweisungsverfügung hingewiesen. 
4 Wird gegen die Abweisungsverfügung Beschwerde erhoben, so schreibt das 
Grundbuchamt diese Tatsache im Tagebuch ein. Die Kantone können für das Pa-
piergrundbuch eine Anmerkung vorsehen.  
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Art. 66 (Art. 24a) Aussetzen des Einschreibungsverfahrens 
1 Sieht ein Bundesgesetz vor, dass das Grundbuchamt eine Anmeldung im Haupt-
buch nicht vollziehen darf, bevor eine andere Behörde darüber entschieden hat, ob 
das angemeldete Geschäft einer Bewilligung bedarf, so schreibt das Grundbuchamt 
die Anmeldung im Tagebuch ein und setzt dem Anmeldenden die vom anwendbaren 
Gesetz vorgesehene Frist zur Einleitung des Feststellungs- oder Bewilligungsverfah-
rens. 
2 Wird das Feststellungs- oder Bewilligungsverfahren innert der vorgeschriebenen 
Frist eingeleitet, so schreibt das Grundbuchamt diese Tatsache im Tagebuch ein. Die 
Kantone können für das Papiergrundbuch eine Anmerkung vorsehen. 
3 Wird das Feststellungs- oder Bewilligungsverfahren nicht fristgerecht eingeleitet 
oder wird die Bewilligung verweigert, so weist das Grundbuchamt die Anmeldung 
ab. 
4 Die Anmerkung wird von Amts wegen gelöscht, wenn die Anmeldung im Haupt-
buch vollzogen wird oder wenn sie rechtskräftig abgewiesen worden ist. 

4. Kapitel: Rechtsgrundausweise 

Art. 67 Belege für Rechtsgrundausweise 
1 Die Belege für Rechtsgrundausweise werden im Original, oder wenn eine Behörde 
oder Urkundsperson zur Aufbewahrung des Originals verpflichtet ist, als beglaubig-
te Ausfertigung oder als beglaubigter Auszug der für die Einschreibung notwendi-
gen Angaben eingereicht. 
2 Die Kantone können Vorschriften über formelle Anforderungen an die Belege er-
lassen. 

Art. 68 Ausländische öffentliche Urkunden und Beglaubigungen 
Im Ausland errichtete öffentliche Urkunden und Beglaubigungen sind mit einer Be-
scheinigung der am Errichtungsort zuständigen Behörde versehen, die bestätigt, dass 
sie von der zuständigen Urkundsperson errichtet worden sind (Apostille). Unter 
Vorbehalt abweichender Bestimmungen von Staatsverträgen wird zudem eine Be-
glaubigung der ausländischen Regierung und der zuständigen diplomatischen oder 
konsularischen Vertretung der Schweiz beigefügt. 

Art. 69 (Art. 18 Abs. 1) Eigentumsübertragungen 
1 Erbracht wird der Ausweis für die Eigentumsübertragung, sofern zum Erwerb des 
Eigentums die Einschreibung im Grundbuch konstitutiv ist (Art. 656 Abs. 1 ZGB), 
im Fall: 

a. eines privatrechtlichen Vertrags: durch eine öffentliche Urkunde oder einen 
Vertrag in der vom Bundesrecht vorgesehenen Form; 
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b. der Erbteilung: durch die schriftliche Zustimmungserklärung sämtlicher 
Miterben oder durch einen schriftlichen Teilungsvertrag; 

c. von Vermächtnis: durch eine beglaubigte Kopie der Verfügung von Todes 
wegen und die Annahmeerklärung des Vermächtnisnehmers; 

d. der Ausübung eines Vorkaufsrechts: durch den Vertrag des Verkäufers mit 
dem Käufer und die Ausübungserklärung des Vorkaufsberechtigten; bei ei-
nem vertraglichen Vorkaufsrecht, das nicht vorgemerkt ist, zudem durch den 
Vorkaufsvertrag (Art. 216 Abs. 2 und 3 OR); 

e. der Ausübung eines Kaufs- oder Rückkaufsrechts: durch die Ausübungser-
klärung des Berechtigten; bei einem vertraglichen Kaufs- oder Rückkaufs-
recht, das nicht vorgemerkt ist, zudem durch den Kauf- oder Rückkaufs-
rechtsvertrag; 

f.  eines völkerrechtlichen Vertrags oder eines verwaltungsrechtlichen Vertrags 
zwischen selbständigen öffentlich-rechtlichen Organisationen über die Über-
tragung von Grundstücken des Verwaltungsvermögens: durch eine beglau-
bigte Kopie dieses Vertrags; 

g.  einer Verfügung einer Verwaltungsbehörde: durch die rechtskräftige Verfü-
gung; 

h.  eines Leistungsurteils: durch das Urteil mit der Bescheinigung der Rechts-
kraft; 

i.  eines Zuschlags anlässlich einer freiwilligen öffentlichen Versteigerung: 
durch den im kantonalen Recht vorgesehenen Ausweis oder mangels eines 
solchen durch das von der Versteigerungsbehörde unterzeichnete Steige-
rungsprotokoll und den Nachweis ihrer Ermächtigung. 

2 Der Nachweis des Verfügungsrechts bleibt vorbehalten (Art. 61 f.). 

Art. 70 (Art. 18 Abs. 2) Ausserbuchlicher Eigentumserwerb 
1 Erbracht wird der Ausweis für den Eigentumsübergang, sofern der Eigentumser-
werb ausserbuchlich (Art. 656 Abs. 2 ZGB) erfolgt, im Fall: 

a.  des Erbgangs: durch die Bescheinigung, dass die gesetzlichen und die einge-
setzten Erben als einzige Erben des Erblassers anerkannt sind; 

b.  der Enteignung: durch einen dem angewendeten Enteignungsrecht entspre-
chenden Ausweis; 

c.  der Güterzusammenlegung oder Landumlegung in einem öffentlich-rechtli-
chen Verfahren: durch einen dem angewendeten Verfahrensrecht entspre-
chenden Ausweis; 

d.  der Zwangsvollstreckung: durch die vom Betreibungsamt oder von der Kon-
kursverwaltung ausgestellte Bescheinigung des Zuschlags; 

e.  eines Gestaltungsurteils: durch das Urteil mit der Bescheinigung der Rechts-
kraft. 
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2 In den übrigen Fällen wird der Ausweis für den ausserbuchlichen Eigentumserwerb 
erbracht durch die Urkunden in der vom Gesetz vorgeschriebenen Form über das 
Rechtsgeschäft, durch die rechtskräftige Verfügung oder den rechtskräftigen Ent-
scheid. 

Art. 71 (Art. 18a) Tatbestände nach dem Fusionsgesetz 
1 Erbracht wird der Ausweis für den Eigentumsübergang, sofern der Eigentumser-
werb auf Grund von Tatbeständen nach dem Fusionsgesetz erfolgt, im Fall: 

a. der Fusion, wenn der übernehmende Rechtsträger im Handelsregister einge-
tragen ist: durch einen beglaubigten Handelsregisterauszug des überneh-
menden Rechtsträgers; 

b. der Fusion von Vereinen oder Stiftungen, wenn der übertragende oder der 
übernehmende Rechtsträger nicht im Handelsregister eingetragen ist: durch 
eine öffentliche Urkunde über die Tatsache, dass das Eigentum an den 
Grundstücken auf den übernehmenden Rechtsträger übergegangen ist, und 
einen beglaubigten Handelsregisterauszug des eingetragenen Rechtsträgers; 

c. der Aufspaltung: durch einen beglaubigten Handelsregisterauszug des die 
Grundstücke übernehmenden Rechtsträgers und einen beglaubigten Auszug 
aus dem im Spaltungsvertrag oder Spaltungsplan enthaltenen Inventar über 
die Zuordnung der Grundstücke; 

d. der Abspaltung: durch einen beglaubigten Handelsregisterauszug des die 
Grundstücke übernehmenden Rechtsträgers und eine öffentliche Urkunde 
über die Tatsache, dass das Eigentum an den Grundstücken auf den über-
nehmenden Rechtsträger übergegangen ist; 

e. der Vermögensübertragung: durch einen beglaubigten Handelsre-
gisterauszug des die Grundstücke übertragenden Rechtsträgers und einen 
beglaubigten Auszug aus dem öffentlich beurkundeten Teil des Übertra-
gungsvertrags über die übertragenen Grundstücke. 

2 Im Fall von Umwandlungen wird der Ausweis für die Änderung der Rechtsform 
durch einen beglaubigten Handelsregisterauszug des umgewandelten Rechtsträgers 
erbracht. 
3 Im Fall der Fusion von Instituten des öffentlichen Rechts mit Rechtsträgern des 
Privatrechts, der Umwandlung solcher Institute in Rechtsträger des Privatrechts oder 
der Vermögensübertragung unter Beteiligung eines Instituts des öffentlichen Rechts 
wird der Rechtsgrundausweis erbracht durch einen beglaubigten Handelsre-
gisterauszug des übernehmenden oder umgewandelten Rechtsträgers und einen be-
glaubigten Auszug aus dem die Grundstücke enthaltenden Teil des Inventars. 

Art. 72  Eigentumsänderungen im Zusammenhang mit einem Trust 
1 Erfolgt der Eigentumsübergang im Zusammenhang mit einem Trust, wird der Aus-
weis erbracht: 

a.  durch einen öffentlich beurkundeten Vertrag einer nach kantonalem Recht 
zuständigen Urkundsperson 
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1. zur Übertragung eines Grundstücks vom Begründer auf den Trustee 
oder die Trustees bei Errichtung eines Trusts durch Rechtsgeschäft un-
ter Lebenden; 

2. zur Weiterübertragung eines Grundstücks von Zwischenberechtigten 
(Erbschaftsverwalter, Willensvollstrecker) oder Erben des Begründers 
auf den Trustee oder die Trustees bei Errichtung eines Trusts durch 
Verfügung von Todes wegen; 

3. zur Übertragung eines zu einem Trust gehörenden Grundstücks von ei-
nem als Alleineigentümer eingetragenen Trustees auf einen andern; 

4. zur Weiterübertragung eines Grundstücks von Zwischenberechtigten 
(Erbschaftsverwalter, Willensvollstrecker) oder Erben eines verstorbe-
nen Trustees auf einen oder mehrere Nachfolgetrustees; 

5. zur Übertragung eines zu einem Trust gehörenden Grundstücks vom 
Trustee oder von den Trustees auf Begünstigte; 

b. durch das Erbfolgezeugnis oder eine Bescheinigung der zuständigen Erb-
gangsbehörde 
1. bei Errichtung eines Trusts durch Verfügung von Todes wegen und di-

rektem Übergang eines Grundstücks vom Begründer auf den Trustee 
oder die Trustees; 

2. bei direktem Übergang eines zu einem Trust gehörenden Grundstücks 
vom verstorbenen Trustee auf den Nachfolgetrustee oder die Nachfol-
getrustees; 

3. für den Erwerb durch einen zur Weiterübertragung verpflichteten Zwi-
schenberechtigten oder Erben des verstorbenen Begründers oder 
Trustees; 

c. durch eine beglaubigte Kopie der Verfügung von Todes wegen und die 
schriftliche Annahmeerklärung des oder der Trustees zum Erwerb eines 
Grundstücks von den Erben des Begründers durch Vermächtnis; 

d. beim Eigentumsübergang zufolge Änderung der Zusammensetzung mehre-
rer Trustees durch eine von sämtlichen Trustees unterzeichnete schriftliche 
Urkunde, die das Ausscheiden eines bisherigen und/oder den Eintritt eines 
neuen Trustees bescheinigt. 

2 Der Erwerb eines Grundstücks von einer am bestehenden Trust nicht beteiligten 
Drittperson oder der Erwerb eines zu einem Trust gehörenden Grundstücks durch 
eine solche Person erfolgt nach den allgemeinen Regeln über die Übertragung von 
Grundstücken. 
3 Der Nachweis der Zugehörigkeit eines Grundstücks zu einem Trust wird durch ei-
ne allenfalls bestehende Anmerkung, die Trusturkunde, den Übertragungsvertrag 
oder einen gerichtlichen Entscheid erbracht. Fehlt ein solcher Nachweis, prüft das 
Grundbuchamt die Zugehörigkeit des Grundstücks zu einem Trust nicht von Amtes 
wegen. 
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Art. 73 (Art. 19) Dienstbarkeiten und Grundlasten 
1 Die Vorschriften der Artikel 69 und 70 sind sinngemäss anwendbar auf die einzu-
reichenden Belege für die Einschreibung von Dienstbarkeiten und Grundlasten, un-
abhängig davon, ob das Gesetz für ihre Errichtung öffentliche Beurkundung oder 
einfache Schriftlichkeit verlangt. 
2 Beruht der Anspruch zur Einschreibung unmittelbar auf dem Gesetz und ergibt 
sich dies aus dem Rechtsgrundausweis, so genügt hierfür die Schriftform. 
3 Ist dem Rechtsgrundausweis ein Auszug des Planes für das Grundbuch beizufügen 
(Art. 732 Abs. 2 ZGB), genügt eine von den Parteien vorgenommene Darstellung 
der örtlichen Lage im Planauszug. 
4 Die Errichtung einer Nutzniessung durch Vermögensübertragung richtet sich nach 
Artikel 71 Buchstabe e. 

Art. 74 (Art. 23) Einschreibung von Rechten an Wasserrechtsverleihungen 
und an Bergwerken 

Für die Einschreibung von Rechten an Wasserrechtsverleihungen (Art. 24 Abs. 3) 
und an Bergwerken (Art. 25) ist, abgesehen von den in den Artikeln 67–69 genann-
ten Ausweisen, zudem der Nachweis erforderlich, dass die besonderen vom Bundes- 
oder kantonalen Recht aufgestellten Voraussetzungen (z.B. schriftliche Einwilligung 
der Verleihungsbehörde) erfüllt sind. 

Art. 75 Pfandrechte 
Für den Ausweis für die Einschreibung eines Pfandrechts sind die Vorschriften der 
Artikel 69 und 70 sinngemäss anwendbar. 

Art. 76  Umwandlung eines Schuldbriefs 
1 Der Ausweis für die Umwandlung eines Papier-Schuldbriefs in einen Register-
Schuldbrief und umgekehrt sowie für die Umwandlung eines Inhaberschuldbriefs in 
einen Namenschuldbrief und umgekehrt wird durch eine öffentlich beurkundete 
Vereinbarung zwischen dem Grundeigentümer und den am Schuldbrief Berechtigten 
erbracht. 
2 Die Form der öffentlichen Beurkundung ist auch für die Erklärung des Grundei-
gentümers bei der Umwandlung eines Eigentümerschuldbriefs erforderlich. 
3 Vorbehalten bleibt die übergangsrechtliche Bestimmung zum Papier-Schuldbrief 
(Art. 33b SchlT ZGB). 

Art. 77 Umwandlung von Grundpfandverschreibungen 
Artikel 76 gilt sinngemäss für die Umwandlung einer Grundpfandverschreibung in 
einen Schuldbrief und umgekehrt. 
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Art. 78 (Art. 21) Pfandrechte bei Bodenverbesserungen 
1 Der Ausweis für die Einschreibung eines Pfandrechtes bei Bodenverbesserungen, 
die unter Mitwirkung oder Aufsicht öffentlicher Behörden durchgeführt werden, er-
folgt auf Grund einer Bescheinigung der zuständigen Behörde über die Höhe des auf 
das Grundstück entfallenden Kostenanteils. 
2 Wird die Bodenverbesserung ohne staatliche Subvention durchgeführt, so ist die 
Einwilligung sämtlicher am Grundstück dinglich Berechtigten oder eine Verfügung 
des Gerichts erforderlich. 

Art. 79 (Art. 22) Gesetzliche Pfandrechte 
1 Der Ausweis für die Einschreibung eines gesetzlichen Grundpfandrechts wird 
durch die Urkunden geleistet, die zur Begründung der Forderungen nötig sind, für 
die das Grundpfandrecht eingeschrieben werden soll. 
2 Für die Einschreibung eines Grundpfandrechts zugunsten der Handwerker und Un-
ternehmer ist erforderlich, dass die Pfandsumme vom Eigentümer anerkannt, ge-
richtlich festgestellt ist oder die Einschreibung vom Eigentümer bewilligt wird. 
3 Die Frist nach Artikel 838 und Artikel 839 Absatz 2 ZGB wird durch Vormerkung 
nach Artikel 961 Absatz 1 Ziffer 1 ZGB gewahrt. 

Art. 80 (Art. 22a) Pfandrechte zur Sicherung von Forderungen beim Baurecht 
und andern Forderungen 

1 Auf die Einschreibung des gesetzlichen Grundpfandrechts für die Entschädigungs-
forderung anstelle des gelöschten Baurechtes (Art. 779d Abs. 2 und 3 ZGB) ist Ar-
tikel 79 Absatz 2 über die Einschreibung des Pfandrechtes zugunsten der Handwer-
ker und Unternehmer anwendbar. 
2 Diese Bestimmung ist, soweit sie ihrem Sinn nach nicht bloss auf das Pfandrecht 
zugunsten der Handwerker und Unternehmer zutrifft und soweit sich ihre Anwen-
dung nicht auf Grund des Baurechtsvertrags erübrigt, auch für die Einschreibung 
des gesetzlichen Grundpfandrechts zur Sicherung des Baurechtszinses (Art. 779i 
und 779k ZGB) massgebend. 
3 Dasselbe gilt sinngemäss für die Einschreibung des gesetzlichen Pfandrechts zur 
Sicherung der Beitragsforderungen der Gemeinschaft gegenüber den Stockwerkei-
gentümern (Art. 712i ZGB). 

Art. 81 Vormerkungen im allgemeinen 
1 Die Vormerkung beruht auf einem Ausweis, der die Bedingungen für die Aus-
übung des vorgemerkten Rechts und allfällige Beschränkungen seiner Dauer enthält. 
2 Ausgenommen ist die Vormerkung einer Verfügungsbeschränkung auf Antrag der 
Zwangsvollstreckungsbehörden. 
3 Der Ausweis für Vormerkungen, die auf einer richterlichen Anordnung beruhen 
(Art. 960 Abs. 1 Ziff. 1, 961 Abs. 1 Ziff 1 und 2 ZGB), besteht im vollstreckbaren 
vorläufigen Entscheid. 
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Art. 82 (Art. 71-71b)  Vormerkung persönlicher Rechte 
1 Der Ausweis zur Vormerkung vertraglich vereinbarter persönliche Rechte bedarf 
der öffentlichen Beurkundung bei Kaufs- und Rückkaufsrechten, Vorkaufsrechten 
mit zum voraus bestimmtem Preis (Art. 216 Abs. 2 OR, Art. 712c Abs. 1 ZGB), 
Rückfallsrechten bei Schenkungen (Art. 247 OR), Aufhebung des Teilungsan-
spruchs (Art. 650 Abs. 2 ZGB), Aufhebung oder Abänderung des Zuweisungsan-
spruchs im bäuerlichen Bodenrecht (Art. 39 BGBB), Aufhebung oder Abänderung 
gesetzlicher Vorkaufsrechte an Grundstücken (Art. 681b ZGB), Nachrückungsrech-
ten von Grundpfandgläubigern (Art. 814 Abs. 3 ZGB) sowie bei Vormerkungen im 
Zusammenhang mit Dienstbarkeiten (Art. 740a, 779a Abs. 2 ZGB), wenn für deren 
Errichtung die öffentliche Beurkundung erforderlich ist. 
2 In allen andern Fällen von Vormerkungen persönlicher Rechte genügt ein Ausweis 
in schriftlicher Form. Zur Vormerkung von statutarischen Bestimmungen betreffend 
den Übergang der Mitgliedschaft bei einer Genossenschaft (Art. 850 Abs. 3 OR) ge-
nügt eine beglaubigte Kopie der Statuten. 

Art. 83 (Art. 73) Verfügungsbeschränkungen 
Der Ausweis für die Vormerkung von Verfügungsbeschränkungen wird geleistet: 

a. bei streitigen oder vollziehbaren Ansprüchen sowie bei Pfändung, Pfandver-
wertung und Arrest: durch die Anordnung der zuständigen Behörde; 

b. bei Nacherbeneinsetzung und Nachvermächtnis: durch eine beglaubigte Ko-
pie der Verfügung von Todes wegen. 

Art. 84 (Art. 79 Abs. 4 und 5) Anmerkungen 
1 Die Belege für Anmerkungen werden in schriftlicher Form oder öffentlich beur-
kundet eingereicht. 
2 Reglemente und Verwaltungsbeschlüsse von Miteigentümern (Art. 649a Abs. 2 
ZGB) werden von allen Miteigentümern unterschrieben. 
3 Das Stockwerkeigentümerreglement wird von allen Stockwerkeigentümern unter-
zeichnet, oder es wird ihm das Protokoll seiner Annahme durch Beschluss der 
Stockwerkeigentümergemeinschaft beigelegt. 
4 Der Ausweis für Anmerkungen, die auf einen Entscheid beruhen, besteht im voll-
streckbaren Entscheid. 
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5. Kapitel: Einschreibungen im Hauptbuch 

1. Abschnitt: Grundsätze und Verfahren 

Art. 85 (Art. 25) Grundsätze für die Einschreibung 
1 Das Grundbuchamt schreibt im Hauptbuch nur ein, was in der Anmeldung bean-
tragt wird. 
2 Die Einschreibungen erfolgen in der dafür vorgesehenen Abteilung des Haupt-
buchs. 
3 Bemerkungen zu den Einträgen dürfen in allen Abteilungen eingeschrieben wer-
den und sind Teil des Eintrags. 

Art. 86 (Art. 111g) Bearbeitungsverfahren 
1 Das Verfahren zur Bearbeitung der Daten des Hauptbuchs wird mit der Einschrei-
bung in das Tagebuch eingeleitet. 
2 Die Daten des Hauptbuchs, die aufgrund einer Tagebucheinschreibung erfasst, ge-
ändert oder gelöscht werden sollen, sind während des Bearbeitungsverfahrens belie-
big veränderbar, ohne dass die rechtswirksamen Daten des Hauptbuchs in ihrem Be-
stand berührt werden. 
3 Das Grundbuchamt schliesst das Bearbeitungsverfahren ab, indem es durch je ei-
nen besonderen Befehl: 

a. die Aufnahme und die Änderung der Daten des Hauptbuchs für rechtswirk-
sam erklärt; 

b. eingibt, dass die Anmeldung rechtskräftig abgewiesen ist; 
c. eingibt, dass die Anmeldung zurückgezogen wurde; oder 
d. eine versehentlich erfolgte Einschreibung im Tagebuch für ungültig erklärt. 

Art. 87 (Art. 26) Einschreibung im Papiergrundbuch 
1 Ist eine Einschreibung im Tagebuch hängig, so wird im Papiergrundbuch auf dem 
Hauptbuchblatt darauf hingewiesen.  
2 Die Einschreibungen in das Hauptbuch werden mit den Daten der Einschreibung 
im Tagebuch vorgenommen. 

Art. 88 (Art. 27) Rangverhältnisse 
1 Die Einschreibungen im Hauptbuch werden in der Reihenfolge vorgenommen, die 
sich aus dem Tagebuch ergibt. 
2 Sind in einem Hauptbuchblatt mehrere an demselben Tag angemeldete Einschrei-
bungen vorzunehmen und sollen sie nach dem Willen der Parteien oder nach der 
Reihenfolge der Einschreibung in das Tagebuch verschiedene Ränge erhalten, so 
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wird dies auch im Hauptbuch in geeigneter Weise, z.B. durch Angabe der genauen 
Zeit oder durch Angabe des Rangverhältnisses bei jedem Eintrag, zum Ausdruck 
gebracht. 
3 Soll sich der Rang eines Eintrags nicht aufgrund des Einschreibungsdatums erge-
ben, hat dies ausdrücklich aus dem Hauptbuchblatt hervorzugehen. 
4 Die besonderen Vorschriften über die Einschreibung der Pfandstellen bei Grund-
pfandrechten bleiben vorbehalten. 

Art. 89 (Art. 25)  Einschreibungsbescheinigung 
Das Grundbuchamt bescheinigt auf Begehren die Einschreibung auf den für die Par-
teien bestimmten Urkunden; es kann dies auch tun, indem es über den neuen Zu-
stand einen vollständigen oder teilweisen Auszug aus dem Hauptbuch abgibt. 

2. Abschnitt: Eigentum 

Art. 90 (Art. 31) Eigentum 
1 Die Einschreibung des Eigentums enthält: 

a. die Bezeichnung des Eigentümers; 
b. das Datum der Einschreibung im Tagebuch; 
c. den Erwerbsgrund; 
d. den Hinweis auf den Beleg; 
e. die Bezeichnung der Miteigentümer mit einer Ziffer oder einem Buchstaben, 

wenn für die Miteigentumsanteile keine besonderen Blätter angelegt worden 
sind. 

2 Zur Bezeichnung des Eigentümers und einer Person, der ein anderes Recht am 
Grundstück zusteht (Art. 958–961 ZGB), werden angegeben: 

a. für natürliche Personen: der Name, mindestens ein ausgeschriebener Vorname 
und das Geburtsdatum; 

b. für juristische Personen und für Kollektiv- und Kommanditgesellschaften: die 
Firma oder der Name, der Sitz und die Rechtsform, wenn diese nicht aus dem 
Namen oder der Firma hervorgeht; 

c. für einfache Gesellschaften und Gemeinschaften, in denen die beteiligten Per-
sonen durch Gesetzesvorschrift oder Vertrag verbunden und Gesamteigentü-
mer sind: die Angaben über die daran beteiligten Personen nach Buchstabe a 
oder b. Im Grundbuch auf Papier genügen bei einer Erbengemeinschaft die 
Angaben über den Erblasser mit dem Hinweis, dass es sich bei den Eigentü-
mern um dessen Erben handelt.  

3 Weitere Personendaten werden im Hauptbuch nur angegeben, soweit sie zur Iden-
tifikation nötig sind. 
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Art. 91 (Art. 32) Anmerkungsgrundstücke 
1 Soll das Eigentum an einem Grundstück (Anmerkungsgrundstück) dem jeweiligen 
Eigentümer eines anderen Grundstücks (Hauptgrundstück) zustehen (Art. 655a 
Abs. 1 ZGB), so wird auf dem Blatt des Anmerkungsgrundstücks in der Abteilung 
Eigentum statt des Namens des Eigentümers die Nummer des Hauptgrundstücks 
eingeschrieben. 
2 Ist das Anmerkungsgrundstück ein Miteigentumsanteil, stimmen sämtliche Mitei-
gentümer der Verknüpfung zu. Damit verzichten sie bezüglich der verknüpften An-
teile auf das Miteigentümer-Vorkaufsrecht und den Aufhebungsanspruch. Diese Ve-
reinbarung bedarf der öffentlichen Beurkundung.  
3 Die Verknüpfung kann nur stattfinden, wenn auf dem Anmerkungsgrundstück kei-
ne Grundpfandrechte und Grundlasten eingeschrieben sind oder diese im Zeitpunkt 
der Verknüpfung auf das Hauptgrundstück übertragen und auf dem Anmerkungs-
grundstück gelöscht werden. 
4 Ist das Anmerkungsgrundstück ein Miteigentumsanteil, so muss auch das zu Mit-
eigentum ausgestaltete Grundstück während der gesamten Dauer der Verknüpfung 
pfandfrei und grundlastenfrei sein. 
5 Die Verknüpfung wird auf dem Blatt des Hauptgrundstücks in die Grundstücksbe-
schreibung oder in die Abteilung «Anmerkungen» eingeschrieben.  

Art. 92 (Art. 33) Mit- und Gesamteigentum 
1 Bei Miteigentum wird der Bruchteil durch entsprechenden Zusatz («zu 1/2», «zu 
1/3» usw.) zum Namen jedes Miteigentümers angegeben. 
2 Die Kantone können vorsehen, dass Miteigentumsverhältnisse an gegenseitig über-
ragenden Bauten oder an Bauwerken auf fremdem Boden (Art. 670 ZGB) als 
Dienstbarkeit eingeschrieben werden können. 
3 Bei Gesamteigentum wird den Angaben nach Artikel 90 Absatz 2 Buchstabe c das 
die Gemeinschaft oder Gesellschaft begründende Rechtsverhältnis beigefügt. 

Art. 93 (Art. 33a) Stockwerkeigentum 
1 Stockwerkeigentum wird auf dem Hauptbuchblatt der Liegenschaft oder des 
Baurechtes in der Abteilung «Eigentum» eingeschrieben. 
2 Die Einschreibung umfasst: 

a. die Nummer des Blatts einer jeden Stockwerkeinheit; 
b. den Bruchteil (Wertquote) einer jeden Stockwerkeinheit, ausgedrückt in 

Bruchteilen mit einem gemeinsamen Nenner; 
c. die Bezeichnung des Eigentumsverhältnisses als Stockwerkeigentum 

(StWE); 
d. das Datum der Einschreibung im Tagebuch; 
e. die Angabe des Begründungsakts; 
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f. die Verweisung auf die Belege. 

Art. 94 (Art. 33b) Aufteilungsplan bei Stockwerkeigentum 
1 Die räumliche Lage, Abgrenzung und Zusammensetzung der Stockwerkeinheiten 
werden im Begründungsakt klar und bestimmt angegeben. 
2 Fehlt es daran, so setzt das Grundbuchamt Frist zur Beibringung eines von allen 
Eigentümern unterzeichneten Aufteilungsplans und nötigenfalls einer amtlichen 
Bestätigung nach kantonaler Vorschrift, dass die zu Sonderrecht ausgeschiedenen 
Räume ganze in sich abgeschlossene Wohnungen oder geschäftlichen oder anderen 
Zwecken dienende Raumeinheiten mit eigenem Zugang sind. 
3 Für die Einschreibung altrechtlichen Stockwerkeigentums bleibt Artikel 20bis 
SchlT ZGB vorbehalten. 

Art. 95 (Art. 33c) Einschreibung von Stockwerkeigentum vor Erstellung des 
Gebäudes 

1 Die Einschreibung von Stockwerkeigentum vor Erstellung des Gebäudes kann nur 
verlangt werden, wenn mit der Anmeldung der Aufteilungsplan eingereicht wird. 
2 Das Grundbuchamt schreibt auf dem Blatt der Liegenschaft oder des Baurechts 
und auf den Blättern der Stockwerke die Anmerkung «Begründung des StWE vor 
der Erstellung des Gebäudes» ein. 
3 Die Fertigstellung des Gebäudes wird dem Grundbuchamt angezeigt, gegebenen-
falls unter Einreichung des nach der Bauausführung berichtigten Aufteilungsplans, 
der auf Verlangen des Grundbuchamts durch die amtliche Bestätigung nach Artikel 
94 Absatz 2 ergänzt wird. 
4 Wird diese Bestätigung nicht beigebracht oder sonstwie festgestellt, dass die zu 
Sonderrecht ausgeschiedenen Räume nicht in sich abgeschlossene Wohnungen oder 
zu anderen Zwecken bestimmte Raumeinheiten mit eigenem Zugang sind, so wird 
das Stockwerkeigentum nach fruchtloser Fristansetzung und in Ermangelung eines 
Gerichtsurteils in sinngemässer Anwendung von Artikel 976a und 976b ZGB ge-
löscht und in gewöhnliches Miteigentum zurückgeführt. 

3. Abschnitt: Dienstbarkeiten und Grundlasten 

Art. 96 (Art. 35) Dienstbarkeiten  
1 Eine Dienstbarkeit wird in der gleichnamigen Abteilung des Hauptbuchblattes des 
belasteten Grundstücks eingeschrieben. Eine Grunddienstbarkeit wird zudem auf 
dem Hauptbuchblatt des berechtigten Grundstücks in derselben Abteilung einge-
schrieben. 
2 Der Eintrag im Hauptbuchblatt enthält: 

a. die Bezeichnung mit einer Ziffer oder einem Buchstaben; 
b. die Bezeichnung als Last oder als Recht; 
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c. die Bezeichnung der Dienstbarkeit mit einem Stichwort, gegebenenfalls mit 
der Bezeichnung als Legalservitut, mit der Angabe, dass es sich um ein selb-
ständiges und dauerndes Recht handelt, oder mit der Angabe einer neben-
sächlichen Leistungspflicht, deren Einschreibung beantragt wurde; 

d. auf dem Hauptbuchblatt des belasteten Grundstücks die Bezeichnung des 
berechtigten Grundstücks oder der berechtigten Person;  

e. auf dem Hauptbuchblatt des berechtigten Grundstücks die Bezeichnung des 
belasteten Grundstücks; ist eine grosse Zahl von Grundstücken belastet, so 
kann beim Papiergrundbuch auf deren Bezeichnung verzichtet und auf den 
Beleg hingewiesen werden; 

f. das Datum der Einschreibung im Tagebuch; 
g. den Hinweis auf den Beleg. 

3 Das Stichwort für die Dienstbarkeit und die nebensächlichen Leistungspflichten 
wird vom Grundbuchamt festgelegt. 

Art. 97 (Art. 38) Dienstbarkeiten auf Kollektivblättern 
1 Steht das Grundstück, zu dessen Lasten oder zu dessen Gunsten eine Grunddienst-
barkeit eingeschrieben werden soll, auf einem Kollektivblatt, so werden bei der Ein-
schreibung auf diesem Blatt stets die Nummern des belasteten und des berechtigten 
Grundstücks angegeben. 
2 Sind das belastete und das berechtigte Grundstück auf einem Kollektivblatt verei-
nigt, so bedarf es nur einer Einschreibung, unter Angabe der Nummern des belaste-
ten und des berechtigten Grundstücks. 

Art. 98 (Art. 35, 37) Grundlasten 
1 Eine Grundlast wird in der gleichnamigen Abteilung des Hauptbuchs des belaste-
ten Grundstücks eingeschrieben. Eine Grundlast, die dem jeweiligen Eigentümer ei-
nes Grundstücks zusteht, wird zudem auf dem Hauptbuchblatt des berechtigten 
Grundstücks in derselben Abteilung eingeschrieben. 
2 Der Eintrag im Hauptbuchblatt enthält: 

a. die Bezeichnung mit einer Ziffer oder einem Buchstaben; 
b. die Bezeichnung als Last oder als Recht; 
c. die Bezeichnung der Grundlast mit einem Stichwort; 
d. auf dem Hauptbuchblatt des belasteten Grundstücks die Bezeichnung des 

berechtigten Grundstücks oder der berechtigten Person; 
e. auf dem Hauptbuchblatt des berechtigten Grundstücks die Bezeichnung des 

belasteten Grundstücks; ist eine grosse Zahl von Grundstücken belastet, so 
kann beim Papiergrundbuch auf deren Bezeichnung verzichtet und auf den 
Beleg hingewiesen werden; 

f. das Datum der Einschreibung im Tagebuch; 
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g. den Hinweis auf den Beleg; 
h. den Gesamtwert nach Artikel 783 Absatz 2 ZGB. 

3 Das Stichwort für die Grundlast wird vom Grundbuchamt festgelegt. 
4 Ist die Grundlast mit einer unablösbaren Grunddienstbarkeit verbunden, so wird 
auf Antrag in der Abteilung Grundlast als Bemerkung auf die Dienstbarkeit hinge-
wiesen. 

4. Abschnitt: Pfandrechte 

Art. 99 (Art. 40) Pfandrechte 
1 Die Grundpfandrechte werden in der gleichnamigen Abteilung des Hauptbuch-
blatts eingeschrieben. Der Eintrag enthält: 

a. die Bezeichnung mit einer Ziffer oder einem Buchstaben; 
b. die Art des Grundpfandrechts; 
c. im Fall eines Schuldbriefes: die Bezeichnung als Register-Schuldbrief oder 

als Papier-Schuldbrief; 
d. die Bezeichnung des Gläubigers (Art. 90 Abs. 2) oder die Bezeichnung «In-

haber»; 
e. die Pfandsumme und gegebenenfalls den Zinsfuss, für den das Pfandrecht 

nach Artikel 818 Absatz 2 ZGB Sicherheit bietet (Höchstzinsfuss); 
f. für rechtsgeschäftliche Pfandrechte: die Pfandstelle; 
g. das Datum der Einschreibung im Tagebuch; 
h. den Hinweis auf den Beleg. 

2 In der Abteilung Grundpfandrechte kann auf das vorgemerkte Nachrückungsrecht 
verwiesen werden. 
3 Bei Eisenbahngrundstücken bleibt die Abteilung «Grundpfandrechte» für rechtsge-
schäftliche Pfandrechte geschlossen. 

Art. 100 (Art. 83) Bemerkungen zu den Grundpfandeinträgen im Papiergrund-
buch 

1 Die in dieser Verordnung vorgesehenen «Bemerkungen zu den Grundpfandeinträ-
gen» werden in der Weise vorgenommen, dass alle Bemerkungen zu einem Grund-
pfandeintrag unter dessen Ziffer bzw. Buchstaben angebracht und soweit möglich 
zusammengestellt werden. 
2 Ebenso wird bei dem Eintrag, auf den sich die Bemerkung bezieht, darauf verwie-
sen. Zudem wird zum Zweck der Einschreibung solcher Verweisungen nach jedem 
Grundbucheintrag in der Abteilung «Grundpfandrechte» eine Zeile leer gelassen. 
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Art. 101 Pfandgläubiger, Nutzniesser und Pfändung beim Register-
Schuldbrief 

1 Die Einschreibung des neuen Gläubigers des Register-Schuldbriefs erfolgt auf die 
Anmeldung des bisherigen Gläubigers. 
2 Der nicht aus dem Grundbuch ausgewiesene Gläubiger weist durch einen Erwerbs-
titel nach, dass er seine Gläubigerstellung ausserbuchlich erworben hat. 
3 Die Einschreibung des Fahrnispfandgläubigers des Register-Schuldbriefs erfolgt 
auf Anmeldung des durch das Grundbuch ausgewiesenen Gläubigers in der Abtei-
lung «Grundpfandrechte» mit der Bezeichnung als Fahrnispfandgläubiger des 
Schuldbriefs. 
4 Die Bestellung einer Nutzniessung an einem Register-Schuldbrief wird in der Ab-
teilung «Grundpfandrechte» eingeschrieben. 
5 Die Pfändung des Register-Schuldbriefs und  weitere zwangsvollstreckungsrechtli-
che Verfügungsbeschränkungen werden in den «Bemerkungen» zum Pfandrecht 
eingeschrieben. 

Art. 102 (Art. 51) Ernennung des Bevollmächtigten eines Schuldbriefes 
1 Wird bei der Errichtung eines Schuldbriefes ein Bevollmächtigter ernannt (Art. 
850 ZGB), wird er auf Begehren des Vollmachtgebers in den «Bemerkungen» zu 
den Grundpfandrechten aufgeführt. 
2 Zur nachträglichen Angabe eines Bevollmächtigten oder zur Streichung bedarf es 
der Zustimmung aller Beteiligten oder einer Verfügung des Gerichts. Die Regelung 
gilt sinngemäss für Artikel 875 Ziffer 1 ZGB. 

Art. 103 (Art. 67) Nebenvereinbarungen, Abzahlungen 
1 Haben die Parteien schuldrechtliche Nebenvereinbarungen über Verzinsung, Ab-
zahlung und von den gesetzlichen Bestimmungen (Art. 846 Abs. 2 ZGB) abwei-
chende Kündigungsbestimmungen oder andere die Forderung betreffenden Neben-
bestimmungen getroffen, oder werden solche geändert, kann unter den «Bemerkun-
gen» zu den Pfandrechten darauf verwiesen werden. 
2 Auf Begehren des Schuldners werden mit Zustimmung des Pfandgläubigers Ab-
zahlungen ohne Reduktion der Schuld- und Pfandsumme (Art. 852 ZGB) unter den 
«Bemerkungen» eingeschrieben. 

Art. 104 Umwandlung eines Schuldbriefs 
Die Umwandlung eines Schuldbriefs erfolgt durch die Änderung des Pfandrechts-
eintrags auf dem Hauptbuchblatt mit folgenden Angaben: 

a. Bezeichnung der neuen Pfandrechtsart; 
b. bei der Umwandlung eines Papier-Schuldbriefs in einen Register-

Schuldbrief: die Bezeichnung des Gläubigers; 
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c. bei der Umwandlung eines Inhaberschuldbriefs in einen Namenschuldbrief 
und umgekehrt die Bezeichnung des Gläubigers oder die Bezeichnung «In-
haber»; auf dem Pfandtitel wird ein entsprechender Vermerk angebracht; 

d. bei der Umwandlung eines Register-Schuldbriefs in einen Papier-
Schuldbrief: die Bezeichnung des Gläubigers oder die Bezeichnung «Inha-
ber». 

Art. 105 Vereinfachte Umwandlung eines Papier-Schuldbriefs in ei-
nen Register-Schuldbrief 

1 Die Umwandlung eines unter dem bisherigen Recht errichteten Inhaber- oder Na-
menschuldbriefs in einen Register-Schuldbrief erfolgt auf Anmeldung des Grundei-
gentümers oder des Grundpfandgläubigers gestützt auf eine schriftliche Vereinba-
rung zwischen diesem und den am Schuldbrief berechtigten Personen. 
2 Dem Grundbuchamt wird der Pfandtitel zwecks Entkräftung oder eine Kraftloser-
klärung des Gerichts eingereicht. 
3 Die Umwandlung erfolgt durch die Änderung des Pfandrechtseintrags auf dem 
Hauptbuchblatt mit folgenden Angaben: 

a. die Bezeichnung als Register-Schuldbrief; 
b. die Bezeichnung des Gläubigers. 

4 In der Bemerkung wird das Datum der Umwandlung angegeben und auf die An-
meldungsbelege hingewiesen. 

Art. 106 Umwandlung von Grundpfandverschreibungen 
Artikel 104 gilt entsprechend für die Umwandlung einer Grundpfandverschreibung 
in einen Schuldbrief und umgekehrt. 

Art. 107 (Art. 41) Grundpfandrechte auf Kollektivblättern 
1 Die Einschreibung von Grundpfandrechten in ein Kollektivblatt erfolgt nur, wenn 
sämtliche darin aufgenommenen Grundstücke verpfändet werden sollen. 
2 Wird die Einschreibung eines Grundpfandrechts nur für einzelne auf dem Kollek-
tivblatt enthaltene Grundstücke nachgesucht, so nimmt das Grundbuchamt von Am-
tes wegen die Ausscheidung dieser oder der übrigen Grundstücke des Blatts nach 
den Vorschriften über die Umschreibungen (Art. 27) vor. 

Art. 108 (Art. 42) Gesamtpfandrechte 
1 Soll nach Artikel 798 Absatz 1 ZGB auf mehrere, nicht in einem Kollektivblatt 
vereinigte Grundstücke desselben Grundbuchkreises für eine Forderung ein Grund-
pfandrecht (Gesamtpfandrecht) errichtet werden, so wird bei der Einschreibung des-
selben in die einzelnen Grundbuchblätter jeweils unter «Pfandsumme» der ganze 
Betrag der Forderung und in den «Bemerkungen» der Hinweis auf die mitverpfän-
deten Grundstücke (z.B. «zu A: Nummer ... mitverpfändet») aufgenommen. 
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2 Soll dieses Grundpfand für eine Forderung auf mehrere, in verschiedenen Grund-
buchkreisen gelegene Grundstücke errichtet werden, so wird die Anmeldung zur 
Einschreibung zuerst in demjenigen Kreis vorgenommen, in dem die grössere Flä-
che der zu verpfändenden Grundstücke liegt, und hier nach Absatz 1 für die in die-
sem Kreis gelegenen Grundstücke erledigt. 
3 Hierauf ersucht der Eigentümer oder der Erwerber, gestützt auf den Ausweis über 
die Einschreibung im ersten Grundbuchkreis, der Reihe nach in den übrigen Grund-
buchkreisen um die Einschreibung des Grundpfandrechts, wobei von jedem Grund-
buchamt die Nummern aller mitverpfändeten Grundstücke des eigenen und der an-
deren Kreise nach Absatz 1 vermerkt werden, und den Grundbuchämtern der übri-
gen Kreise, zum Zweck der Ergänzung ihrer Vermerke, unter Angabe der Nummern 
von sämtlichen Verpfändungen Mitteilung zu machen ist. 
4 Für die Fälle, in welchen die zu verpfändenden Grundstücke nur in einem Kanton 
gelegen sind, können die Kantone dasjenige Grundbuchamt, bei dem nach Absatz 2 
die erste Anmeldung zu geschehen hat, verpflichten, von Amtes wegen die Ein-
schreibung der Grundpfandrechte in den übrigen Grundbuchkreisen zu veranlassen. 

Art. 109 (Art. 43) Gesamtpfandrechte auf Grundstücken verschiedener Eigen-
tümer 

Gehören in den Fällen des Artikels 108 Absatz 1 oder 2 mehrere Grundstücke in-
nerhalb eines Grundbuchkreises verschiedenen Eigentümern, so wird die Anmel-
dung zur Einschreibung für alle Grundstücke gleichzeitig eingereicht. 

Art. 110 (Art. 44) Gesamtpfandrechte bei nachträglicher Belastung weiterer 
Grundstücke 

Die Vorschriften des Artikels 108 sind entsprechend anwendbar, wenn nachträglich 
noch andere Grundstücke mit dem an einem Grundstück bestehenden Grundpfand-
recht nach Artikel 798 Absatz 1 ZGB belastet werden sollen. 

Art. 111 (Art. 45) Einschreibung von Teilpfandrechten 
1 Werden mehrere auf verschiedenen Grundbuchblättern aufgenommene Grundstü-
cke für die nämliche Forderung verpfändet, ohne dass ein Gesamtpfandrecht nach 
Artikel 798 Absatz 1 ZGB errichtet werden soll, so wird jedes Grundstück mit dem 
von den Parteien bei der Anmeldung angegebenen Teilbetrag belastet. 
2 Haben die Parteien über die Verteilung nichts bestimmt, so kann das Grundbuch-
amt entweder die Anmeldung zurückweisen oder in den Fällen, in denen für die 
Grundstücke ein Schatzungswert im Grundbuch angegeben ist, diese Verteilung un-
ter Anzeige an die Parteien nach dem Schatzungswerte vornehmen und die entspre-
chenden Belastungen in das Grundbuch einschreiben. 
3 Bei der Teilung der Pfandsumme wird nicht unter 1 Franken gegangen. 
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Art. 112 Gesetzlicher Übergang der Gläubigerrechte einer Teilforde-
rung 

Gehen die Gläubigerrechte für eine Teilforderung von Gesetzes wegen auf einen 
neuen Gläubiger über (Art. 110 OR), wird auf Antrag der beteiligten Gläubiger un-
ter entsprechender Reduktion des bisherigen Pfandrechts ein Teilpfandrecht in die-
sem Betrag und an derselben Pfandstelle eingeschrieben. Sofern das Teilpfandrecht 
dem bisherigen Pfandrecht im Rang nachgeht, wird die Pfandstelle geteilt. 

Art. 113 (Art. 46) Verteilung der Pfandbelastung bei Veräusserung eines 
Grundstücks 

1 Wenn eines von mehreren insgesamt verpfändeten Grundstücken veräussert wird 
und sich der Erwerber für die Schuld, für die das Grundstück haftet, nicht solida-
risch verpflichtet, sind die Vorschriften des Artikels 111 ebenfalls anwendbar, je-
doch mit der Besonderheit, dass das Grundbuchamt die Verteilung der Belastung in 
allen Fällen vornimmt, in denen die Parteien hierüber nichts vereinbaren. 
2 Nimmt das Grundbuchamt diese Verteilung vor, so gibt es den Beteiligten unver-
züglich davon Kenntnis. 

Art. 114 (Art. 47 Abs. 3) Grundpfandrechte und Grundlasten auf Miteigentums-
anteilen 

Werden Grundpfandrechte oder Grundlasten auf den besonderen Blättern von Mit-
eigentumsanteilen eingeschrieben, so wird durch Anmerkung auf dem Blatt des ge-
meinschaftlichen Grundstückes darauf hingewiesen. 

Art. 115 (Art. 48) Vorbehaltener Vorgang und leere Pfandstelle 
Für die Einschreibung des vorbehaltenen Vorgangs (Art. 813 ZGB) und der leeren 
Pfandstelle gilt Artikel 99. Statt des Namens des Gläubigers wird jedoch «vorbehal-
tener Vorgang» oder «leere Pfandstelle» eingesetzt; unter «Grundpfandart» wird 
nichts eingeschrieben. 

Art. 116 Gesetzliche Grundpfandrechte 
1 Die gesetzlichen Grundpfandrechte werden in der Abteilung «Grundpfandrechte» 
eingeschrieben. 
2 Der Eintrag enthält neben den Angaben nach Artikel 99 Buchstaben a, d, e, g und h 
den Hinweis auf die Art der gesicherten Forderung, z.B. Bauhandwerkerforderung, 
Baurechtszins, Heimfallentschädigung, Grundsteuerforderung, Strassenbeiträge. Un-
ter den Bemerkungen wird auf ein vom Einschreibungsdatum abweichendes Rang-
verhältnis zu den übrigen Pfandrechten hingewiesen. 
3 Die Kantone können für gesetzliche Pfandrechte die gleiche Darstellung wie für 
vertragliche Pfandrechte vorsehen. 
 4 Das Grundbuchamt gibt allen Personen, die aus einem auf demselben Hauptbuch-
blatt eingetragenen Grundpfandrecht oder aus einer Grundlast berechtigt sind, un-



Verordnung über das Grundbuch AS 2010 

38 

verzüglich von der Einschreibung eines gesetzlichen Pfandrechts mit Rangvorgang 
Kenntnis.  

Art. 117 (Art. 49) Grundpfandrechte für Bodenverbesserungen 
1 Die Einschreibung der Grundpfandrechte für Bodenverbesserungen (Art. 820 
ZGB) erfolgt nach den Bestimmungen des Artikels 99 mit der Besonderheit, dass 
statt der Pfandstelle die Abkürzung «B-V» eingeschrieben wird. 
2 Wird das Pfandrecht für eine Bodenverbesserung eingeschrieben, die ohne staatli-
che Subvention durchgeführt wird, so wird unter den «Bemerkungen» ausserdem 
«Tilgung durch Annuitäten von … %» beigefügt. 

Art. 118 (Art. 50) Bauhandwerkerpfandrechte und gesetzliche Pfandrechte bei 
Baurecht 

1 Die Einschreibung der Pfandrechte für die Forderungen der Handwerker und Un-
ternehmer (Art. 837 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB) enthält ausser den in Artikel 99 aufgezähl-
ten Angaben die Bezeichnung «Baupfandrecht» unter den «Bemerkungen». 
2 Die entsprechende Bemerkung zum Eintrag des gesetzlichen Pfandrechtes für den 
Baurechtszins (Art. 779i und 779k ZGB) lautet: «Baurechtszins». 
3 Zum Eintrag des Pfandrechtes für die Heimfallsentschädigung (Art. 779d Abs. 2 
und 3 ZGB) lautet sie: «Heimfallsentschädigung». 
4 Die Bezeichnung «Heimfallsentschädigung» wird statt der Pfandstelle mit der Ab-
kürzung «HfE» eingeschrieben und durch die Bemerkung ergänzt, dass das Pfand-
recht den Rang des gelöschten Baurechtes hat. 

Art. 119 (Art. 52 Abs. 2) Anleihensobligationen 
Werden Anleihensobligationen durch Errichtung einer Grundpfandverschreibung 
oder eines Schuldbriefs nach Artikel 875 Ziffer 1 ZGB sichergestellt, so gelten die 
Bestimmungen des Artikels 99 mit den Abänderungen, dass als Gläubiger «die aus 
den Anleihensobligationen Berechtigten» eingeschrieben, ferner in der gleichen Ab-
teilung der Betrag, die Anzahl und die Art der Obligationen (Namen- oder Inhaber-
obligationen) angegeben werden und der Name des Stellvertreters für die Gläubiger 
und den Schuldner unter den «Bemerkungen» erwähnt wird. 

Art. 120 (Art. 37 Abs. 3 und 4) Rangänderungen 
1 Die Rangänderung eines Grundpfandrechts gegenüber einer Dienstbarkeit, einer 
Grundlast oder einer Vormerkung sowie die Rangänderung innerhalb der Dienstbar-
keiten, Grundlasten und Vormerkungen erfolgen aufgrund einer schriftlichen Zu-
stimmung der durch die Rangänderung benachteiligten Person. 
2 Die Rangänderung wird im Hauptbuch als Bemerkung in der entsprechenden Ab-
teilung eingeschrieben. 
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5. Abschnitt: Vormerkungen, Anmerkungen und Bemerkungen 

Art. 121 (Art. 77) Vormerkungen 
1 Die Bestimmungen über die Einschreibungen der dinglichen Rechte sind auf die 
Vormerkungen anwendbar. 
2 Die Vormerkung enthält überdies: 

a. den wesentlichen Inhalt des vorgemerkten Rechts; 
b. die Bezeichnung der berechtigten Person oder des berechtigten Grundstücks; 
c.  das Datum der Einschreibung im Tagebuch; 
d. den Hinweis auf den Beleg. 

3 Bezieht sich die Vormerkung auf Artikel 740a Absatz 2, 779a Absatz 2 oder 814 
Absatz 3 ZGB, nimmt sie auf das entsprechende Recht Bezug. 
4 Handelt es sich bei diesem Recht um eine als Grundstück aufgenommene Dienst-
barkeit, wird die Vormerkung auch auf dem Blatt dieses Rechts eingeschrieben. 
5 Soll ein persönliches Recht vorgemerkt werden (Art. 959 ZGB), das dem jeweili-
gen Eigentümer eines Grundstücks zusteht, so wird die Vormerkung auch in der 
gleichnamigen Abteilung des Hauptbuchblatts des berechtigten Grundstücks einge-
schrieben. 

Art. 122 (Art. 75) Vorläufige Eintragungen 
1 Für die Vormerkung vorläufiger Eintragungen bedarf es der schriftlichen Einwilli-
gung des Eigentümers und der übrigen Beteiligten oder einer Anordnung des Ge-
richts. 
2 Vorläufige Eintragungen werden als solche bezeichnet und enthalten in Stichwor-
ten den wesentlichen Inhalt des Rechts, die berechtigte Person, das Datum der An-
meldung und den Hinweis auf den Beleg. 

Art. 123 (Art. 79) Anmerkungen 
Anmerkungen werden auf dem Hauptbuchblatt mit einem Stichwort, dem Datum 
und dem Hinweis auf den Beleg eingeschrieben. 

Art. 124 (Art. 80 Abs. 2) Gesetzliche Wegrechte 
Die Anmerkung von gesetzlichen Wegrechten von bleibendem Bestand (Art. 696 
ZGB) erfolgt ohne besonderen Ausweis mit einem Stichwort nach kantonalem 
Recht auf dem Hauptbuchblatt des belasteten Grundstücks. 

Art. 125 Trustverhältnis 
1 Die Anmerkung eines Trustverhältnisses (Art. 149d IPRG) erfolgt gestützt auf eine 
Anmeldung des im Grundbuch eingeschriebenen Begründers im Zusammenhang mit 



Verordnung über das Grundbuch AS 2010 

40 

dem Einbringen des Grundstückes in den Trust oder des eingeschriebenen Trustees. 
Die Anmeldung kann auf Gesuch der Begünstigten durch Urteil eines schweizeri-
schen Gerichts erfolgen. 
2 Die Anmerkung enthält den Hinweis, dass das Grundstück zu einem Trust gehört 
unter Angabe der Kurzbezeichnung des Trusts. 

Art. 126 Löschung der Anmerkung eines Trustverhältnisses 
1 Für die Löschung der Anmerkung ist der Nachweis erforderlich, dass die Zustim-
mung einer vom Begründer zur Löschung ermächtigten Person, die Zustimmung der 
Begünstigten oder der ausländischen Aufsichtsbehörde über den Trust oder eine 
Anordnung eines schweizerischen Gerichts vorliegt. Das Grundbuchamt kann eine 
notarielle Feststellungsurkunde einer schweizerischen Urkundsperson verlangen, 
woraus sich die Bestätigung ergibt, dass eine dieser Voraussetzungen erfüllt ist. 
2 Bei einer Eigentumsübertragung auf Begünstigte oder auf Dritte ist die Anmer-
kung von Amtes wegen zu löschen. 

Art. 127 Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen 
1 Die von einer Behörde gestützt auf die kantonale Gesetzgebung durch Verwal-
tungsverfügung oder durch einen verwaltungsrechtlichen Vertrag für ein einzelnes 
privates Grundstück angeordnete öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung mit 
länger dauernder Wirkung wird im Grundbuch angemerkt, wenn sie die folgenden 
Rechtsgebiete betrifft: 

a. Natur-, Heimat- und Umweltschutz, mit Ausnahme der Altlasten und der be-
lasteten Standorte; 

b. Wasserrecht und Wasserbau; 
c. Strassenbau und Strassenpolizei; 
d. Förderung des Wohnungsbaus; 
e. Förderung der Land- und Forstwirtschaft; 
f. Grundbuchvermessung; 
g. Baugesetzgebung; 
h. Enteignungsrecht. 

2 Die Kantone können durch Gesetz oder Verordnung Anmerkungen aus weiteren 
Rechtsgebieten vorsehen. 
3 Die Kantone erstellen eine Liste der einzelnen Anmerkungstatbestände der kanto-
nalen Gesetzgebung und teilen diese dem Eidgenössischen Amt für Grundbuch- und 
Bodenrecht mit. 

Art. 128 Bemerkungen 
1 Bemerkungen werden als Hinweise auf besondere rechtserhebliche Umstände zu 
den Einträgen in allen Abteilungen eingeschrieben, beispielsweise als Hinweis auf 
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Änderungen von Rangverhältnissen, mitverpfändete Grundstücke bei Gesamteigen-
tum, Ernennung eines Bevollmächtigten, Nebenvereinbarungen und Abzahlungen 
beim Schuldbrief oder Verfügungsbeschränkungen beim Register-Schuldbrief. 
2 Bemerkungen aus der amtlichen Vermessung können auch in die Grundstücksbe-
schreibung eingeschrieben werden. 

6. Kapitel: Änderungen und Löschungen 

Art. 129 (Art. 61) Voraussetzungen 
1 Die für die Anmeldung zur Einschreibung aufgestellten Vorschriften gelten auch 
für die Anmeldung zur Abänderung oder Löschung eines Eintrags. 
2 Ausserdem bedarf es einer schriftlichen Ermächtigung der aus dem Eintrag berech-
tigten Personen oder einer Ermächtigung des Gerichts oder einer anderen zuständi-
gen Behörde. 
3 Die besonderen Bestimmungen über die Voraussetzungen der Abänderung oder 
Löschung ungerechtfertigter oder bedeutungslos gewordener Einträge (Art. 975–
976b ZGB) bleiben vorbehalten. 

Art. 130 (Art. 111h) Vorgehen 
1 Einträge werden gelöscht, indem die Daten vom Bestand der rechtsgültigen in den-
jenigen der nicht mehr rechtsgültigen (historischen) Daten übergeführt werden. 
2 Einträge werden geändert, indem die neuen Daten in den Bestand der rechtsgülti-
gen Hauptbuchdaten aufgenommen und die geänderten Daten in den Bestand der 
nicht mehr rechtsgültigen (historischen) Daten übergeführt werden.  
3 Nicht mehr rechtsgültige (historische) Daten sind unter Angabe von Datum und 
Beleg der Löschung oder Änderung als solche kenntlich zu machen. 

Art. 131 (Art. 62 und 65) Löschungen und Änderungen im Papiergrundbuch 
1 Ein Eintrag im Papiergrundbuch wird gelöscht, indem er vollständig gestrichen 
und bei der betreffenden Stelle die Bemerkung «… gelöscht» eingeschrieben wird. 
2 Ein Eintrag im Papiergrundbuch wird abgeändert, indem entweder der ganze Ein-
trag oder bloss der zu ändernde Teil gestrichen und durch den neuen Wortlaut er-
setzt wird. 
3 Datum und Beleg der Löschung oder Änderung werden angegeben. 

Art. 132 (Art. 63) Löschung von Grundpfandrechten 
1 Wird ein vorgehendes Grundpfandrecht getilgt, ohne dass an dessen Stelle sofort 
und für die ganze ursprüngliche Pfandsumme ein neues errichtet wird, und ohne 
dass die nachgehenden Grundpfandgläubiger nachrücken, so wird zugleich mit der 
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Löschung unter bisherigem Datum und mit bisheriger Pfandstelle eine leere Pfand-
stelle eingeschrieben. 
2 Papier-Schuldbrief und Gült dürfen im Grundbuch nicht gelöscht werden, bevor 
der Pfandtitel entkräftet oder durch das Gericht für kraftlos erklärt worden ist. 

Art. 133 (Art. 61 Abs. 3) Änderung von Pfandrechtseinträgen 
1 Bei Papier-Schuldbriefen und Gülten werden Angaben, die zum notwendigen In-
halt des Pfandtitels gehören, im Hauptbuch nur geändert, wenn die Änderung 
gleichzeitig auch im Pfandtitel vorgenommen wird. 
2 Ist der Pfandtitel abhanden gekommen, so wird eine Änderung nur vorgenommen, 
wenn der Titel vom Gericht kraftlos erklärt und an seiner Stelle ein Ersatztitel (Dup-
likat) ausgestellt worden ist. 

Art. 134 Löschung einer Anmerkung auf Antrag 
1 Anmerkungen des Privatrechts werden auf Antrag aller Personen, deren Rechte 
vom angemerkten Rechtsverhältnis betroffen sind oder auf Antrag der zuständigen 
Behörde oder des Gerichts gelöscht. 
2 Anmerkungen des öffentlichen Rechts werden auf Antrag oder mit Zustimmung 
der nach dem öffentlichen Recht zuständigen Behörde gelöscht. 

Art. 135 Löschung einer Anmerkung von Amtes wegen 
1 Das Grundbuchamt kann die in Artikel 962 Absatz 2 ZGB vorgeschriebene Lö-
schung von Amtes wegen anlässlich einer neuen Einschreibung auf dem betreffen-
den Hauptbuchblatt oder anlässlich einer allgemeinen Überprüfung der Einträge 
vornehmen. 
2 Gelangt das Grundbuchamt auf Antrag eines Berechtigten oder von Amtes wegen 
vorläufig zur Überzeugung, dass eine von Artikel 962 Absatz 2 ZGB erfasste An-
merkung des öffentlichen Rechts ihre rechtliche Bedeutung verloren hat, fordert es 
die zuständige Behörde förmlich auf, sich zur Löschung zu äussern. 
3 Beschliesst die Behörde mit einem vollstreckbaren Entscheid die Löschung, löscht 
das Grundbuchamt die Anmerkung und benachrichtigt es die Betroffenen. 
4 Lässt sich die Behörde trotz Mahnung nicht vernehmen, nimmt das Grundbuchamt 
die Löschung vor, sofern sie ihm als gerechtfertigt erscheint, und es benachrichtigt 
die Betroffenen. 
5 Die zuständige Behörde kann die Wiedereinschreibung verlangen, ohne durch die 
Löschung gebunden zu sein. 

Art. 136 (Art. 111d, Art. 84) Löschung von Bemerkungen 
1 Bemerkungen werden von Amtes wegen gestrichen, wenn der entsprechende Ein-
trag gelöscht wird oder wenn eine frühere Bemerkung infolge einer späteren hinfäl-
lig wird. 
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2 Mit der Bemerkung wird zugleich auch die Verweisung darauf beim Eintrag ge-
löscht bzw. entsprechend geändert. 

7. Kapitel: Berichtigungen 

Art. 137 (Art. 98-100) Pflicht zur Berichtigung 
1 Berichtigungen sind Veränderungen von unrichtigen rechtswirksamen Daten. 
2 Das Grundbuchamt ist verpflichtet, festgestellte Fehler nach Möglichkeit zu be-
richtigen. 

Art. 138 Berichtigung von Fehlern 
1 Das Grundbuchamt kann blosse Schreibfehler, die den materiellen Inhalt eines 
Rechts oder die Identifikation einer Person nicht berühren, jederzeit von sich aus be-
richtigen. 
2 Fehlerhafte Einträge oder Löschungen, die das Grundbuchamt feststellt und nicht 
sofort von sich aus berichtigen kann, macht es mit einer Anmerkung kenntlich. Die-
se wird nach erfolgter Berichtigung von Amtes wegen gelöscht. 
3 Das Grundbuchamt ersucht die Betroffenen um Zustimmung zur Berichtigung. 
4 Im berichtigten Eintrag wird auf die Einschreibung im Tagebuch hingewiesen. 

Art. 139 Berichtigungen im Papiergrundbuch 
1 Im Papiergrundbuch können alle Berichtigungen vorgenommen werden, so lange 
keine Beteiligten oder Dritte vom unrichtigen Eintrag oder der unrichtigen Lö-
schung Kenntnis erhalten haben. 
2 Die Berichtigung durch Rasuren, Korrekturen, Randbemerkungen oder Einschie-
bungen irgendwelcher Art ist untersagt. 
3 Im Übrigen sind Artikel 137 und 138 sinngemäss anwendbar. 
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4. Titel: Ausstellung, Änderung und Entkräftung von 
Pfandtiteln 

1. Kapitel: Ausstellung des Pfandtitels 

Art. 140 (Art. 53) Inhalt des Pfandtitels 
1 Soll ein Schuldbrief errichtet werden, so stellt das Grundbuchamt sofort nach der 
Einschreibung des Pfandrechts im Hauptbuch den Pfandtitel aus. 
2 Der Pfandtitel wird nach dem Muster des Eidgenössischen Amtes für Grundbuch- 
und Bodenrecht erstellt. Darin werden mindestens aufgeführt: 

a. die Bezeichnung als Schuldbrief und die Angabe des Gläubigers, oder die 
Angabe, dass der Titel auf den Inhaber lautet;  

b. das Datum der Einschreibung des Pfandrechts und die Angabe des Belegs;  
c. eine Nummer;  
d. die Pfandsumme, die Zins-, Kündigungs- und Abzahlungsbestimmungen 

sowie gegebenenfalls der Höchstzinsfuss (Art. 818 Abs. 2 ZGB) und die 
Bemerkungen über Änderungen im Rechtsverhältnis (Art. 852 ZGB);  

e. die Bezeichnung des Grundstücks, das als Pfand eingesetzt ist, mit der Iden-
tifikation (Art. 20 und Art. 90 Abs. 1 Bst. e) und, wenn der Titel nicht mit 
einem Auszug aus dem Hauptbuch verbunden ist, mit seiner Rechtsnatur 
(Art. 655 ZGB); ist das Grundstück in einer kantonalen Grundbucheinrich-
tung aufgenommen, so wird ein entsprechender Hinweis angebracht; 

f. die Pfandstelle;  
g. die bereits auf dem Grundstück ruhenden Rechte und die vorgehenden und 

gleichrangigen Lasten (Dienstbarkeiten, Grundlasten, Pfandrechte, mit Ein-
schluss der leeren Pfandstellen und der vorbehaltenen Vorgänge, Vormer-
kungen);  

h. bei Belastung von Miteigentum und Stockwerkeigentum zudem die vorge-
hende Pfandbelastung der ganzen Sache;  

i. gegebenenfalls der Name des Bevollmächtigten nach Artikel 850 ZGB oder 
des Stellvertreters für die Gläubiger nach Artikel 875 Ziffer 1 ZGB; 

j. die Unterschrift der Person, die den Titel ausstellen darf.  
3 Wird ein Gesamtpfandrecht errichtet, so wird dieses im Pfandtitel als solches be-
zeichnet. Zudem werden für alle als Pfand eingesetzten Grundstücke die Angaben 
nach Absatz 2 Buchstaben e–h aufgeführt. 
4 Anstelle der Angaben nach Absatz 2 Buchstaben g und h kann im Titel ein Auszug 
aus dem Hauptbuch wiedergegeben werden. Der Titel kann auch Hinweise auf ein 
Drittpfandverhältnis sowie auf die Übertragung, Aufbewahrung, Kraftloserklärung 
des Titels und ähnliches enthalten.  
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5 Umfasst der Titel einschliesslich eines Auszugs aus dem Hauptbuch mehrere Sei-
ten und bilden diese keine körperliche Einheit, so wird auf jeder beschrifteten Seite 
die Titelnummer angegeben; die Seiten werden durch gegenseitige Hinweise auf die 
Seitenzahl miteinander verbunden. 
6 Ist die Darstellung der Angaben nach Absatz 2 Buchstaben g und h oder eines 
Auszugs nach Absatz 4 zu aufwändig oder würde der Titel dadurch unübersichtlich 
oder zu umfangreich, so können die Angaben auf diejenigen über die vorgehenden 
und gleichrangigen Pfandrechte (mit Einschluss der leeren Pfandstellen und vorbe-
haltenen Vorgänge), Grundlasten, selbständigen und dauernden Rechte, Nutznies-
sungen und Wohnrechte beschränkt werden. In diesem Fall wird im Titel darauf hin-
gewiesen, dass allfällige andere vorgehende Belastungen aus dem Hauptbuch er-
sichtlich sind.  
7 Wird ein neuer Pfandtitel für einen kraftlos erklärten oder entkräfteten Titel 
(Art. 149) ausgestellt, so enthält er die Angabe, dass er an die Stelle des bisherigen 
tritt.  

Art. 141 (Art. 54) Ausstellung der Titel bei Gesamtpfandrechten und Teil-
pfandrechten 

1 Sollen für einen Schuldbriefbetrag mehrere Grundstücke verpfändet werden, so 
wird nur ein Pfandtitel ausgestellt, sofern die zu verpfändenden Grundstücke auf ei-
nem Kollektivblatt vereinigt sind oder sofern es sich um ein Gesamtpfandrecht (Art. 
108 dieser Verordnung und Art. 798 Abs. 1 ZGB) handelt. 
2 In den andern Fällen (Art. 111 dieser Verordnung und Art. 798 Abs. 2 ZGB) kann 
entweder für jeden Teilbetrag, mit dem ein Grundstück belastet wird, ein besonderer 
Titel ausgestellt werden, oder es können, solange Verwirrung nicht zu befürchten 
ist, die verschiedenen verpfändeten Grundstücke, unter Angabe des auf jedem der-
selben lastenden Teilbetrages, in einem einzigen Pfandtitel aufgeführt werden. 

Art. 142 (Art. 55) Ausstellung eines Titels bei Pfandvermehrung 
Die Vorschriften des Artikels 141 sind entsprechend anwendbar, wenn nach Errich-
tung eines Schuldbriefs noch weitere Grundstücke desselben Grundbuchkreises da-
mit belastet werden sollen (Pfandvermehrung). 

Art. 143 (Art. 56) Ausstellung der Pfandtitel bei Grundstücken in mehreren 
Grundbuchkreisen 

Wird ein Schuldbrief auf mehrere, in verschiedenen Grundbuchkreisen gelegene 
Grundstücke als Gesamtpfand errichtet, so werden alle belasteten Grundstücke in 
den Pfandtitel aufgenommen. Der Pfandtitel wird von der zuständigen Person (Art. 
140 Abs. 2 Bst. j) jedes betroffenen Kreises unterschrieben. Die Kantone können für 
mehrere im selben Kanton gelegene Grundstücke eine abweichende Regelung vor-
sehen. 
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Art. 144 (Art. 58) Aushändigung der Pfandtitel 
1 Der Pfandtitel wird dem Gläubiger oder seinem Beauftragten nur ausgehändigt, 
wenn der Schuldner und der Eigentümer des belasteten Grundstücks schriftlich ihre 
Zustimmung erklärt haben (Art. 861 Abs. 3 ZGB). 
2 Diese Einwilligung kann in die Anmeldung zur Einschreibung des Pfandrechts in 
das Grundbuch aufgenommen werden. 

Art. 145 (Art. 60) Auszüge für Grundpfandverschreibungen 
Wird über eine Grundpfandverschreibung ein Auszug aus dem Grundbuch erstellt 
(Art. 825 Abs. 2 ZGB), so gelten die Bestimmungen über die Angaben, die in einem 
Pfandtitel enthalten sein müssen (Art. 140) sinngemäss.  

2. Kapitel: Änderungen und Entkräftung 

Art. 146 (Art. 68 Abs. 1) Änderung des Pfandtitels 
Die in Artikel 102 und 103 vorgesehenen Änderungen werden gleichzeitig im 
Pfandtitel nachgetragen und vom Grundbuchamt unterschriftlich bestätigt. 

Art. 147 (Art. 68 Abs. 2) Änderungen des Pfandtitels von Amtes wegen 
In den Pfandtiteln werden von Amtes wegen alle diejenigen Änderungen nachgetra-
gen, die sich aus den Einschreibungen und Löschungen in den anderen Abteilungen 
des Hauptbuchblattes ergeben und die von Einfluss auf das Pfandrecht sind, z.B. 
Pfandentlassungen, Löschung von Dienstbarkeiten, Grundlasten und Vormerkun-
gen. 

Art. 148 (Art. 66) Übergang der Gläubigerrechte 
1 Der Übergang des Gläubigerrechts an einem Papier-Schuldbrief oder an einer 
Grundpfandverschreibung wird im Grundbuch nicht eingeschrieben. 
2 Auf Antrag des Berechtigten kann seine Stellung als Grundpfand- oder Faust-
pfandgläubiger oder als Nutzniesser registriert werden. Er hat seine Rechtsstellung 
gegenüber dem Grundbuchamt glaubhaft zu machen. 
3 Die Angabe der aus dem Pfandrecht berechtigten Person hat zur Folge, dass das 
Grundbuchamt alle durch Gesetz und Verordnung vorgeschriebenen Anzeigen an 
diese Person macht, soweit nicht ein Bevollmächtigter nach Artikel 102 bestellt ist. 
4 In einem Auszug wird darauf hingewiesen, dass die Bezeichnung der registrierten 
berechtigten Person keine weiteren Grundbuchwirkungen entfaltet. 
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Art. 149 Entkräftung von Pfandtiteln 
1 Ein Pfandtitel wird entkräftet, indem er zerschnitten, perforiert oder diagonal 
durchgestrichen und mit einem Löschungsvermerk versehen wird. Der Löschungs-
vermerk wird datiert und von der zuständigen Person des Grundbuchamtes unter-
schrieben. 
2 Ist ein Pfandtitel schadhaft, unleserlich oder unübersichtlich geworden oder er-
weist sich eine Neuausstellung als zweckmässiger als die Änderung, so stellt das 
Grundbuchamt unter Entkräftung des alten einen neuen Pfandtitel aus und vermerkt 
darauf die Neuausstellung. Wird ein Namentitel neu ausgestellt, so wird als Gläubi-
ger diejenige Person angegeben, an die der Titel zuletzt übertragen wurde. 
3 Der entkräftete Pfandtitel wird zusammen mit dem neu ausgestellten Titel der be-
rechtigten Person ausgehändigt, wenn diese es verlangt. Das kantonale Recht kann 
eine andere Regelung vorsehen. 
4 Wird das Grundpfandrecht im Grundbuch gelöscht, so wird der entkräftete Titel 
dem Grundeigentümer auf dessen Verlangen ausgehändigt. 

5. Titel: Teilung und Vereinigung von Grundstücken 

1. Kapitel: Teilung von Grundstücken 

Art. 150 (Art. 85) Teilung einer Liegenschaft 
1 Wird die Teilung einer Liegenschaft angemeldet, so wird das bisherige Haupt-
buchblatt in der Regel für einen Teil weitergeführt.  
2 Soweit Teile nicht mit angrenzenden Liegenschaften vereinigt werden, werden für 
sie neue Hauptbuchblätter eröffnet. 
3 Bei allen geänderten und neuen Liegenschaften werden das Datum und der Beleg 
der Änderung angegeben. 

Art. 151 (Art. 86) Bereinigung der Dienstbarkeiten 
Dienstbarkeiten werden nach den Regeln der Artikel 743 und 974a ZGB bereinigt. 

Art. 152 (Art. 87) Bereinigung der Grundpfandrechte 
1 Grundpfandrechte werden gemäss Antrag des Eigentümers und gegebenenfalls mit 
Zustimmung der Pfandgläubiger verteilt. 
2 Kann dem Antrag auf Verteilung der Pfandhaft nicht entsprochen werden, so wird 
die Anmeldung auf Grundstücksteilung abgewiesen. 
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3 Wird kein Antrag auf Verteilung der Pfandhaft gestellt, so richtet sich das Verfah-
ren nach Artikel 833 ZGB. Das Grundbuchamt teilt den Grundpfandgläubigern die 
Verteilung unverzüglich mit. 

Art. 153 (Art. 88) Bereinigung der Grundlasten 
1 Bei der Zerstückelung eines Grundstücks, das mit einer Grundlast belastet ist, wird 
deren Gesamtwert (Ablösungssumme) im Verhältnis der Werte der entstandenen 
Teile verteilt (Art. 792 Abs. 2 ZGB). 
2 Hat die geschuldete Leistung nur einen Bezug zur wirtschaftlichen Natur eines der 
entstandenen Teile, so wird die Grundlast nur auf diesen Teil übertragen.  
3 Das Grundbuchamt teilt den an der Grundlast Beteiligten die Verteilung unter 
Hinweis auf Artikel 787 ZGB unverzüglich mit. 

Art. 154 (Art. 89) Bereinigung von Vormerkungen und Anmerkungen 
1 Vormerkungen und Anmerkungen werden nach Artikel 974a ZGB bereinigt. 
2 Wurden die Anmerkungen in die Grundstücksbeschreibung aufgenommen, so ist 
Absatz 1 sinngemäss anwendbar. 

2. Kapitel: Vereinigung von Grundstücken 

Art. 155 (Art. 91 u. 92) Voraussetzungen und Vornahme der Vereinigung 
1 Die Voraussetzungen für die Vereinigung von Grundstücken richten sich nach Ar-
tikel 974b ZGB. 
2 Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so wird in der Regel eines der bisherigen 
Hauptbuchblätter weitergeführt und die andern werden geschlossen. 
3 Bei allen betroffenen Hauptbuchblättern werden das Datum und der Beleg der 
Vereinigung angegeben. 

6. Titel: Schluss- und Übergangsbestimmungen 

Art. 156 Bestehende Schuldbriefe 
Die im Grundbuch vor dem 1. Januar 2012 eingeschriebenen als Schuldbrief be-
zeichneten Grundpfandrechte sind Papier-Schuldbriefe, solange sie nicht nach Arti-
kel 33b SchlT ZGB umgewandelt sind. 
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Art. 157 Bestehende öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen 
Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen, die vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung rechtskräftig angeordnet wurden, müssen im Grundbuch nicht ange-
merkt werden. 

Art. 158 (Art. 111n) Vorprüfungsverfahren 
1 Will ein Kanton das Grundbuch mittels Informatik führen, so stellt er beim Eidge-
nössischen Amt für Grundbuch- und Bodenrecht ein Begehren um Vorprüfung. 
2 Dem Begehren werden beigelegt: 

a.  die kantonalen Ausführungsbestimmungen im Entwurf oder als Beschluss; 
b. eine Beschreibung des Systems; 
c. ein Zeitplan für die Einführung des informatisierten Grundbuchs in den ein-

zelnen Grundbuchämtern oder Grundbuchkreisen. 
3 Die Beschreibung enthält insbesondere: 

a. die Darstellung des Aufbaus des Systems in Worten und mit einer Grafik;  
b. den Datenkatalog mit den Typologien und ein Beziehungsschema; 
c. die Ausführungen über technische und organisatorische Massnahmen zur 

Gewährleistung der Datenintegrität (Konsistenzen, Plausibilitäten); 
d. das Betriebskonzept sowie die Konzepte über den Datenschutz und die Da-

tensicherheit; 
e. die Ergebnisse der angewandten funktionalen Prüfungen. 

4 Das Eidgenössische Amt für Grundbuch- und Bodenrecht: 
a. prüft die eingereichten Unterlagen; 
b. kann das Vorprojekt während der Vorprüfung begleiten; 
c. beurteilt das System theoretisch und nach den Ergebnissen im praxisbezo-

genen Betrieb; 
d. gibt dem Kanton innerhalb dreier Monate das Ergebnis der Vorprüfung be-

kannt. 

Art. 159 (Art. 111o) Ermächtigung 
1 Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement (Departement) ermächtigt den 
Kanton zur Führung des informatisierten Grundbuchs, wenn: 

a. die kantonalen Ausführungsbestimmungen genehmigt sind oder ohne Vor-
behalt genehmigt werden können; und 

b. das System den gesetzlichen Anforderungen entspricht. 
2 Mit der Ermächtigung genehmigt das Departement die kantonalen Ausführungs-
bestimmungen, wenn diese noch der Genehmigung bedürfen. 
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3 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach den Artikeln 27k ff. der Regierungs- 
und Verwaltungsorganisationsverordnung vom 25. November 199815 (RVOV). 
4 Kann die Ermächtigung nicht erteilt werden, weil das System den gesetzlichen An-
forderungen nicht entspricht oder weil die Ausführungsvorschriften nicht voll-
ständig sind oder nur unter Vorbehalt genehmigt werden können, so weist das De-
partement die Gesuche an den Kanton zurück. 

7. Titel: Schlussbestimmungen 

Art. 160 Änderungen bisherigen Rechts 
Die Änderungen bisherigen Rechts werden im Anhang geregelt. 

Art. 161 Inkrafttreten und Aufhebung bisherigen Rechts 
1 Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 
2 Die Verordnung betreffend das Grundbuch vom 22. Februar 1910 wird aufgeho-
ben. 

.... Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

 Der Bundespräsident:  
 Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova 

  

15 SR 172.010.1 
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Anhang 

Änderungen bisherigen Rechts 
Die nachstehenden Verordnungen werden wie folgt geändert: 

Verordnung vom 23. April 192016  des Bundesgerichts über die Zwang-
sverwertung von Grundstücken (VZG) 

Art. 66 Abs. 3 
3 Auf besonderes begründetes Begehren des Ersteigerers kann das Amt ausnahms-
weise die Anmeldung auch vorher vornehmen, sofern der Ersteigerer für den ausste-
henden Rest des Zuschlagspreises ausreichende Sicherheit leistet. In diesem Fall ist 
aber gleichzeitig eine Verfügungsbeschränkung nach Artikel 960 ZGB im Grund-
buch vorzumerken. 

Verordnung vom 21. Mai 200817 über Geoinformation (Geoinformati-
onsverordnung, GeoIV) 
 
Anhang 1 
(Art. 1 Abs. 2) 
 
Grundbuch: öffentlich zu-
gängliche Informationen 
 

SR 210 Art. 949a Abs. 3, 
970 
SR 211.432.1 
Art. 29 

 

Kantone 
[BJ] 

 

  A  7 
 

Grundbuch: übrige Daten 
gemäss eGRISDM 
 

SR 210 Art. 949a Abs. 3,
970 
SR 211.432.1 
Art. 99 ff.,  121 f. 

 

Kantone 
[BJ] 

  B  8 
 

Seeschifffahrtsverordnung vom 20. November 195618  

Art. 15 Abs. 4 
4 Für die Vormerkung der Schiffsmiete gemäss Artikel 92 Absatz 4 und eines Char-
tervertrages gemäss Artikel 94 Absatz 3 des Seeschifffahrtsgesetzes finden die Be-
stimmungen der Artikel 81 und 82 der Verordnung vom … über das Grundbuch ent-
sprechende Anwendung. 

  

16 SR 281.42 
17 SR 510.620 
18 SR 747.301 
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Projet 20.9.2010 
Ordonnance sur le registre foncier 
 
(ORF) 

du 

 
Le Conseil fédéral suisse, 
vu les art. 943, 945, 949, 949a, 953, 962, 967, 970, 977 et l'art. 18 du titre final du 
code civil suisse (CC)1, 
l'art. 102 de la loi du 3 octobre 2003 sur la fusion (LFus)2  
et les art. 5, 6, 13 et 24 de la loi du 5 octobre 2007 sur la géoinformation (LGéo)3, 
arrête: 

Titre 1: Dispositions générales 

Chapitre 1: But et notions 

Art. 1 But 
La présente ordonnance règle l'organisation de la tenue du registre foncier, aménage 
la structure et le contenu du registre foncier, détermine la procédure d'inscription, de 
modification et de radiation des droits réels sur les immeubles, des annotations de 
même que des mentions au registre foncier, et organise la délivrance des renseigne-
ments et la consultation du registre foncier. 

Art. 2 Notions 
1 Le registre foncier est le registre public des droits réels sur des immeubles ainsi 
que celui des annotations et des mentions. 
2 Le grand livre réunit l'ensemble des données relatives aux droits réels juridique-
ment valables et à ceux radiés, ainsi que celles relatives aux annotations et aux men-
tions existant sur les immeubles immatriculés dans un arrondissement du registre 
foncier. 
3 Le feuillet du grand livre est le recueil de toutes les données relatives aux droits 
réels juridiquement valables et à ceux radiés, ainsi que de celles relatives aux anno-
tations et aux mentions existant sur un immeuble déterminé du grand livre. 
  

 SR ..........  
1 SR 210 
2 SR 221.301 
3 SR 510.62 
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4 Le journal est le procès-verbal chronologique du traitement des réquisitions d'une 
inscription d'un droit réel immobilier, d'une annotation ou d'une mention, de la mo-
dification ou de la radiation de celles-ci ainsi que de celui d'autres affaires. 
5 Sont réputées autres affaires, en particulier:  

a. l'immatriculation d'un immeuble au registre foncier, sa radiation dudit regis-
tre ainsi que la modification de ses limites; 

b. l'inscription ou la radiation des créanciers garantis par droits de gage. 
6 Le plan du registre foncier est un extrait des données de la mensuration officielle 
conformément à l'art. 7 de l'ordonnance du 18 novembre 1992 sur la mensuration of-
ficielle (OMO)4. 
7 Les pièces justificatives comprennent la réquisition au registre foncier ainsi que les 
titres des actes destinés à une écriture au registre foncier, à sa modification ou à sa 
radiation, et qui, éventuellement, précisent leur contenu. Constituent de tels docu-
ments en particulier les contrats, les autorisations, les approbations, les procurations 
ainsi que d'autres documents de même type. 

Art. 3 Equivalence des formes 
1 Dans la mesure où la présente ordonnance ne prévoit rien d'autre, les termes ci-
après ont la signification suivante: 

a. forme écrite: document sur papier signé à la main ou document électronique 
dans un format reconnu comprenant une signature électronique qualifiée ba-
sée sur un certificat qualifié émanant d'un fournisseur de services de certifi-
cation reconnu au sens de la loi du 19 décembre 2003 sur la signature élec-
tronique (SCSE)5; 

b. forme authentique: document sur papier instrumenté conformément au droit 
cantonal ou document électronique établi conformément à l'ordonnance du 
... sur l'acte authentique électronique (OAAE)6; 

c. légalisation: légalisation établie sur papier conformément à la législation 
cantonale relative à l'acte authentique, ou par voie électronique conformé-
ment à l'OAAE; 

d. réquisition: remise ou notification d'un document sur papier ou transfert d'un 
document électronique conformément aux articles 41 ss. 

2 L'utilisation de la forme électronique présuppose que l'office du registre foncier 
concerné est autorisé à procéder à des opérations électroniques. 

  

4 RS 211.432.2 
5 RS 943.03 
6 RS ... 
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Chapitre 2: Autorités, langue officielle et notification des déci-
sions 

Art. 4 Offices du registre foncier 
L'organisation des offices du registre foncier et de la tenue du registre foncier in-
combent aux cantons. Ceux-ci veillent à que le registre foncier soit tenu de manière 
à répondre à des qualifications techniques élevées. 

Art. 5 Langue officielle 
1 Les cantons déterminent la langue ou les langues officielles dans lesquelles le 
grand livre doit être tenu dans l'arrondissement du registre foncier. 
2 Les réquisitions doivent être formulées dans l'une des langues officielles de l'ar-
rondissement du registre foncier dans lequel l'écriture a lieu. Les cantons peuvent 
prévoir que les réquisitions peuvent également être déposées dans une autre langue 
officielle du canton. 
3 Les communications de l'office du registre foncier peuvent avoir lieu en ayant une 
portée juridique dans la langue officielle de son arrondissement. 
4 Les pièces justificatives sont, si possible, produites dans une langue officielle de 
l'arrondissement du registre foncier. Si elles sont produites dans une autre langue, 
l'office du registre foncier peut exiger une traduction. Il peut désigner un traducteur. 

Art. 6 (art. 115) Surveillance cantonale 
La gestion des offices du registre foncier est soumise à la surveillance administra-
tive des cantons (art. 956, al. 1, CC). 

Art. 7 (art. 104a) Haute surveillance de la Confédération 
1 L'Office fédéral chargé du droit du registre foncier et du droit foncier exerce la 
haute surveillance sur la tenue du registre foncier par les cantons et sur les organis-
mes responsables externes à l'administration fédérale qu'il a désignés. 
2 Il établit le catalogue des données pour les registres fonciers, prépare l'établisse-
ment de modèles de données et d'interfaces uniformes pour la tenue du registre fon-
cier et établit les formats de données pour les opérations électroniques. 
3 Il peut en particulier: 

a. édicter des directives et des recommandations de portée générale concernant 
l'exécution de la présente ordonnance et de l'ordonnance technique du DFJP 
et du DDPS du 6 juin 2007 sur le registre foncier (OTRF)7; 

b. procéder à des inspections des offices du registre foncier; 
c. examiner les projets et les concepts des cantons pour la tenue du registre 

foncier, contrôler les systèmes sur la base de tests pratiques en ce qui 
  

7 RS 211.432.11 
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concerne leur aptitude et leur conformité au droit fédéral, édicter des direc-
tives et des recommandations de portée générale, en particulier au sujet de 
leur connexion avec des géoservices au sens de l'art. 13, al. 2, de la loi fédé-
rale du 5 octobre 2007 sur la géoinformation (loi sur la géoinformation, 
LGéo)8; 

d. édicter des directives relatives à la sauvegarde à long terme, à la mise en dé-
pôt et à la conservation des données du registre foncier; 

e. établir des modèles de conventions relatives à l'accès dans le cadre de l'accès 
étendu (art. 31); 

f.  établir des modèles pour la tenue du registre foncier sur papier. 

Art. 8  Notification des décisions 
Les décisions rendues sur recours dans le domaine du registre foncier par les autori-
tés cantonales de première instance ainsi que par celles des instances supérieures 
sont notifiées gratuitement à l'Office fédéral de la justice. 

Chapitre 3: Structure, contenu et effets juridiques du registre 
foncier 

Art. 9 (art. 111) Structure du registre foncier 
1 Le registre foncier se compose du grand livre avec l'état descriptif de l'immeuble, 
du journal, du plan destiné au registre foncier et des pièces justificatives. 
2 Le grand livre et le journal sont tenus pour le même arrondissement. 
3 Dans le registre foncier informatisé, les données du grand livre et du journal sont 
tenues et administrées conjointement, et reliées entre elles dans un système; les don-
nées spécifiques relatives aux droits et aux personnes sont accessibles tant par 
l'identification des immeubles que par des critères particuliers comme le nom des 
personnes, les adresses d'immeuble, les toponymes.  
4 Dans le registre foncier sur papier, le grand livre est indépendant du journal; il est 
tenu par immeuble dans un livre ou sur des feuillets mobiles (classement réel); la te-
nue du registre des propriétaires et du registre des créanciers permet de trouver les 
personnes et les droits. Les cantons peuvent prescrire la tenue d'autres registres ac-
cessoires. 

Art. 10 (art. 107) Rubriques du feuillet du grand livre 
1 Les données du grand livre doivent être présentées dans les rubriques suivantes: 
propriété, servitudes, charges foncières, droits de gage, annotations et mentions; 
chacune de ces rubriques comprend des observations éventuelles ayant une portée 
juridique.  
  

8 SR 510.62 
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2 Dans le registre foncier sur papier, les servitudes et les charges foncières peuvent 
être présentées dans la même rubrique. Les charges foncières doivent être désignées 
comme telles. 

Art. 11 (art. 14a, 111f) Journal 
1 Le journal est tenu de telle manière à pouvoir présenter les données de manière 
chronologique pour tout l'arrondissement du registre foncier. 
2 La tenue du journal peut être liée à un contrôle des affaires. 

Art. 12 (art. 109) Registre des propriétaires dans le registre foncier sur papier 
Lorsque le registre foncier est tenu sur papier, tous les propriétaires de l'arrondisse-
ment concerné sont inscrits par ordre alphabétique dans un registre spécial des pro-
priétaires. Pour chaque propriétaire, on indique les immeubles qui leur appartiennent 
avec leur identification. 

Art. 13 (art. 66) Registre des créanciers dans un registre foncier tenu sur pa-
pier 

Sur demande de l'ayant droit, on porte dans un registre des créanciers particulier ou 
sur le feuillet du grand livre dans la rubrique «droits de gage»: 

a. le créancier gagiste d'une hypothèque ou d'une cédule hypothécaire sur pa-
pier; 

b. le créancier titulaire du droit de gage mobilier en cas de mise en gage d'une 
hypothèque ou d'une cédule hypothécaire sur papier. 

Art. 14 (art. 108) Registre des adresses et autres registres accessoires 
1 L'office du registre foncier peut tenir un registre des adresses des ayants droit et 
d'autres registres accessoires tels que des registres des rues ou des bâtiments. 
2 Ces données peuvent provenir d'autres systèmes d'information. 

Art. 15 (art. 111b) Effets juridiques du registre foncier informatisé 
Les données relatives à un immeuble ou à une réquisition qui sont régulièrement en-
registrées et sécurisées dans le système et qui sont lisibles en toutes lettres et en 
chiffres sur les appareils de l’office du registre foncier ont les effets juridiques du 
grand livre et du journal.  

Art. 16 (art. 111i) Disponibilité et sécurité des données 
1 Toutes les données juridiquement valables du registre foncier informatisé, y com-
pris les données du journal en cours de traitement, peuvent être consultées immédia-
tement. Les cantons veillent à ce que les données enregistrées sous forme électroni-
que soient disponibles durant les heures d’ouverture des offices du registre foncier. 
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2 Les données du registre foncier informatisé sont maintenues et sauvegardées de 
telle manière que leur existence et leur qualité soient préservées. La sauvegarde des 
données est garantie selon un concept cantonal répondant à des normes reconnues et 
correspondant à l’état actuel de la technique. 
3 La sauvegarde à long terme des données du registre foncier informatisé est effec-
tuée périodiquement par la Confédération, de manière non seulement numérique 
mais également analogique, sous une forme permettant leur lecture sans moyens in-
formatiques auxiliaires ainsi que leur récupération automatisée.  
4 Les cantons mettent les données à disposition via l'interface uniforme du registre 
foncier visée à l'art. 949a, al. 3, CC et participent aux coûts de la sauvegarde à long 
terme de leurs données proportionnellement à leur volume. 

Art. 17 (art. 111p) Communication des modifications du système 
Les cantons ou, sur mandat des cantons, les fournisseurs de systèmes communi-
quent, avant leur introduction, à l’Office fédéral chargé du droit du registre foncier 
et du droit foncier les modifications importantes du système, en particulier celles qui 
sont relatives aux concepts ou à son évolution. 

Chapitre 4: Immatriculation, identification, présentation et des-
cription des immeubles 

Art. 18 (art. 3) Compétence à raison du lieu 
1 Les immeubles sont immatriculés au registre foncier de l'arrondissement dans les-
quel ils sont situés. 
2 Les limites des arrondissements suivent le tracé des limites des biens-fonds. 
3 Les immatriculations principales et secondaires d'immeubles se trouvant dans plu-
sieurs arrondissements du registre foncier sont maintenues. 

Art. 19 (art. 1) Immatriculation des immeubles au registre foncier 
L'immatriculation d'un immeuble au registre foncier se fait au moyen 

a. de son tracé sur le plan, dans la mesure où sa représentation est possible; 
b. de l'ouverture d'un feuillet du grand livre; et 
c. de l'établissement de son état descriptif. 

Art. 20 (art. 1a) Identification des immeubles 
1 Chaque immeuble immatriculé au registre foncier est désigné de manière univoque 
pour tout le pays. 
2 Cette désignation contient: 
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a. la commune et un numéro; lorsque la commune est divisée en plusieurs uni-
tés au registre foncier, celles-ci sont également indiquées; 

b. l'identification fédérale des immeubles E-GRID ne contenant aucun élément 
classifiant destinée à l'échange des données entre les systèmes informati-
ques.  

3 La désignation des immeubles figurant sur le plan du registre foncier concorde 
avec celle du grand livre. 
4 Lorsqu'un feuillet est clos au grand livre, sa désignation n'est pas utilisée pour 
l'immatriculation d'un autre immeuble. 

Art. 21 (art. 111q) Identification fédérale des immeubles 
1 La Confédération met à la disposition des cantons la méthode pour la génération et 
l'attribution de l'E-GRID. 
2 Les cantons procèdent à l'attribution de cette identification aux divers immeubles. 
3 Le Département règle les détails dans une ordonnance. 

Art. 22 (art. 4) Etat descriptif de l'immeuble 
1 L'état descriptif de l'immeuble contient les données descriptives. Celles-ci ne béné-
ficient pas de la foi publique du registre foncier (art. 971 à 974 CC). 
2 L'état descriptif de l'immeuble peut contenir des données telles que situation de 
l'immeuble (rue, localité, toponyme), surface et couverture du sol des biens-fonds, 
éventuellement extension de surface du droit en cas de droits distincts et perma-
nents, les bâtiments et leurs numéros, le nombre de locaux et la situation des unités 
de propriété par étages, la valeur fiscale et d'assurance-incendie. L'office du registre 
foncier peut reprendre ces données d'autres systèmes. 
3 Les mentions existantes dans l'état descriptif de l'immeuble conservent leur validi-
té. 
4 Si un immeuble immatriculé au registre foncier sert à l'exploitation d'une entre-
prise de chemin de fer à usage public (immeuble des chemins de fer), cette affecta-
tion est indiquée dans le grand livre. 

Art. 23 (art. 2) Présentation des immeubles sur les plans 
1 Les biens-fonds ainsi que les droits distincts et permanents portant sur une surface 
délimitée destinés à être immatriculés au registre foncier sont saisis et présentés 
conformément aux règles de la mensuration officielle. 
2 L'office du registre foncier a un accès aux données de la mensuration officielle. 

Art. 24 (art. 7, 8, 9) Immatriculation des droits distincts et permanents 
1 Les servitudes constituées en droits distincts et permanents telles que droits de su-
perficie et droits à une source sur le fonds d'autrui sont immatriculées comme im-
meubles au registre foncier sur la demande écrite du titulaire. 
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2 Leur immatriculation au registre foncier s'opère en leur ouvrant un feuillet au 
grand livre et en dressant leur état descriptif, en indiquant le numéro de l'immeuble 
grevé ainsi qu'éventuellement la durée du droit. 
3 De la même façon, les concessions octroyées sur les eaux publiques, pour autant 
qu'elles soient conformes à l'art. 59 de la loi fédérale du 22 décembre 1916 sur l'uti-
lisation des forces hydrauliques9, sont immatriculées comme immeubles en indi-
quant la partie du cours d'eau concernée et éventuellement le registre des droits sur 
les eaux. 

Art. 25 (art. 10) Immatriculation des mines 
L'art. 24 est applicable par analogie à l'immatriculation des mines. 

Art. 26 (art. 10a, 111c)  Immatriculation de parts de copropriété sur des immeu-
bles et unités de propriété par étages 

1 Une part de copropriété est immatriculée au registre foncier comme immeuble: 
a. lorsque la part est grevée d'un droit de gage; ou  
b. lorsqu'il s'agit d'une unité de propriété par étages. 

2 Une part de copropriété peut en outre être immatriculée au registre foncier si la 
clarté et la précision des écritures l'exigent. 
3 Les parts de copropriété sur un immeuble sont immatriculées: 

a. par l'inscription des numéros d'immeuble des parts de copropriété en lieu 
et place du nom du propriétaire dans la rubrique "propriété" du feuillet du 
grand livre de l'immeuble de base, et 

b. par l'ouverture de feuillets du grand livre pour ces parts de copropriété. 
4 Une part de copropriété constituée en propriétés par étage est immatriculée:  

a. par l'inscription des données prévues à l'article 93 sur le feuillet du bien-
fonds ou du droit de superficie, et 

b. par l'ouverture d'un feuillet du grand livre pour chaque unité d'étage. 
5 Le feuillet du grand livre de l'immeuble à immatriculer indique: 

a. le numéro de l'immeuble de base; 
b. en cas de copropriété, les parts de copropriété; 
c. en cas de propriété par étages, la désignation du rapport de propriété en tant 

que propriété par étages ainsi que la quote-part. 

  

9 RS 721.80 
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Chapitre 5: Remplacement et clôture du feuillet du grand livre 

Art. 27 (art. 95) Remplacement du feuillet dans le registre foncier tenu sur 
papier 

Lorsque les écritures occupent toute la place disponible dans une rubrique du feuil-
let ou que ce dernier manque de clarté, l'office du registre foncier reporte les écritu-
res non radiées sur un nouveau feuillet portant le même numéro ou ouvre un feuillet 
complémentaire.  

Art. 28 (art. 96) Clôture du feuillet du grand livre 
1 Un feuillet est clôturé, après épuration des écritures existantes, par le transfert du 
numéro de l'immeuble, avec indication de la date et de la pièce justificative, dans 
l'état des données non juridiquement valables (historiques). 
2 Dans le registre foncier sur papier, le feuillet du grand livre est en outre biffé dia-
gonalement.  

Chapitre 6: Publicité du registre foncier 

Art. 29 (art. 106a) Données du grand livre ouvertes au public 
1 Quiconque a le droit, sans justifier d'un intérêt, d'obtenir un renseignement ou un 
extrait des données juridiquement valables du grand livre concernant: 

a. la désignation et l'état descriptif de l'immeuble, le nom et l'identification du 
propriétaire, la forme de propriété et la date d'acquisition de l'immeuble (art. 
970, al. 2, CC); 

b. les servitudes et les charges foncières, ainsi que les mentions. 
2 Un renseignement ou un extrait ne peut être délivré qu'en relation avec un immeu-
ble déterminé. 

Art. 30 (art. 111l) Renseignements électroniques et accès aux données 
1 Les cantons rendent possibles l'accès aux données du grand livre pour lesquelles 
toute personne peut obtenir un renseignement ou un extrait par le biais des géoservi-
ces (services de consultation) prévus à l'art. 3, al. 1, let. j, LGéo et à l'art. 34, al. 1, 
let. a, de l'ordonnance du 21 mai 2008 sur la géoinformation (OGéo)10. 
2 Ils garantissent que les données ne puissent être appelées qu’en relation avec un 
immeuble déterminé (art. 29, al. 2) et que les systèmes d’information soient protégés 
contre les appels en série. 
3 L’Office fédéral chargé du droit du registre foncier et du droit foncier ou un orga-
nisme responsable externe à l'administration fédérale désignée par lui peut mettre en 
place sur toute la Suisse un index immobilier (E-GRIX) permettant d’accéder, au 
  

10 SR 510.620 



Ordonnance sur le registre foncier RO 2010 

10 

moyen de réseaux de données publics, aux géodonnées pour lesquelles toute per-
sonne peut obtenir un renseignement ou un extrait sans justifier d’un intérêt.  
4 Les cantons mettent les données à disposition via l’interface uniforme du registre 
foncier visée à l’art. 949a, al. 3, CC.  

Art. 31 (art. 111m) Accès étendu 
1 Sur la base de conventions séparées, un accès à d'autres données du grand livre et 
du journal peut être donné aux personnes et autorités suivantes sans justifier d'un in-
térêt dans un cas particulier: 

a. aux personnes chargées de l’instrumentation des actes authentiques, ingé-
nieurs géomètres, autorités fiscales et autres autorités, s’agissant des don-
nées dont ils ont besoin pour accomplir leurs tâches légales;  

b. aux banques, caisses de pensions, assurances et institutions reconnues par la 
Confédération conformément à l'article 76, alinéa 1, lettre a, de la loi fédé-
rale du 4 octobre 1991 sur le droit foncier rural (LDFR)11, s’agissant des 
données dont elles ont besoin pour accomplir leurs tâches dans le domaine 
hypothécaire;  

c. à des personnes déterminées, s’agissant des données d’immeubles qui leur 
appartiennent ou des données, nécessaires à leur activité, d’immeubles sur 
lesquels elles ont des droits. 

2 Les cantons ou les organismes responsables concluent avec les utilisateurs des 
conventions conformes aux modèles obligatoires de l’Office fédéral chargé du droit 
du registre foncier et du droit foncier. Ces conventions règlent au moins le type et le 
mode d’accès, son contrôle, la finalité des données obtenues, la protection contre 
l’accès non autorisé aux données par des tiers, les restrictions s’agissant de leur 
transmission à des tiers ainsi que les conséquences du traitement abusif des données. 

Art. 32 (art. 111m) Procédure 
1 L'accès étendu prévu à l'art. 31 est, en règle générale, donné au moyen d'un accès 
électronique dans la procédure d'appel. 
2  Les données énumérées à l'article 29, alinéa 1, lettre a, peuvent également être mi-
ses à disposition des autorités au moyen d'un transfert des données. 
3 Les accès sont enregistrés automatiquement par le système. Ces enregistrements 
doivent être conservés pendant deux ans. 
4 Le droit d’accès est immédiatement retiré si les données sont traitées abusivement. 
Est en particulier considéré comme abusif le traitement des données à des fins de 
démarchage. 

Art. 33 (art. 105) Contenu des extraits du grand livre 
1 L'extrait du grand livre reproduit les données juridiquement valables de celui-ci. Il 
est présenté de manière à permettre une vue générale, par rubriques. Il peut se réfé-
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rer à certaines données radiées; celles-ci ressortent clairement comme telles et indi-
quent la date de la radiation. 
2 L'extrait contient en outre: 

a. la désignation de l'immeuble sur lequel les indications sont effectuées; 
b. la date à laquelle il a été établi et, éventuellement, l'indication de la date à 

laquelle les données contenues dans celui-ci se réfère; 
c. en cas de propriété par étages et de parts de copropriété pour lesquels des 

feuillets spéciaux ont été ouverts: les données du feuillet commun; 
d. en cas de droits distincts et permanents immatriculés comme immeubles: les 

données relatives aux charges de rang préférable et aux droits inscrits sur le 
feuillet de l'immeuble grevé; 

e. la référence aux réquisitions portées au journal, mais qui ne sont pas encore 
portées au grand livre; 

f. l'indication, le cas échéant, qu'il s'agit d'une institution cantonale du registre 
foncier. 

3 L'extrait peut se limiter à certaines rubriques ou à l'indication qu'une écriture dé-
terminée ne figure pas au grand livre. Un tel extrait est désigné comme extrait par-
tiel. 

Art. 34 (art. 105) Délivrance des extraits 
1 Les extraits sur papier sont délivrés par impression des données figurant dans le 
système, certifiés conformes par la personne compétente de l'office du registre fon-
cier et munis au moins d'un timbre, de la date ainsi que d'une signature. 
2 Les extraits du registre foncier tenu sur papier sont délivrés sous la forme d'une 
transcription ou d'une copie des passages correspondants, certifiés conformes par la 
personne compétente de l'office du registre foncier et munis au moins d'un timbre, 
de la date ainsi que d'une signature. Lorsque les extraits sont délivrés sous forme de 
copie du feuillet du grand livre, les données radiées peuvent être reproduites si rien 
ne s'y oppose. 
3 Les extraits électroniques du registre foncier informatisé sont délivrés sous la 
forme d'actes authentiques électroniques conformément à l'art. ... OAAE; ils sont si-
gnés électroniquement directement par la personne compétente de l'office du regis-
tre foncier avec son certificat professionnel. 
4 Les cantons peuvent décider de proposer des extraits électroniques du registre fon-
cier tenu sur papier. Dans un tel cas, le certificat de conformité doit répondre aux 
exigences prévues à l'al. 3. 
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Art. 35 (art. 105) Extraits du journal, des registres accessoires et des pièces 
justificatives 

1 L'extrait sur papier du journal ou des registres accessoires est délivré par impres-
sion de l'écriture correspondante figurant dans le système. Si le registre foncier est 
tenu sur papier, l'extrait est établi sous forme de copie ou de transcription. 
2 L'extrait sur papier d'une pièce justificative est délivré par impression des données 
enregistrées électroniquement, ou sous forme d'une copie ou d'une transcription de 
ladite pièce. 
3 L'art. 34, al. 1 et 2 est applicable par analogie aux extraits certifiés conformes. 
4 Les cantons peuvent décider de proposer des extraits électroniques du journal, des 
registres accessoires et des pièces justificatives. Dans un tel cas, le certificat de 
conformité doit répondre aux exigences prévues à l'art. 34, al. 4. 

Art. 36 Copies ou tirages imprimés sans certificat de conformité 
A des fins d'information, l'office du registre foncier peut également délivrer, sans 
certificat de conformité, des tirages imprimés des données figurant dans le système 
ainsi que des copies sur papier du registre foncier et des registres accessoires. 

Art. 37 (art. 111k) Publication électronique des transferts de propriété 
Les cantons peuvent rendre publiques sous forme électronique les données destinées 
à la publication conformément à l'art. 970a CC. 

Chapitre 7: Conservation 

Art. 38 (art. 110) Grand livre et registres accessoires sur papier 
1 Le grand livre et les registres accessoires sur papier, y compris les feuillets séparés 
du grand livre, sont conservés de manière sûre et illimitée. 
2 L'office du registre foncier ne peut se dessaisir du grand livre. 

Art. 39 (art. 28, 110 a et b) Pièces justificatives sur papier 
1 Les pièces justificatives sont numérotées chronologiquement ou selon le numéro 
d'ordre du journal. 
2 Les pièces justificatives déterminantes pour l'écriture au grand livre sont classées 
et conservées de manière sûre et illimitée. 
3 Les pièces justificatives ne sont remises qu'aux tribunaux et contre récépissé. Une 
transcription ou une copie certifiée conforme par l'office du registre foncier demeure 
dans les actes du registre foncier. Les pièces justificatives sont rendues à l'office du 
registre foncier à la fin de la procédure judiciaire.  
4 Les pièces justificatives sur papier peuvent être conservées en lieu sûr en dehors de 
l'office du registre foncier lorsqu'elles demeurent disponibles à bref délai ou que, re-
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lativement à une affaire, elles ont été intégralement numérisées et qu'elles ont été 
enregistrées et sauvegardées de façon que les données numérisées ne puissent plus 
être modifiées. Les données numérisées n'ont pas les effets juridiques du registre 
foncier informatisé. 
5 Pour le surplus, les cantons règlent l'archivage des autres actes du registre foncier. 

Titre 2: Opérations avec l'office du registre foncier 

Chapitre 1: Notion 

Art. 40  
Au sens de la présente ordonnance, les opérations avec l'office du registre foncier 
comprennent: 

a. les requêtes transmises à l'office du registre foncier, notamment: 
1. la réquisition; 
2. la demande de délivrance d'un certificat; 
3. la demande de délivrance d'un extrait du grand livre; 

b. la remise par l'office du registre foncier aux parties notamment des actes sui-
vants:  
1. le certificat de l'écriture portée au journal; 
2. le certificat de l'écriture effectuée au grand livre; 
3. la fixation d'un délai pour introduire une procédure d'autorisation; 
4. la fixation d'un délai pour compléter une réquisition; 
5. la décision de rejet; 
6. la délivrance d'un extrait du registre foncier; 
7. l'avis de l'art. 969 CC. 

Chapitre 2: Opérations électroniques 

Art. 41 Admissibilité 
1 Les cantons peuvent autoriser leurs offices du registre foncier à procéder à des 
opérations électroniques. 
2 Des requêtes peuvent être transmises électroniquement à un office du registre fon-
cier lorsque celui-ci est inscrit dans le répertoire des autorités autorisant la transmis-
sion électronique. 

Art. 42 Répertoire 
1 La Chancellerie fédérale publie sur internet un répertoire des adresses des autori-
tés. 
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2 Le répertoire indique pour chaque office du registre foncier: 
a. l'adresse du site internet; 
b. l'adresse destinée à recevoir les requêtes électroniques; 
c. l'adresse des certificats qui doivent être utilisés pour vérifier la signature 

électronique d'une autorité. 

Art. 43 Plateformes de messagerie 
1 Les opérations électroniques avec les offices du registre foncier ont lieu par l'in-
termédiaire de plateformes reconnues de messagerie sécurisée. 
2 Sont considérées comme telles les plateformes de messagerie qui ont été reconnues 
conformément à l'article 2 de l'ordonnance du 18 juin 2010 sur la communication 
électronique dans le cadre de procédures civiles et pénales et de procédures en ma-
tière de poursuite pour dettes et de faillite12. 
3 Le Département fédéral de justice et police peut autoriser des plateformes supplé-
mentaires destinées aux opérations électroniques avec les offices du registre foncier. 
Il fixe les exigences techniques et organisationnelles. 

Art. 44 Formats de données 
1 Les formats autorisés sont déterminés par la Confédération. 
2 L'office fédéral chargé du droit du registre foncier et du droit foncier établit et pu-
blie des modèles de requêtes sous une forme structurée. 

Art. 45 Requêtes adressées à l'office du registre foncier 
1 Les requêtes à l'office du registre foncier doivent être envoyées à l'adresse de la 
plateforme de messagerie utilisée par ce dernier. 
2 Lorsque les requêtes sont effectuées par voie électronique conformément à l'art. 
40, les cantons décident si tous les documents de légitimation ainsi que toutes les 
pièces justificatives doivent être envoyées électroniquement à l'office du registre 
foncier ou si la transmission mixte des pièces justificatives sous forme électronique 
et sous forme papier est admissible. 

Art. 46 Arrivée à l'office du registre foncier 
Les réquisitions sont réputées parvenues à l'office au moment de la délivrance de la 
quittance de réception sur la plateforme de messagerie. 

Art. 47 Notification par l'office du registre foncier 
1 La notification a lieu dans une boîte postale électronique que la partie concernée a 
ouverte sur une plateforme de messagerie après identification personnelle de son dé-
tenteur. 
  

12 RS ... 
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2 La notification par voie électronique peut avoir lieu lorsque la partie concernée est 
enregistrée sur une plateforme de messagerie. 
3 Par le dépôt d'une requête par voie électronique à l'office du registre foncier, son 
auteur consent à ce que ledit office puisse également lui adresser toutes les notifica-
tions par voie électronique au sujet de l'affaire traitée. 

Art. 48 Moment de la notification 
L'envoi est réputée notifié au moment où il est téléchargé par la partie concernée 
depuis la plateforme de messagerie, mais au plus tard le septième jour de sa notifica-
tion dans la boîte postale électronique. 

Titre 3: Procédure relative aux écritures et à leur radiation 

Chapitre 1: Réquisition 

Art. 49 (art. 11) Principe 
L'office du registre foncier n'opère d'inscription d'un droit réel immobilier au regis-
tre foncier que sur réquisition. Les cas où le CC ou la présente ordonnance prévoient 
que la procédure est engagée d'office sont réservés. 

Art. 50 (art. 12) Contenu 
1 La réquisition d'inscription ne peut être subordonnée à aucune réserve ni condition. 
Elle ne peut être retirée sans le consentement des ayants droit. 
2 Elle indique séparément chaque inscription à faire. 
3 Lorsque plusieurs réquisitions en corrélation les unes avec les autres sont présen-
tées en même temps, l'ordre des opérations à faire doit être indiqué. 
4 La réquisition peut préciser que telle inscription ne devra pas être faite sans telle 
autre. 

Art. 51 (art. 13) Forme 
1 Toute réquisition d'inscription doit être effectuée par écrit. 
2 En cas d'urgence, les autorités et les tribunaux peuvent requérir sans forme l'anno-
tation d'une restriction du droit d'aliéner ou d'une inscription provisoire (art. 960, al. 
1, ch. 1 et 2, art. 961, al. 1, ch. 1, CC), ainsi que la mention d'un blocage du registre 
foncier (art. 58) ou des mesures mentionnées à l'art. 55, al. 5 et 6. La réquisition est 
portée au journal avec la date et l'heure de la communication initiale. La réquisition 
écrite doit suivre immédiatement. Si la réquisition ne parvient pas à l'office du regis-
tre foncier dans le délai usuel de délivrance du courrier postal, l'office du registre 
foncier rejette la réquisition. 
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Art. 52 (art. 16) Réquisition par un représentant 
1 Lorsque la réquisition est faite pour le compte d'une société, d'une personne mo-
rale, d'une corporation de droit public ou par un représentant de la personne légiti-
mée à disposer de l'immeuble, le requérant doit prouver ses pouvoirs de représenta-
tion et, au besoin, produire une procuration. 
2 Dans les cas où le justificatif relatif au titre requis pour l'inscription (art. 67 à 84) 
doit être dressé en la forme authentique, le droit cantonal peut autoriser les person-
nes ayant qualité pour dresser des actes authentiques à requérir l'inscription des ac-
tes reçus par elles. 

Art. 53 Réquisition par un exécuteur testamentaire 
1 L’exécuteur testamentaire qui peut justifier de sa qualité par un certificat de 
l’autorité compétente est légitimé seul, sans le concours des héritiers: 

a. à requérir l’aliénation ou le grèvement d’un immeuble ou d’un droit réel fai-
sant partie de la succession; 

b. à requérir les inscriptions réalisant la délivrance d’un legs portant sur un 
immeuble ou un droit réel faisant partie de la succession; 

c. à requérir les inscriptions résultant d’un contrat de partage successoral, lors-
que celui-ci répond aux exigences de l’art. 69, let. b. 

2 En cas de pluralité d’exécuteurs testamentaires, chacun d'eux qui entend exercer 
son droit doit justifier de son pouvoir d'agir de manière indépendante. 

Art. 54 Réquisition d'une annotation 
Les règles relatives à la réquisition d'une inscription d'un droit immobilier sont ap-
plicables par analogie à la réquisition d'une annotation. 

Art. 55 (art. 78, 80) Réquisition d'une restriction de la propriété 
1 Le propriétaire ou le titulaire du droit réel affecté par le rapport de droit mentionné 
est légitimé à requérir une restriction du droit d'aliéner, sous réserve des dispositions 
qui suivent. 
2 Dans la copropriété ou la propriété par étages, tout copropriétaire ou propriétaire 
par étages est légitimé à requérir la mention d'un règlement ou de mesures adminis-
tratives; dans la propriété par étages, l'administrateur y est également légitimé. 
3 Un descendant du propriétaire ou d'un usufruitier (bailleur) d'une entreprise agri-
cole est légitimé à requérir la mention de son droit de préaffermage (art. 5 LBFA). 
4 Tout entrepreneur ou artisan est légitimé à requérir la mention du début des tra-
vaux sur l'immeuble sur lequel il travaille. 
5 Le tribunal de la faillite ou du concordat ainsi que l'office des poursuites ou des 
faillites compétent sont légitimés à requérir les mentions prévues par le droit de la 
procédure pour dettes et de la faillite (art. 176, al. 2, 296, 319, 345 LP, art. 23a 
ORFI). 
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6 Le tribunal compétent ou, à son défaut, le conjoint ou le partenaire enregistré au 
bénéfice d'une décision exécutoire est légitimé à requérir la mention de la restriction 
du droit de disposer d'un immeuble (art. 178, al. 3, CC, art. 22, al. 2, LPart). 
7 Le droit cantonal peut prévoir que les droits de passage permanents établis par la 
loi (art. 696 CC) sont mentionnés d'office; il détermine dans ce cas l'autorité compé-
tente et la procédure. 
8 L'autorité désignée par le droit cantonal est également légitimée à requérir la men-
tion qu'un immeuble appartient à un territoire en mouvement permanent (art. 660a 
CC). 
9 L'autorité compétente prévue par la loi fédérale sur le droit foncier rural (art. 80, 
art. 84, 86 LDFR, art. 3 ODFR) est légitimée à requérir la mention de l'assujettisse-
ment ou du non-assujettissement de l'immeuble à cette législation. 
10 Lorsque des droits de gage et des charges foncières sont inscrits sur les feuillets 
spéciaux ouverts pour des parts de copropriété ou de propriété par étages, une men-
tion correspondante est effectuée d'office sur le feuillet de l'immeuble de base. 
11 La restriction du droit d'aliéner destinée à garantir le but de la prévoyance en cas 
d'encouragement à la propriété du logement (art. 30e, al. 2, LPP) est mentionnée 
avec le consentement du propriétaire. 
12 La mention du représentant prévue par l'art. 962a CC est effectuée sur sa réquisi-
tion, sur celle de l'autorité ou sur celle du tribunal. 

Art. 56 Réquisition de restrictions de la propriété et d'obligations ré-
sultant du droit public 

1 Les restrictions de droit public de la propriété et les autres obligations de droit pu-
blic liées à un immeuble ou à un droit sur un immeuble sont mentionnées sur réqui-
sition de l'autorité compétente pour sa constitution prévue par le droit cantonal, sur 
celle du propriétaire ou sur celle du titulaire du droit réel affecté par la restriction. 
2 Si la mention ne se rapporte qu'à un droit réel restreint, elle doit être liée à l'ins-
cription de ce droit. 
3 La restriction de droit public de la propriété doit reposer sur une décision exécu-
toire de l'autorité compétente. 

Art. 57 (art. 80a) Frontières nationales 
1 Lorsque la frontière nationale doit être modifiée, le service cantonal du cadastre 
visé à l’art. 42, al. 1, de l’ordonnance du 18 novembre 1992 sur la mensuration offi-
cielle13 en informe l'office du registre foncier de l’arrondissement concerné et lui 
désigne les immeubles touchés par la modification ou susceptibles de l’être. Cette 
information est considérée comme une réquisition de mention. 
2 L'office du registre foncier porte la mention aux feuillets des immeubles désignés 
et il en avise les intéressés conformément à l’art. 969 CC.  

  

13 RS 211.432.2 



Ordonnance sur le registre foncier RO 2010 

18 

3 Une fois la modification de frontière en vigueur et le registre foncier mis à jour, 
l'office du registre foncier radie les mentions d’office. 

Art. 58 (art. 80, al. 6) Blocage du registre foncier 
Un blocage du registre foncier est mentionné sur réquisition du propriétaire ou de 
l'autorité compétente lorsqu'une décision exécutoire a été rendue concernant: 

a. un séquestre dans une procédure pénale (art. 266, al. 3, CPP) et dans une 
procédure de droit pénal administratif (art. 46 DPA); 

b. une mesure provisionnelle dans une procédure civile (art. 262, let. c, CPC), 
sous réserve des cas où le code civil suisse prévoit une annotation (art. 960 
et 961 CC); 

c. les mesures provisionnelles ordonnées par l'autorité compétente en applica-
tion de la loi fédérale du 16 décembre 1983 sur l'acquisition d'immeubles 
par des personnes à l'étranger (LFAIE)14; 

d. les mesures provisionnelles ordonnées par l'autorité compétente en applica-
tion du droit cantonal dans la mesure où la procédure suit les règles du droit 
cantonal. 

Art. 59 (art. 13a) Pièces accompagnant la réquisition 
1 Les pièces accompagnant la réquisition contiennent les indications suivantes, rela-
tives aux personnes du disposant et de l'acquéreur: 

a. pour les personnes physiques: le nom, au moins un prénom écrit en toutes 
lettres, la date de naissance, le lieu de domicile, le lieu d'origine ou la natio-
nalité; 

b. pour les personnes morales ainsi que pour les sociétés en nom collectif et en 
commandite: la raison sociale ou le nom, le siège, la forme juridique lorsque 
la raison sociale ou le nom n'en font pas état, ainsi que le numéro d'identifi-
cation des entreprises (IDE); 

c. pour les autres sociétés et communautés dont les membres sont liés entre 
eux par une disposition légale ou un contrat et sont propriétaires en main 
commune: les données mentionnées à la let. a ou b pour chacun d'eux. 

2 Les pièces accompagnant la réquisition contiennent en outre les indications per-
mettant d'apprécier si l'autorisation d'une autorité ou le consentement d'un tiers (par 
ex. celui du conjoint) est nécessaire pour disposer de l'immeuble.  
3 Les pièces accompagnant la réquisition permettent de prouver que l'acte requis ne 
nécessite ni autorisation ni consentement. 
4 En cas d'acquisition en régime de propriété collective, elles comportent les indica-
tions nécessaires à la présentation de ce rapport de propriété collective conformé-
ment à l'art. 92. 

  

14 RS 211.412.41 
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Chapitre 2: Obligation de contrôle de l'office du registre foncier 

Art. 60 Etendue de l'obligation de contrôle 
1 Sur la base des documents produits, l'office du registre foncier contrôle si les 
conditions légales de l'inscription sont réunies. 
2 Il contrôle en particulier la forme et le contenu de la réquisition, l'identité et la ca-
pacité de disposer du requérant ainsi que les pouvoirs d'un éventuel représentant.  
3 Il examine la capacité civile du requérant dans la mesure où elle est restreinte à la 
mesure des actes déposés et des écritures au registre. 
4 L'office du registre foncier vérifie que la réquisition peut faire l'objet d'une écriture 
au registre foncier, que le titre, en particulier le justificatif relatif à celui-ci, remplit 
les formes exigées, que les pièces justificatives de la réquisition sont complètes et 
que les autorisations ainsi que les consentements nécessaires ont été produits. 

Art. 61 (art. 15) Examen de la légitimation quant au droit de disposition 
1 Une fois la réquisition faite, l'office du registre foncier vérifie si elle émane bien 
de la personne légitimée d'après les dispositions légales sur le registre foncier (art. 
963 CC). 
2 Lorsque la réquisition émane du propriétaire inscrit, l'office du registre foncier 
s'assure de l'identité du requérant avec ce dernier. 
3 Lorsque la réquisition émane de l'acquéreur (art. 656, al. 2, 665, al. 2 et 3, 836, 
963, al. 2, CC, art. 34, al. 3, LDFR, art. 22, al. 1, 52 et 73, al. 2, LFus), l'office du 
registre foncier s'assure de l'identité du requérant avec celui-ci. 
4 Lorsque la réquisition émane de l'ayant droit (art. 964, al. 1, CC), l'office du regis-
tre foncier s'assure de l'identité du requérant avec celle de l'ayant droit telle qu'elle 
apparaît dans l'inscription au registre foncier. 

Art. 62 (art. 17) Réquisition par une autorité 
Lorsque la réquisition émane d'une autorité (tribunal, autorité de poursuite ou de 
faillite) ou d'une personne exerçant une charge publique (conservateur du registre 
foncier, officier public ayant qualité pour dresser des actes authentiques), l'office du 
registre foncier vérifie si le requérant est compétent pour faire cette réquisition. 

Art. 63 (art. 15a) Légalisation des signatures 
1 Si l’office du registre foncier ne peut pas s’assurer lui-même de l’authenticité de la 
signature, il peut exiger sa légalisation. 
2 La signature du requérant n'a pas besoin d'être légalisée si la légalisation figure dé-
jà dans un acte authentique. 
3 La légalisation électronique des signatures électroniques obéit à l'art. 18 OAAE. 



Ordonnance sur le registre foncier RO 2010 

20 

Chapitre 3: Traitement de la réquisition 

Art. 64 (art. 14) Ecriture au journal 
1 Les réquisitions et les procédures engagées d'office doivent être portées au journal 
aussitôt qu'elles sont parvenues à l'office du registre foncier ou ont été engagées. 
L'écriture au journal est attestée sur requête. Elle comprend: 

a. un numéro d'ordre continu suivant une série recommençant avec chaque an-
née civile; 

b. la date et l'heure exacte du dépôt ou de l'engagement de la procédure; 
c. le nom et le domicile du requérant; 
d. les écritures à faire désignées par des mots-clés et l'identification des im-

meubles touchés ou la référence à la réquisition. Si toutes les données relati-
ves à une réquisition (art. 50) sont déjà saisies dans un contrôle des affaires, 
la référence à ce dernier dans le journal suffit. 

2 Lorsqu'une procédure est engagée d'office, le mot-clé et les motifs de l'écriture 
sont indiqués dans une pièce justificative. 

Art. 65 (art. 24)   Réquisitions incomplètes 
1 Lorsqu'une réquisition ne satisfait pas aux conditions légales, l'office du registre 
foncier rejette la réquisition. 
2 L'office du registre foncier peut fixer au requérant un bref délai pour apporter les 
pièces manquantes. Si le défaut n'est pas réparé dans le délai fixé, la réquisition est 
rejetée. 
3 Les motifs du rejet doivent être communiqués par écrit au requérant ainsi qu'à qui-
conque touché par la décision, avec l'indication du délai et des voies de recours. La 
décision de rejet doit être consignée au journal.  
4 Lorsque la décision de rejet fait l'objet d'un recours, l'office du registre foncier l'in-
dique au journal. Pour le registre foncier sur papier, les cantons peuvent prévoir une 
mention. 

Art. 66 (art. 24a) Sursis à l'inscription 
1 Si une loi fédérale prévoit que l'office du registre foncier doit surseoir à l'inscrip-
tion jusqu'à ce qu'une autre autorité ait décidé si l'acte sous réquisition est assujetti à 
autorisation, l'office du registre foncier porte la réquisition au journal et notifie au 
requérant le délai légal pour introduire la procédure d'autorisation ou de constata-
tion. 
2 Si la procédure d'autorisation ou de constatation a été introduite dans le délai fixé, 
l'office du registre foncier l'indique au journal. Pour le registre foncier sur papier, les 
cantons peuvent prévoir une mention au grand livre. 
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3 Si le délai n'est pas respecté ou si l'autorisation est refusée, l'office du registre fon-
cier rejette la réquisition. 
4 La mention est radiée d'office lorsque la réquisition est exécutée au grand livre ou 
lorsque son rejet est entré en force. 

Chapitre 4: Justificatifs relatifs au titre 

Art. 67 Pièces justificatives relatives au titre 
1 Les pièces justificatives relatives au titre sont produites en original ou, lorsqu'une 
autorité ou une personne chargée d'instrumenter un acte authentique est tenue de 
conserver l'original, soit en expédition légalisée, soit sous forme d'extrait certifié 
conforme des données nécessaires à l'inscription. 
2 Les cantons peuvent édicter des prescriptions concernant les exigences formelles 
relatives aux pièces justificatives. 

Art. 68 Actes authentiques et légalisations faits à l'étranger 
Les actes authentiques ainsi que les légalisations faits à l'étranger doivent être munis 
d'une attestation de l'autorité compétente au lieu de l'instrumentation, certifiant 
qu'ils ont été effectués par une personne compétente habilitée à instrumenter des ac-
tes authentiques (apostille). Sous réserve de règles contraires prévues dans les traités 
internationaux, une légalisation du gouvernement étranger et de la représentation 
diplomatique ou consulaire compétente doit en outre être produite. 

Art. 69 (art. 18, al. 1) Transfert de la propriété 
1 Si l'inscription au registre foncier a un effet constitutif (art. 656, al. 1, CC), le justi-
ficatif pour le transfert de la propriété consiste: 

a. en cas de convention de droit privé: dans un acte authentique ou dans un 
contrat dans la forme prescrite par le droit fédéral; 

b. en cas de partage successoral: dans une déclaration écrite constatant le 
consentement unanime des héritiers ou dans un acte de partage dressé en la 
forme écrite; 

c. en cas d'exécution d'un legs: dans une copie certifiée conforme de la disposi-
tion pour cause de mort et dans une déclaration constatant l'acceptation du 
légataire; 

d. en cas d’exercice d’un droit de préemption: dans le contrat entre le vendeur 
et l’acheteur et dans la déclaration d’exercice du titulaire du droit de pré-
emption; lorsqu’il s’agit d’un droit de préemption contractuel qui n'est pas 
annoté, le pacte de préemption (art. 216, 2 et 3, CO) doit en outre être pro-
duit;  
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e. en cas d'exercice d'un droit d'emption ou de réméré: dans la déclaration 
d'exercice du titulaire de ce droit; lorsqu'il s'agit d'un droit contractuel qui 
n'est pas annoté, le pacte d'emption ou de réméré doit en outre être produit; 

f. en cas de traité international ou de contrat de droit administratif passé entre 
des organismes indépendants de droit public concernant le transfert 
d’immeubles du patrimoine administratif: dans une copie certifiée conforme 
du traité ou du contrat;  

g. en cas de décision d’une autorité administrative: dans la décision entrée en 
force; 

h. en cas de jugement condamnatoire: dans le jugement accompagné de l'attes-
tation d'entrée en force; 

i. en cas d'adjudication ensuite d'enchères publiques volontaires: dans l'acte 
justificatif prévu par la loi cantonale ou, à défaut, dans le procès-verbal d'en-
chères signé par le préposé aux enchères, avec justification de ses pouvoirs. 

2 La preuve par le requérant de son droit de disposer (art. 61 s.) est réservée. 

Art. 70 (art. 18, al. 2) Acquisition de la propriété en dehors du registre foncier 
1 Si l’acquisition de la propriété s’opère en dehors du registre foncier (art. 656, al. 2, 
CC), le justificatif pour le transfert de la propriété consiste: 

a. en cas de succession: dans un certificat constatant que les héritiers légaux et 
les héritiers institués sont reconnus comme seuls héritiers du défunt;  

b. en cas d’expropriation: dans un justificatif conforme à la législation appli-
quée;  

c. en cas de remaniement ou de réunion parcellaire dans une procédure de droit 
public: dans un justificatif conforme à la législation de procédure appliquée; 

d. en cas d’exécution forcée: dans un certificat de l’office des poursuites ou de 
l’administration de la faillite constatant l’adjudication;  

e. en cas de jugement formateur: dans le jugement accompagné de l'attestation 
d'entrée en force.  

2 Dans les autres cas, le justificatif de l'acquisition de la propriété en dehors du re-
gistre foncier consiste dans le titre dans la forme prévue par la loi pour l’acte en 
cause ou dans une décision administrative ou judiciaire entrée en force. 

Art. 71 (art. 18a) Acquisition fondée sur des circonstances relevant de la loi 
sur la fusion 

1 Si l’acquisition de la propriété intervient du fait de circonstances relevant de la 
LFus, le justificatif pour le transfert de la propriété consiste: 

a. en cas de fusion, lorsque le sujet reprenant est inscrit au registre du com-
merce: dans un extrait certifié conforme du registre du commerce du sujet 
reprenant;  
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b. en cas de fusion d’associations ou de fondations, lorsque le sujet transférant 
ou le sujet reprenant n’est pas inscrit au registre du commerce: dans un acte 
authentique constatant le transfert de la propriété des immeubles au sujet re-
prenant et dans un extrait certifié conforme du registre du commerce du su-
jet inscrit;  

c. en cas de division: dans un extrait certifié conforme du registre du com-
merce du sujet reprenant les immeubles et dans un extrait certifié conforme 
de l’inventaire, contenu dans le contrat de scission ou le projet de scission, 
qui attribue les immeubles; 

d. en cas de séparation: dans un extrait certifié conforme du registre du com-
merce du sujet reprenant les immeubles et dans un acte authentique consta-
tant le transfert de la propriété des immeubles au sujet reprenant;  

e. en cas de transfert de patrimoine: dans un extrait certifié conforme du regis-
tre du commerce du sujet transférant les immeubles et dans un extrait certi-
fié conforme de la partie du contrat de transfert, en forme authentique, 
concernant les immeubles transférés.  

2 En cas de transformation, le justificatif du changement de forme juridique consiste 
dans un extrait certifié conforme du registre du commerce du sujet ayant subi la 
transformation. 
3 En cas de fusion d’instituts de droit public avec des sujets de droit privé, de trans-
formation de tels instituts en sujets de droit privé ou de transfert de patrimoine im-
pliquant un institut de droit public, le justificatif consiste dans un extrait certifié 
conforme du registre du commerce du sujet reprenant ou transformé et dans un ex-
trait certifié conforme de la partie de l’inventaire relative aux immeubles. 

Art. 72  Modification de la propriété en relation avec un trust 
1 Le justificatif à produire en cas de modification de la propriété en relation avec un 
trust, consiste: 

a. dans un contrat en la forme authentique dressé par une personne habilitée 
par le droit cantonal à instrumenter des actes authentiques: 
1. lorsque l'immeuble est transféré du constituant à un ou plusieurs trus-

tees et que le trust est constitué par acte entre vifs;  
2. lorsque l'immeuble est tranféré ultérieurement des ayants droit intermé-

diaires (administrateur de la succession, exécuteur testamentaire) ou 
des héritiers du constituant à un ou plusieurs trustees et que le trust a 
été constitué par une disposition à cause de mort; 

3. lorsque l'immeuble faisant partie d'un trust est tranféré d'un trustee ins-
crit comme propriétaire unique à un autre;  

4. lorsque l'immeuble est transféré ultérieurement des ayants droit inter-
médiaires (administrateur de la succession, exécuteur testamentaire) ou 
des héritiers d'un trustee décédé à un ou plusieurs trustees de rempla-
cement;  
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5. lorsqu'un immeuble faisant partie d'un trust est transféré d'un ou de plu-
sieurs trustees aux bénéficiaires;  

b. dans un certificat d'héritier ou dans une attestation de l'autorité successorale 
compétente: 
1. lorsque l'immeuble est transféré directement du constituant à un ou plu-

sieurs trustees et que le trust a été constitué par une disposition à cause 
de mort; 

2. lorsque l'immeuble faisant partie du trust est transféré directement d'un 
trustee décédé à un ou plusieurs trustees de remplacement;  

3. lorsque, le constituant ou le trustee étant décédés, l'immeuble est acquis 
par un ayant droit intermédiaire ou par un héritier obligés au transfert 
ultérieur de l'immeuble; 

c. dans une copie certifiée conforme de la disposition à cause de mort et dans 
une déclaration écrite constatant l'acceptation du legs par le trustee ou par 
les trustees, lorsque l'immeuble est acquis par legs par l'intermédiaire des 
héritiers du constituant;  

d. dans un document écrit signé par tous les trustees attestant la sortie d'un 
trustee ou l'arrivée d'un nouveau, lorsqu'il existe plusieurs trustees et que 
leur composition dans le trust est modifiée. 

2 L'acquisition d'un immeuble venant d'un tiers non partie au trust ou l'acquisition 
d'un immeuble faisant partie d'un trust par ce tiers suit les règles générales relatives 
au transfert des immeubles. 
3 La preuve que l'immeuble fait partie d'un trust est apportée par la présence éven-
tuelle d'une mention au registre foncier, par la production de l'acte constitutif du 
trust, du contrat de transfert, ou par une décision du tribunal. En l'absence d'une telle 
preuve, l'office du registre foncier n'examine pas d'office si l'immeuble en question 
fait partie d'un trust. 

Art. 73 (art. 19)  Servitudes et charges foncières 
1 Les art. 70 et 71 sont applicables par analogie en ce qui concerne les pièces justifi-
catives à produire pour l'inscription d'une servitude ou d'une charge foncière, que la 
loi exige la forme authentique ou la forme écrite pour sa constitution. 
2 Lorsque le titre du droit réel limité est légal, la pièce justificative doit reconnaître 
le titre légal et être couverte par la forme écrite. 
3 Lorsqu'un extrait du plan doit être joint au justificatif relatif au titre (art. 732, al. 2, 
CC), une représentation de la localisation de la servitude réalisée par les parties sur 
l'extrait du plan est suffisante. 
4 La constitution d'un usufruit par transfert de patrimoine est régie par l'art. 71, let. e. 
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Art. 74 (art. 23) Inscription de droits portant sur des concessions hydrauli-
ques et sur des mines  

Pour l’inscription de droits portant sur des concessions hydrauliques (art. 24, al. 3) 
et sur des mines (art. 25), il faut, indépendamment des justificatifs indiqués aux art. 
67 à 69, encore prouver que les conditions spéciales (telles que l’autorisation écrite 
de l’autorité concédante) prévues par les lois fédérales ou cantonales sont réunies. 

Art. 75 Droits de gage 
Les art. 69 et 70 sont applicables par analogie en ce qui concerne le justificatif à 
produire pour l'inscription d'un droit de gage. 

Art. 76 Transformation d'une cédule hypothécaire 
1 Le justificatif pour la transformation d'une cédule hypothécaire sur papier en cé-
dule hypothécaire de registre et inversement, ainsi que pour la transformation d'une 
cédule hypothécaire au porteur en cédule hypothécaire nominative et inversement, 
consiste dans une convention passée en la forme authentique entre le propriétaire 
foncier et les ayants droit à la cédule hypothécaire. 
2 La forme authentique est également nécessaire pour la déclaration du propriétaire 
en cas de transformation d'une cédule hypothécaire du propriétaire. 
3 La disposition transitoire relative à la cédule hypothécaire sur papier (art. 33b 
tit.fin. CC) demeure réservée. 

Art. 77 Transformation d'une hypothèque 
L'art. 76 est applicable par analogie à la transformation d'une hypothèque en cédule 
hypothécaire et vice-versa. 

Art. 78 (art. 21)  Droit de gage en cas d'améliorations du sol 
1 Le justificatif pour l’inscription d’un droit de gage en cas d’améliorations du sol 
exécutées avec le concours d’autorités publiques ou sous leur surveillance, consiste 
dans un certificat de l’autorité compétente constatant le montant de la part des frais 
incombant à l’immeuble. 
2 Lorsque l’amélioration du sol a été exécutée sans subside de l’Etat, il faut le 
consentement unanime de tous les titulaires de droits réels sur l’immeuble ou une 
décision du tribunal. 

Art. 79 (art. 22) Hypothèques légales 
1 Le justificatif pour l'inscription d’une hypothèque légale consiste dans le titre né-
cessaire à la naissance des créances en garantie desquelles l’hypothèque doit être 
inscrite. 
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2 Pour l’inscription des hypothèques des artisans et entrepreneurs, il est nécessaire 
que le montant de la créance garantie par gage soit reconnu par le propriétaire ou 
par le tribunal, ou que le propriétaire autorise l’inscription. 
3 Les délais prévus aux art. 838 et 839, al. 2, CC sont réputés sauvegardés par l'an-
notation prévue à l'art. 961, al. 1, ch. 1, CC. 

Art. 80 (art. 22a) Hypothèques légales destinées à garantir des indemnités re-
latives au droit de superficie et d'autres créances 

1 L'art. 79, al. 2, relatif à l’inscription de l’hypothèque des artisans et entrepreneurs, 
est applicable à l’inscription de l’hypothèque légale garantissant l’indemnité née de 
la radiation du droit de superficie (art. 779d, al. 2 et 3, CC). 
2 Cette disposition est également applicable à l’inscription de l’hypothèque légale 
destinée à garantir la rente du droit de superficie (art. 779i et 779k CC), dans la me-
sure où elle ne se rapporte pas exclusivement à l’hypothèque des artisans et entre-
preneurs et où le contrat de superficie ne rend pas inutile leur application. 
3 Elle est en outre applicable par analogie à l’inscription de l’hypothèque légale  
destinée à garantir, dans le cas de la propriété par étages, le droit de la communauté 
aux contributions des propriétaires (art. 712i CC). 

Art. 81  Annotations en général 
1 L'annotation doit reposer sur un justificatif énonçant les conditions d'exercice du 
droit annoté et son éventuelle limitation dans le temps. 
2 Est exceptée l'annotation requise par l'autorité de poursuite d'une restriction du 
droit d'aliéner. 
3 L'annotation reposant sur un jugement (art. 960, al. 1, ch. 1, 961, al. 1, ch. 1 et 2, 
CC) a pour justificatif le jugement provisionnel exécutoire. 

Art. 82 (art. 71-71b) Annotation de droits personnels 
1 Le justificatif pour l'annotation de droits personnels conventionnels consiste dans 
un acte authentique lorsqu'il s'agit d'annoter un droit d'emption, de réméré et de pré-
emption limité (art. 216, al. 2, CO y compris pour l'art. 712c, al. 1, CC), de retour du 
donateur (art. 247 CO), d'interdiction de partage (art. 650, al. 2, CC) et de suppres-
sion ou modification des règles de partage successoral (art. 39 LDFR), de modifica-
tion ou de suppression des droits de préemption légaux attachés à un immeuble (art. 
681b CC), de profiter des cases libres (art. 814, al. 3, CC) ainsi que les annotations 
liées à une servitude (art. 740a, 779a, al. 2, CC) lorsque la constitution de cette der-
nière doit revêtir la forme authentique. 
2 Dans tous les autres cas d'annotations de droits personnels, il suffit d'un justificatif 
revêtant la forme écrite. Une copie certifiée conforme est suffisante pour l'annota-
tion des clauses statutaires relatives au transfert de la qualité d'associé d'une société 
coopérative (art. 850, al. 2, CO). 
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Art. 83 (art. 73)  Restrictions du droit d'aliéner 
Le justificatif pour l’annotation de restrictions du droit d’aliéner consiste dans: 

a. la décision de l’autorité compétente, lorsqu’il s’agit de droits litigieux ou de 
prétentions exécutoires, d’une saisie, d’une réalisation de gages ou d’un sé-
questre;  

b. la copie certifiée conforme de la disposition pour cause de mort, en cas de 
substitution fidéicommissaire de l’héritier ou du légataire. 

Art. 84 (art. 79, al. 4 et 5) Mentions 
1 Les pièces servant à la mention doivent être produites sous forme écrite ou en la 
forme authentique. 
2 Les règlements et les décisions des mesures administratives prises par les copro-
priétaires (art. 649a, al. 2, CC) doivent être signés par tous les copropriétaires. 
3 Le règlement de la propriété par étages doit être signé par tous les propriétaires 
d'étages ou être accompagné du procès-verbal constatant la décision de la commu-
nauté des copropriétaires d'étages de l'admettre. 
4 Le justificatif pour les mentions qui reposent sur une décision consiste dans la dé-
cision exécutoire. 

Chapitre 5: Inscriptions et annotations au grand livre 

Section 1: Principes et procédure 

Art. 85 (art. 25)   Principes pour l'inscription d'un droit réel immobilier 
1 L'office du registre foncier ne porte au grand livre que ce qui est demandé dans la 
réquisition.  
2 Les inscriptions ont lieu dans la rubrique du grand livre prévue pour cela. 
3 Des observations relatives aux inscriptions peuvent être portées dans toutes les ru-
briques et font partie de l'inscription. 

Art. 86 (art. 111g)  Procédure de traitement 
1 La procédure de traitement des données du grand livre s’ouvre avec l'écriture au 
journal. 
2 Les données du grand livre qui doivent être saisies, modifiées, rectifiées ou radiées 
sur la base d’une écriture au journal sont modifiables à volonté au cours de la procé-
dure de traitement, sans que l’état des données juridiquement valables du grand livre 
en soit affecté. 
3 L'office du registre foncier met fin à la procédure de traitement par un ordre spé-
cial, signifiant: 
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a. que l’introduction ou la modification des données du grand livre entre en 
force;  

b. que le rejet de la réquisition entre en force;  
c. que la réquisition a été retirée; ou  
d. que l'écriture incorrecte portée au journal n’est pas valable. 

Art. 87 (art. 26)   Inscription dans le registre foncier sur papier 
1 Dans le registre foncier sur papier, les écritures pendantes au journal doivent être 
indiquées au grand livre.  
2 Les inscriptions au grand livre doivent porter les dates de leur écriture au journal. 

Art. 88 (art. 27)   Rapports de rang 
1 Les inscriptions au grand livre sont faites dans l'ordre dans lequel elles sont portées 
au journal. 
2 Lorsque plusieurs inscriptions requises le même jour doivent être portées sur un 
même feuillet du grand livre et recevoir un rang différent d’après la volonté des par-
ties ou l’ordre dans lequel elles sont portées au journal, cette différence de rang doit 
ressortir au grand livre de manière appropriée, par exemple par l'indication du mo-
ment exact où la réquisition a été faite ou par l’indication du rang de chaque inscrip-
tion. 
3 Lorsque le rang d'une inscription ne découle pas de la date de cette inscription, le 
feuillet du grand livre doit en faire état expressément. 
4 Les dispositions spéciales sur l'inscription des cases hypothécaires en matière de 
gages immobiliers demeurent réservées. 

Art. 89 (art. 25) Attestation de l'inscription 
A la requête des parties, l'office du registre foncier atteste l’inscription sur les actes 
qui leur sont destinés; il peut aussi délivrer à cet effet un extrait complet ou partiel 
du grand livre portant sur le nouvel état.  

Section 2: Propriété 

Art. 90 (art. 31) Propriété 
1 L’inscription de la propriété comprend: 

a. la désignation du propriétaire;  
b. la date de l’écriture au journal;  
c. la cause de l’acquisition;  
d. la référence à la pièce justificative;  
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e. la désignation des copropriétaires par un chiffre ou une lettre, lorsqu’aucun 
feuillet spécial n’est ouvert pour les parts de copropriété. 

2 Pour désigner le propriétaire et les personnes qui sont titulaires d’autres droits sur 
l’immeuble (art. 958 à 961 CC), il faut indiquer: 

a. pour les personnes physiques: le nom, au moins un prénom écrit en toutes 
lettres et la date de naissance;  

b. pour les personnes morales ainsi que pour les sociétés en nom collectif et en 
commandite: la raison sociale ou le nom, le siège ainsi que la forme juridi-
que lorsque la raison sociale ou le nom n’en font pas état;  

c. pour les sociétés simples et les communautés dont les membres sont liés en-
tre eux par une disposition légale ou par un contrat et sont propriétaires en 
main commune: les données indiquées à la let. a ou b pour chacun d’eux. 
Dans le registre foncier sur papier, pour une communauté héréditaire, il suf-
fit de saisir les données relatives au défunt avec l'indication que ses héritiers 
sont propriétaires de l'immeuble. 

3 Le grand livre ne peut contenir d’autres données personnelles que si celles-ci sont 
nécessaires à l'identification des personnes concernées. 

Art. 91 (art. 32) Immeubles dépendants 
1 Lorsqu'un immeuble (immeuble dépendant) appartient au propriétaire actuel d'un 
autre immeuble (immeuble principal; art. 655a, al. 1, CC), il y a lieu d'inscrire dans 
la rubrique de la propriété de l'immeuble dépendant le numéro de l'immeuble princi-
pal en lieu et place du nom du propriétaire. 
2 Lorsque l'immeuble dépendant est une part de copropriété, tous les copropriétaires 
doivent approuver ce lien de dépendance. Ils renoncent de cette façon à leur droit de 
préemption sur les parts dépendantes et à leur droit de demander la dissolution de 
cette copropriété. Cette convention obéit à la forme authentique. 
3 La création d'un tel lien de dépendance n'est possible que lorsque l'immeuble dé-
pendant n'est grevé d'aucun droit de gage ni de charge foncière ou que lorsque cel-
les-ci sont transférées sur l'immeuble principal au moment de la création de ce lien 
de dépendance et radiées sur l'immeuble dépendant. 
4 Lorsque l'immeuble dépendant est une part de copropriété, l'immeuble constitué en 
copropriété doit également demeurer libre de gages et de charges foncières pendant 
toute la durée d'existence de ce lien de dépendance. 
5 Ce lien de dépendance est indiqué sur le feuillet de l'immeuble principal dans l'état 
descriptif ou dans la rubrique «mentions». 

Art. 92 (art. 33) Copropriété ou propriété commune 
1 Pour l’inscription d’un droit de copropriété, la quote-part sur laquelle porte ce droit 
est précisée en portant une adjonction correspondante au nom de chaque coproprié-
taire (par ex. copropriétaire «pour 1/2», «pour 1/3», etc.). 
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2 Les cantons peuvent prévoir que les droits de copropriété sur des constructions 
empiétant ou établies sur le fonds d’autrui (art. 670 CC) soient inscrits comme servi-
tudes. 
3 En cas de propriété commune, aux indications prescrites par l’art. 90, al. 2, let. c, 
on ajoute celle du rapport juridique dont résulte la communauté ou la société. 

Art. 93 (art. 33a) Propriété par étages 
1 La propriété par étages est inscrite au feuillet ouvert au bien-fonds ou au droit de 
superficie, dans la rubrique «propriété». 
2 L’inscription indique: 

a. le numéro du feuillet de chaque unité d'étage;  
b. la part (valeur) que représente chaque unité d'étage, exprimée en quote-part 

ayant un dénominateur commun;  
c. la propriété comme propriété par étages (PPE);  
d. la date de l’écriture au journal;  
e. l’acte constitutif; 
f. la référence aux pièces justificatives. 

Art. 94 (art. 33b) Plan de répartition dans la propriété par étages 
1 L’acte constitutif doit indiquer de manière claire et précise la description, la déli-
mitation et la composition des étages. 
2 A défaut d'une telle indication, l'office du registre foncier impartit un délai pour la 
production d’un plan de répartition signé par tous les propriétaires et, au besoin, 
d’une attestation officielle conforme aux prescriptions cantonales aux termes de la-
quelle les locaux objets d’un droit exclusif sont des appartements ou des locaux 
commerciaux ou autres formant un tout et disposant d’un accès propre. 
3 Pour l’inscription de propriétés par étages régies par l’ancien droit, l’art. 20bis 
tit.fin. CC est réservé. 

Art. 95 (art. 33c) Inscription de la propriété par étages avant la construction du 
bâtiment 

1 L’inscription de propriétés par étages avant la construction du bâtiment ne peut 
être requise que si le plan de répartition est joint à la réquisition. 
2 L'office du registre foncier inscrit au feuillet ouvert au bien-fonds ou au droit de 
superficie et aux feuillets ouverts aux étages la mention «constitution de PPE avant 
la construction du bâtiment». 
3 L’achèvement du bâtiment est communiqué à l'office du registre foncier, le cas 
échéant avec remise du plan de répartition rectifié après l’exécution des travaux; à la 
demande de l'office du registre foncier, le plan est complété par l’attestation offi-
cielle prévue à l’art. 94, al. 2. 
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4 Si cette attestation n’est pas produite ou s’il est d'une manière ou d'une autre cons-
taté que les locaux objet d’un droit exclusif ne sont ni des appartements ni des lo-
caux destinés à d'autre buts formant un tout et disposant d’un accès propre, l'office 
du registre foncier fixe un délai à l’expiration duquel l’inscription est radiée en ap-
plication par analogie des art. 976a et 976b CC, la propriété par étages étant conver-
tie en copropriété ordinaire. 

Section 3: Servitudes et charges foncières 

Art. 96 (art. 35)  Servitudes 
1 La servitude est inscrite au feuillet du fonds servant dans la rubrique de même 
nom. La servitude foncière est en outre inscrite au feuillet du fonds dominant dans la 
même rubrique. 
2 L’inscription au feuillet comprend: 

a. la désignation de la servitude par un chiffre ou une lettre;  
b. la désignation comme charge ou comme droit;  
c. la désignation de la servitude par un mot-clé, en indiquant le cas échéant 

qu'il s'agit d'une servitude légale, d'un droit distinct et permanent ou qu'il 
existe une obligation accessoire de faire dont l'inscription a été requise;  

d. la désignation, au feuillet du fonds servant, du fonds dominant ou de la per-
sonne titulaire du droit;  

e. la désignation, au feuillet du fonds dominant, du fonds servant; si les fonds 
servants sont nombreux, on peut, dans le registre foncier sur papier, renon-
cer à les désigner et indiquer la référence à la pièce justificative;  

f. la date de l’écriture au journal;  
g. la référence à la pièce justificative. 

3 Les mots-clés de la servitude et des obligations accessoires de faire sont fixés par 
l'office du registre foncier. 

Art. 97 (art. 38)  Servitudes sur des feuillets collectifs 
1 Lorsqu’un immeuble en faveur ou à la charge duquel une servitude doit être cons-
tituée figure sur un feuillet collectif, il faut toujours indiquer, lors de l’inscription de 
la servitude sur ce feuillet, les numéros du fonds servant et du fonds dominant. 
2 Lorsque le fonds servant et le fonds dominant figurent sur le même feuillet collec-
tif, il suffit d’une seule inscription, avec indication des numéros du fonds servant et 
du fonds dominant. 

Art. 98 (art. 35, 37)  Charges foncières  
1 Les charges foncières sont inscrites au feuillet dans la rubrique de même nom du 
fonds servant. Les charges foncières constituées en faveur du propriétaire actuel 
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d'un immeuble sont inscrites en plus au feuillet du fonds dominant dans la même ru-
brique. 
2 L’inscription au feuillet comprend: 

a. la désignation de la charge foncière par un chiffre ou une lettre;  
b. la désignation comme charge ou comme droit;  
c. la désignation de la charge foncière par un mot-clé; 
d. la désignation, au feuillet du fonds servant, du fonds dominant ou de la per-

sonne titulaire du droit;  
e. la désignation, au feuillet du fonds dominant, du fonds servant; si les fonds 

servants sont nombreux, on peut, dans le registre foncier sur papier, renon-
cer à les désigner et indiquer la référence à la pièce justificative;  

f. la date de l’écriture au journal;  
g. la référence à la pièce justificative;  
h. la valeur de la charge conformément à l'art. 783, al. 2, CC. 

3 Le mot-clé de la charge foncière est fixé par l'office du registre foncier. 
4 Si la charge foncière est liée à une servitude foncière irrachetable, il est fait réfé-
rence, sur demande, à la servitude comme «observation» dans la rubrique de la 
charge foncière. 

Section 4: Droits de gage 

Art. 99 (art. 40)  Droits de gage  
1 Les droits de gage immobilier sont inscrits au feuillet dans la rubrique de même 
nom. L’inscription comprend: 

a. la désignation du gage immobilier par un chiffre ou une lettre;  
b. la nature du gage immobilier;  
c. en cas de cédule hypothécaire: la désignation comme cédule hypothécaire de 

registre ou sur papier; 
d. la désignation du créancier (art. 90, al. 2) ou la désignation «porteur»;  
e. le montant de la somme garantie par le gage et, le cas échéant, le taux de 

l’intérêt garanti par le gage conformément à l’art. 818, al. 2, CC (taux 
maximum);  

f. pour les droits de gage conventionnels et les hypothèques légales indirectes: 
la case hypothécaire;  

g. la date de l’écriture au journal;  
h. la référence à la pièce justificative.  

2 L'annotation du droit de profiter des cases libres peut apparaître dans la rubrique 
des gages immobiliers par un renvoi. 
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3 Pour les droits de gage conventionnels, la rubrique «droits de gage» des immeubles 
des chemins de fer est cancellée.  

Art. 100 (art. 83) Observations concernant les inscriptions de gages immobi-
liers dans le registre foncier sur papier 

1 Les indications devant, aux termes de la présente ordonnance, figurer sous «obser-
vations relatives aux inscriptions de gages immobiliers» sont rédigées de façon que 
toutes les observations concernant une inscription d'un droit de gage soient munies 
du même chiffre ou de la même lettre que cette inscription, et qu'elles soient grou-
pées autant que possible. 
2 L’écriture à laquelle se rapportent ces observations doit, de son côté, faire réfé-
rence à ces dernières. Dans la rubrique «gages immobiliers», une ligne en blanc est 
en outre laissée après chaque inscription pour permettre l’indication de ces référen-
ces. 

Art. 101 Créancier, usufruitier et saisie de la cédule hypothécaire de 
registre 

1 L'inscription du nouveau créancier de la cédule hypothécaire de registre a lieu sur 
la réquisition du créancier actuel. 
2 Le créancier qui ne ressort pas de l'inscription au registre foncier doit prouver par 
un titre d'acquisition qu'il a acquis son statut de créancier de manière extra-tabulaire. 
3 L'inscription du créancier titulaire d'un droit de gage mobilier sur une cédule hypo-
thécaire de registre a lieu dans la rubrique «droits de gage» sur réquisition du créan-
cier inscrit au registre foncier avec l'indication qu'il s'agit d'un créancier titulaire 
d'un droit de gage mobilier sur la cédule hypothécaire. 
4 La constitution d'un usufruit sur une cédule hypothécaire de registre est inscrite 
dans la rubrique «droits de gage». 
5 La saisie d'une cédule hypothécaire de registre et d'autres restrictions du droit de 
disposer relevant du droit de la réalisation forcée sont portées dans les «observa-
tions» relatives au droit de gage. 

Art. 102 (art. 51) Nomination d'un fondé de pouvoirs d'une cédule hypothé-
caire 

1 En cas de nomination d'un fondé de pouvoirs lors de la création d’une cédule hy-
pothécaire (art. 850 CC), son indication s’opère, sur demande du mandant, dans les 
«observations» relatives au droit de gage. 
2 L’indication ultérieure ou la radiation d’un fondé de pouvoirs ne peut se faire que 
de l’assentiment de toutes les parties ou en vertu d’une décision du tribunal. Cette 
règle est applicable par analogie au cas visé à l'art. 875, ch. 1, CC. 
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Art. 103 (art. 67) Conventions accessoires, remboursements 
1 Lorsque les parties ont prévu des conventions accessoires concernant l'intérêt, 
l'amortissement et la dénonciation ainsi que sur des dispositions relatives à la dé-
nonciation dérogeant aux dispositions légales (art. 846, al. 2, CC) ou d'autres dispo-
sitions accessoires concernant la créance, ou lorsque celles-ci sont modifiées, une 
écriture correspondante peut être effectuée sous «observations» relatives aux droits 
de gage. 
2 Sur requête du débiteur, les acomptes sans réduction de la dette et de la somme ga-
rantie par gage (art. 852 CC) sont, avec le consentement du créancier, portés sous 
«observations». 

Art. 104 Transformation d'une cédule hypothécaire 
La transformation d'une cédule hypothécaire a lieu par la modification de l'inscrip-
tion du droit de gage sur le feuillet du grand livre, en y apportant les indications sui-
vantes: 

a. la désignation de la nouvelle nature du droit de gage; 
b. en cas de transformation d'une cédule hypothécaire sur papier en cédule hy-

pothécaire de registre: la désignation du créancier; 
c. en cas de transformation d'une cédule hypothécaire au porteur en cédule hy-

pothécaire nominative et inversément: la désignation du créancier ou la dé-
signation «porteur»; une indication correspondante doit être portée sur le ti-
tre de gage; 

d. en cas de transformation d'une cédule hypothécaire de registre en cédule hy-
pothécaire sur papier: la désignation du créancier ou la désignation «por-
teur». 

Art. 105 Transformation simplifiée d'une cédule hypothécaire en pa-
pier en cédule hypothécaire de registre 

1 La transformation d'une cédule hypothécaire au porteur ou nominative de l'ancien 
droit en cédule hypothécaire de registre a lieu sur réquisition du propriétaire foncier 
ou du créancier gagiste sur la base d'une convention écrite entre lui et les ayants 
droit de la cédule hypothécaire. 
2 Le titre de gage destiné à être cancellé ou la décision d'annulation judiciaire sont 
remis à l'office du registre foncier. 
3 La transformation a lieu par la modification de l'inscription du droit de gage sur le 
feuillet du grand livre en y apportant les indications suivantes: 

a. la désignation comme cédule hypothécaire de registre; 
b. la désignation du créancier. 

4 La date de la transformation est indiquée dans les observations avec la référence 
aux pièces accompagnant la réquisition.  
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Art. 106 Transformation des hypothèques 
L'art. 104 est applicable par analogie à la transformation d'une hypothèque en cé-
dule hypothécaire et vice-versa. 

Art. 107 (art. 41)  Droits de gage sur des feuillets collectifs 
1 L’inscription d’un droit de gage sur un feuillet collectif n'a lieu que lorsque tous 
les immeubles qui y sont immatriculés doivent en être grevés. 
2 Lorsque le droit de gage dont l’inscription est requise ne doit grever que certains 
des immeubles portés au feuillet collectif, l'office du registre foncier procède 
d’office à l’élimination de ces immeubles ou de ceux qui ne sont pas constitués en 
gage, conformément aux règles sur le remplacement du feuillet (art. 27). 

Art. 108 (art. 42)  Droits de gage collectifs 
1 Lorsque plusieurs immeubles situés dans un même arrondissement, mais ne figu-
rant pas sur un feuillet collectif, doivent être constitués en gage pour la même 
créance conformément à l’art. 798, al. 1, CC (droit de gage collectif), il convient, 
lors de l’inscription du droit de gage aux divers feuillets du grand livre, d'indiquer 
sur chaque feuillet, sous «somme garantie par gage», le montant total de la créance, 
et sous «observations», la référence aux immeubles grevés du même gage (p. ex. 
«ad A: numéro … est engagé collectivement pour la même créance»). 
2 Lorsque le gage doit grever des immeubles situés dans plusieurs arrondissements, 
l’inscription doit être requise tout d’abord dans l’arrondissement dans lequel se 
trouve la plus grande étendue des immeubles sur lesquels doit porter le gage, et opé-
rée dans ledit arrondissement pour les immeubles qui y sont situés, comme il est 
prescrit à l’al. 1. 
3 Le propriétaire ou l’acquéreur doit ensuite requérir successivement l’inscription du 
droit de gage dans les autres arrondissements sur la base du certificat d’inscription 
dans le premier arrondissement; en opérant l’inscription, chaque office du registre 
foncier doit indiquer sur les divers feuillets, en conformité de l’al. 1, les numéros 
des immeubles grevés situés dans son arrondissement et dans les autres arrondisse-
ments et communiquer tous ces numéros aux offices du registre foncier des autres 
arrondissements pour qu’ils puissent compléter leurs propres inscriptions. 
4 Dans les cas où les immeubles grevés sont situés dans le même canton, les cantons 
peuvent obliger l'office du registre foncier, auquel doit être présentée la première 
réquisition conformément à l’al. 2, à provoquer d’office l’inscription des droits de 
gage dans les autres arrondissements. 

Art. 109 (art. 43) Droits de gage collectifs sur des immeubles appartenant à 
des propriétaires différents 

Lorsque, dans les cas prévus à l’art. 108, al. 1 et 2, plusieurs immeubles situés dans 
un arrondissement appartiennent à différents propriétaires, la réquisition 
d’inscription doit être faite simultanément pour tous les immeubles. 
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Art. 110 (art. 44) Droits de gage collectifs en cas de grèvement ultérieur d'au-
tre immeubles 

L'art. 108 est applicable par analogie lorsque, conformément à l'art. 798, al. 1, CC, 
d'autres immeubles doivent être grevés ultérieurement d'un droit de gage affectant 
déjà un immeuble. 

Art. 111 (art. 45) Inscription de droits de gage partiels 
1 Lorsque plusieurs immeubles immatriculés sur différents feuillets sont constitués 
en gage pour la même créance sans qu’il y ait lieu de créer un gage collectif au sens 
de l’art. 798, al. 1, CC, chaque immeuble est grevé de la part indiquée par les parties 
lors de la réquisition. 
2 Si les parties n’ont pas fait cette répartition, l'office du registre foncier peut écarter 
la réquisition ou, lorsque la valeur estimative des immeubles a été indiquée au regis-
tre foncier, opérer la répartition d’après cette valeur estimative en avisant les parties 
et procéder à l’inscription des droits de gage correspondants. 
3 Lors du partage de la somme garantie par gage, les fractions ne sont pas inférieures 
à un franc. 

Art. 112 Transfert légal des droits du créancier d'une créance partielle 
Lorsque les droits du créancier d'une créance partielle passent légalement à un nou-
veau créancier (art. 110 CO), un droit de gage partiel de même montant et de même 
case hypothécaire est inscrit à la demande des créanciers qui y sont partie sous ré-
duction correspondante du droit de gage actuel. Dans la mesure où le droit de gage 
partiel est de rang postérieur au droit de gage actuel, la case est divisée. 

Art. 113 (art. 46) Répartition du gage en cas d'aliénation d'un immeuble 
1 L'art. 111 est également applicable lorsqu’un immeuble constitué collectivement 
en gage avec d’autres immeubles est aliéné sans que l’acquéreur s’oblige solidaire-
ment pour la dette garantie par l’immeuble; toutefois, l'office du registre foncier doit 
toujours procéder à la répartition dans les cas où les parties n’ont rien convenu. 
2 Lorsque l'office du registre foncier opère cette répartition, il en avise immédiate-
ment les parties. 

Art. 114 (art. 47, al. 3) Inscription de droits de gage et de charges foncières sur des 
parts de copropriété 

Si des droits de gage ou des charges foncières sont inscrits aux feuillets spéciaux 
ouverts à des parts de copropriété, mention en est faite sur le feuillet de l’immeuble 
de base. 

Art. 115 (art. 48) Réserves de rang et cases libres 
L’art. 99 est également applicable à l’inscription de la réserve de rang pour une 
somme déterminée (art. 813 CC) et d'une case libre. Au lieu du nom du créancier, il 
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faut faire indiquer «case réservée» ou «case libre»; rien ne doit être inscrit sous «na-
ture du gage». 

Art. 116 Hypothèques légales 
1 Les hypothèques légales sont inscrites dans la rubrique «droits de gage». 
2 Outre les données prévues à l'art. 99, let. a, d, e, g et h, l'inscription indique le type 
de créance garantie, par ex. créance des artisans et des entrepreneurs, rente du droit 
de superficie, indemnité de retour, impôt foncier, contribution pour les routes. Si le 
rang par rapport aux autres droits de gage ne se détermine pas selon la date de l'ins-
cription, il convient de l'indiquer sous «observations». 
3 Les cantons peuvent prescrire une présentation des hypothèques légales identique 
aux gages conventionnels.  
4 L'office du registre foncier doit immédiatement aviser de l'inscription de l'hypo-
thèque légale bénéficiant d'un rang privilégié tous les ayants droit d'un droit de gage 
ou d'une charge foncière inscrits sur le même feuillet du grand livre. 

Art. 117 (art. 49) Droits de gage pour les améliorations du sol 
1 L’inscription de droits de gage constitués en garantie de créances résultant 
d’améliorations du sol (art. 820 CC) s’opère conformément à  l’art. 99, en rempla-
çant toutefois l’indication du rang par l’abréviation «a. s.». 
2 Lorsque l’amélioration du sol a été exécutée sans subside de l’Etat, il faut ajouter 
en outre sous «observations» l'indication «amortissement par annuités de... %». 

Art. 118 (art. 50) Inscription des hypothèques légales des artisans et des entre-
preneurs et des hypothèques légales en matière de droit de 
superficie 

1 Outre les énonciations prévues à l’art. 100, l’inscription de l’hypothèque des arti-
sans et entrepreneurs (art. 837, al. 1, ch. 3, CC) indique, sous «observations», qu’il 
s’agit d’une «hypothèque des artisans et des entrepreneurs». 
2 Pour l’inscription de l’hypothèque légale garantissant la rente du droit de superfi-
cie (art. 779i et 779k, CC), l’observation correspondante est:  «rente du droit de su-
perficie». 
3 Pour l’inscription de l’hypothèque garantissant l’indemnité de retour (art. 779d, al. 
2 et 3, CC), l’observation est:  «indemnité de retour».  
4 L’indication «indemnité de retour»  qui remplace la case hypothécaire est abrégée  
«IR» et est complétée par l’observation que l’hypothèque prend le rang du droit de 
superficie radié. 

Art. 119 (art. 52, al. 2) Obligations foncières 
Lorsque les obligations d’un emprunt sont garanties par une hypothèque ou une cé-
dule hypothécaire conformément à l’art. 875, ch. 1, CC, l'art. 99 est également ap-
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plicable, sauf qu’il faut inscrire comme créanciers «les personnes auxquelles les 
obligations confèrent des droits», indiquer dans la même rubrique le montant, le 
nombre et la nature des obligations (c’est-à-dire si elles sont nominatives ou au por-
teur), et indiquer sous «observations» le nom du représentant des créanciers et du 
débiteur. 

Art. 120 (art. 37, al. 3 et 4) Modifications de rang 
1 La modification du rang d'un droit de gage par rapport à une servitude, à une 
charge foncière ou à une annotation ainsi que la modification de rang entre servitu-
des, charges foncières et annotations requièrent le consentement écrit des personnes 
dont les droits sont lésés. 
2 Elle doit être indiquée au grand livre comme «observation» dans la rubrique cor-
respondante. 

Section 5: Annotations, mentions et observations 

Art. 121 (art. 77)  Annotations 
1 Les dispositions relatives aux inscriptions de droits réels immobiliers sont applica-
bles par analogie aux annotations. 
2 L'annotation contient en outre: 

a. le contenu essentiel du droit annoté; 
b. la désignation de l'ayant droit ou de l'immeuble au bénéfice de l'annotation; 
c. la date de l'écriture au journal; 
d. la référence à la pièce justificative. 

3 Si l'annotation se rapporte aux art. 740a, al. 2, 779a, al. 2, ou 814, al. 3, CC, elle 
doit être liée à l'inscription de ce droit. 
4 Si ce droit est une servitude immatriculée, l'annotation est aussi portée sur le feuil-
let de cet immeuble. 
5 Lorsqu'un droit personnel qui appartient au propriétaire actuel d'un immeuble doit 
être annoté (art. 959 CC), l'annotation doit également être portée dans la rubrique du 
même nom du feuillet du grand livre de l'immeuble au bénéfice de cette annotation. 

Art. 122 (art. 75) Inscriptions provisoires 
1 Le consentement écrit du propriétaire et des autres parties ou une décision du tri-
bunal sont nécessaires pour l'annotation d'une inscription provisoire. 
2 Les inscriptions provisoires sont désignées comme telles et contiennent, par des 
mots-clés, l'essentiel du contenu du droit, la désignation de l'ayant droit, la date de 
l'inscription et la référence à la pièce justificative. 
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Art. 123 (art. 79) Mentions 
Les mentions sont portées au feuillet du grand livre par un mot-clé avec la date ainsi 
que la référence à la pièce justificative. 

Art. 124 (art. 80, al. 2) Droits de passage établis par la loi 
La mention de droits de passage permanents directement établis par la loi (art. 696 
CC) a lieu, sans justificatif particulier, sur le feuillet du grand livre de l'immeuble 
grevé par un mot-clé prévu par le droit cantonal. 

Art. 125 Lien avec un trust 
1 La mention d'un lien avec un trust (art. 149d LDIP) a lieu sur réquisition du consti-
tuant inscrit au registre foncier dans le cadre de l'apport de l'immeuble dans le trust 
ou sur réquisition du trustee inscrit au registre foncier. La réquisition peut également 
émaner d'un tribunal suisse sur la base d'une décision judiciaire requise par les béné-
ficiaires,  
2 La mention indique que l'immeuble fait partie d'un trust et contient une courte des-
cription du trust. 

Art. 126 Radiation de la mention d'un lien avec un trust 
1 Pour radier la mention, la preuve doit être rapportée que le consentement d'une 
personne habilitée par le constituant pour le faire, celui des bénéficiaires ou d'une 
autorité étrangère de surveillance du trust ou encore qu'une décision émanant d'un 
tribunal suisse ont été donnés. L'office du registre foncier peut exiger la production 
d'un acte émanant d'une personne suisse habilitée à instrumenter des actes authenti-
ques constatant que l'une des conditions précitées est remplie. 
2 La radiation de la mention a lieu d'office en cas de transfert de la propriété aux bé-
néficiaires ou à des tiers. 

Art. 127 Restrictions de droit public de la propriété 
1 Une restriction de droit public de la propriété sur un immeuble privé ayant des ef-
fets durables ordonnée par une autorité dans le cadre d'une décision administrative 
ou qui résulte d'un contrat de droit administratif et qui est fondée sur la législation 
cantonale est mentionnée au registre foncier lorsqu'elle concerne les domaines juri-
diques suivants: 

a. la protection de la nature, du patrimoine ou l'environnement, à l'exception 
des sites contaminés et pollués; 

b. l'utilisation et l'aménagement des cours d'eau; 
c. la construction et la police des routes; 
d. l'encouragement à la construction de logements; 
e. le soutien à l'agriculture et à la sylviculture; 
f. la mensuration officielle; 
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g. le droit des constructions; 
h. le droit de l'expropriation. 

2 Les cantons peuvent, dans une loi ou dans une ordonnance, prévoir des mentions 
en relation avec d'autres domaines du droit. 
3 Les cantons établissent une liste des cas de mentions prévues par le droit cantonal 
et la communiquent à l'Office fédéral chargé du droit du registre foncier et du droit 
foncier. 

Art. 128  Observations 
1 Des observations peuvent être portées dans toutes les rubriques, par exemple pour 
rendre apparents des modifications de rapports de rang, des immeubles engagés col-
lectivement dans la propriété commune, des conventions accessoires concernant la 
créance garantie par gage et des acomptes relatifs à la cédule hypothécaire ainsi que 
des restrictions du droit de disposer relatives à la cédule hypothécaire de registre. 
2 Des observations provenant de la mensuration officielle peuvent également être 
portées dans l'état descriptif de l'immeuble. 

Chapitre 6: Modifications et radiations 

Art. 129 (art. 61)  Conditions 
1 Les règles relatives à la réquisition d'une inscription sont également applicables à 
la réquisition de modification ou de radiation de celle-ci. 
2 Il faut en outre le consentement écrit des personnes auxquelles l'inscription confère 
des droits ou une autorisation du tribunal ou d'une autre autorité compétente. 
3 Les dispositions spéciales concernant les conditions dans lesquelles peuvent s'opé-
rer la modification et la radiation des inscriptions faites sans cause légitime ou ayant 
perdu toute valeur juridique demeurent réservées (art. 975 CC à 976b CC). 

Art. 130 (art. 111h)  Procédure 
1 La radiation d'une inscription s’opère par le transfert des données de la couche des 
données juridiquement valables dans celle des données (historiques) qui ne le sont 
plus. 
2 La modification d'une inscription s’opère par le traitement des nouvelles données 
dans la couche des données du grand livre juridiquement valables et par le transfert 
des données modifiées dans la couche de celles (historiques) qui ne le sont plus. 
3 Les données (historiques) qui ne sont plus juridiquement valables doivent être 
marquées comme telles avec l'indication de la date et la référence à la pièce justifi-
cative de la radiation. 
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Art. 131 (art. 62 et 65) Radiations et modifications dans le registre foncier tenu sur 
papier 

1 Lorsque le registre foncier est tenu sur papier, la radiation d’une inscription est 
opérée en biffant toute l’inscription et en portant à cette place l’observation «ra-
diée».  
2 Lorsque le registre foncier est tenu sur papier, la modification d’une inscription est 
opérée en biffant toute l’inscription ou seulement la partie à modifier et en inscri-
vant le nouveau texte.  
3 La date de la modification ou de la radiation et la référence à la pièce justificative 
doivent être indiquées. 

Art. 132 (art. 63)  Radiation de droits de gage immobiliers 
1 Lorsqu'un droit de gage antérieur est éteint sans être immédiatement remplacé par 
un autre droit de gage pour la somme totale primitive et sans que les créanciers pos-
térieurs bénéficient du rang devenu libre, il faut procéder à la radiation et inscrire 
simultanément une case libre avec la date et la case existants. 
2 La cédule hypothécaire sur papier et la lettre de rente ne peuvent être radiées au 
registre foncier avant d'avoir été cancellées ou annulées par le tribunal.  

Art. 133 (art. 61, al. 3) Concordance des titres de gage avec l'inscription 
1 En ce qui concerne les cédules hypothécaires sur papier et les lettres de rente, les 
données qui font partie du contenu nécessaire du titre de gage ne peuvent être modi-
fiées au grand livre que s'il est procédé simultanément à la modification correspon-
dante sur le titre de gage. 
2 Lorsque le titre de gage est perdu, il ne peut être procédé à une modification que si 
le titre a été annulé par le tribunal et qu'à sa place un titre de remplacement (duplica-
ta) a été dressé. 

Art. 134 Radiation d'une mention sur requête 
1 Les mentions du droit privé sont radiées à la requête de toutes les personnes dont 
les droits sont concernés par le rapport de droit mentionné ou à la requête de l'auto-
rité compétente ou du tribunal. 
2 Les mentions du droit public sont radiées à la requête de l'autorité compétente pré-
vue par le droit public ou avec son consentement. 

Art. 135 Radiation d'une mention d'office 
1 L'office du registre foncier peut procéder d'office à la radiation prescrite à l'art. 
962, al. 2, CC à l'occasion d'une nouvelle écriture sur le feuillet du grand livre ou 
lors d'un examen général des écritures. 
2 Lorsque, à la requête d'un ayant droit ou d'office, l'office du registre foncier par-
vient provisoirement à la conviction que la mention de droit public visée par l'art. 
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962, al. 2, CC a perdu sa signification juridique, il demande formellement à l'autori-
té compétente de se déterminer sur la radiation. 
3 Si l'autorité l'ordonne dans une décision exécutoire, l'office du registre foncier ra-
die la mention et communique cette opération aux personnes concernées. 
4 Si, malgré une mise en demeure, l'autorité ne se détermine pas, l'office du registre 
foncier procède à la radiation dans la mesure où elle lui paraît justifiée et il en in-
forme les personnes concernées. 
5 L'autorité compétente peut requérir la réinscription sans être liée par la radiation. 

Art. 136 (art. 111d, art. 84) Radiation des observations 
1 Les observations sont biffées d’office en cas de radiation de l’inscription corres-
pondante; il en est de même lorsqu’une observation est annulée par une observation 
ultérieure. 
2 La référence à l'observation figurant dans l’inscription est également biffée ou mo-
difiée en conséquence. 

Chapitre 7: Rectifications 

Art. 137 (art. 98 à 100) Obligation de rectifier 
1 Une rectification est une modification d'une donnée inexacte ayant des effets juri-
diques. 
2 L'office du registre foncier a, dans la mesure du possible, l'obligation de rectifier 
les erreurs qu'il constate. 

Art. 138 Rectification des erreurs 
1 L'office du registre foncier peut en tout temps procéder d'office à la rectification 
d'erreurs d'écriture qui ne touchent pas à la consistance même du droit ou l'identifi-
cation d'une personne. 
2 Les inscriptions et radiations inexactes que l'office du registre foncier constate et 
qu'il ne peut rectifier immédiatement de sa propre initiative font l'objet d'une men-
tion. Celle-ci est radiée d'office une fois que la rectification a eu lieu. 
3 L'office du registre foncier demande aux personnes concernées de consentir à la 
rectification. 
4 L'inscription rectifiée fait référence à l'écriture du journal. 
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Art. 139 Rectifications dans le registre foncier tenu sur papier 
1 Dans le registre foncier tenu sur papier, toutes les rectifications peuvent être entre-
prises tant que les parties ou des tiers n'ont pas pris connaissance de l'inscription ou 
de la radiation inexacte. 
2  Toute rectification quelconque par voie de grattage, de corrections, de notes mar-
ginales ou d’intercalations est interdite. 
4 Pour le surplus, les art. 137 et 138 sont applicables par analogie. 

Titre 4: Délivrance, modification et cancellation des titres 
de gage 

Chapitre 1: Délivrance d'un titre de gage 

Art. 140 (art. 53) Contenu du titre 
1 Lorsqu’une cédule hypothécaire doit être constituée, l'office du registre foncier dé-
livre le titre immédiatement après l’inscription du droit de gage dans le grand livre.  
2 Le titre de gage doit être dressé conformément au modèle établi par l’Office char-
gé du droit du registre foncier et du droit foncier. Il contient au moins les indications 
suivantes: 

a. la désignation comme cédule hypothécaire ainsi que l’indication du créan-
cier ou l’indication que le titre est établi au porteur;  

b. la date de l’inscription du droit de gage et la référence de la pièce justifica-
tive;  

c. un numéro;  
d. le montant de la somme garantie par le gage, les clauses portant sur l’intérêt, 

sur la dénonciation au remboursement et sur l’amortissement, le cas échéant 
le taux d’intérêt maximum applicable (art. 818, al. 2, CC), ainsi que les ad-
jonctions concernant les modifications survenues (art. 852 CC);  

e. la désignation de l’immeuble mis en gage, avec son identification (art. 20 et 
art. 90, al. 1, let. e) et, lorsqu’un extrait du grand livre n'est pas lié au titre, 
sa nature juridique (art. 655 CC); si l’immeuble est immatriculé dans une 
institution cantonale du registre foncier, il y a lieu de porter sur le titre une 
indication y faisant référence;  

f. la case hypothécaire;  
g. les droits existant déjà sur l’immeuble et les charges de rang antérieur ou à 

égalité de rang (servitudes, charges foncières, droits de gage, y compris les 
cases libres et les cases réservées, annotations);  
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h. en cas d’engagement de parts de copropriété ou de propriété par étages, les 
droits de gage de rang antérieur grevant l’immeuble entier;  

i. le cas échéant le nom du fondé de pouvoirs au sens de l'art. 850 CC ou du 
représentant du créancier au sens de  l'art. 875, ch. 1, CC; 

j. la signature de la personne habilitée à délivrer le titre.  
3 En cas de constitution d’un droit de gage collectif, cette caractéristique est spéci-
fiée sur le titre. En outre, les indications prévues à l’al. 2, let. e à h, doivent être 
données pour chacun des immeubles constitués en gage.  
4 A la place des indications prévues à l’al. 2, let. g et h, un extrait du grand livre peut 
être incorporé dans le titre. Le titre peut aussi contenir des indications relatives au 
gage constitué en faveur d’un tiers, au transfert, à la conservation, à l’annulation du 
titre ou à d’autres opérations semblables.  
5 Si le titre, y compris un extrait du grand livre, est composé de plusieurs pages et 
que celles-ci ne forment pas une entité matérielle, le numéro du titre doit figurer sur 
chaque page écrite; les pages doivent être reliées entre elles par des renvois récipro-
ques se référant au nombre de pages.  
6 S’il est trop dispendieux de porter sur le titre les indications prévues à l’al. 2, let. g 
et h, ou d’établir un extrait conformément à l’al. 4, ou si le titre est surchargé de ce 
fait ou devient trop volumineux, il suffit de donner ces indications pour les droits de 
gage (y compris les cases libres et les cases réservées), pour les charges foncières, 
les droits distincts et permanents, les usufruits et les droits d’habitation de rang anté-
rieur ou à égalité de rang. Dans ce cas, il y a lieu d’indiquer sur le titre que d’autres 
charges éventuelles de rang antérieur figurent au grand livre.  
7 Si un nouveau titre de gage doit remplacer un titre annulé ou cancellé (art. 149), le 
nouveau titre doit indiquer qu’il remplace l’ancien.  

Art. 141 (art. 54)  Délivrance des titres en cas de gages collectifs et partiels 
1 Lorsque plusieurs immeubles sont constitués en gage pour la même cédule hypo-
thécaire, il n’est délivré qu’un seul titre à condition que les immeubles grevés soient 
réunis sur un feuillet collectif ou qu’il s’agisse d’un droit de gage collectif (art. 108 
de la présente ordonnance et art. 798, al. 1, CC). 
2 Dans les autres cas (art. 111 de la présente ordonnance et art. 798, al. 2, CC), on 
peut émettre un titre spécial pour la part de créance grevant chaque immeuble ou, 
lorsqu'aucune confusion n’est à craindre, faire figurer les différents immeubles sur 
un titre unique, en indiquant la part pour laquelle chacun d’eux est grevé. 

Art. 142 (art. 55) Délivrance d'un titre en cas d'extension de gage 
L’art. 141 est applicable par analogie lorsque, postérieurement à la constitution 
d’une cédule hypothécaire, d’autres immeubles situés dans le même arrondissement 
doivent également être grevés du même droit de gage (extension de gage). 
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Art. 143 (art. 56) Délivrance d'un titre en cas de gage collectif sur des immeu-
bles situés dans différents arrondissements 

Lorsqu’une cédule hypothécaire doit être constituée comme gage collectif sur plu-
sieurs immeubles situés dans différents arrondissements, tous les immeubles grevés 
doivent être portés sur le titre. Le titre doit être signé par la personne compétente 
(art. 140, al. 2, let. j) de chaque arrondissement concerné. Les cantons peuvent pré-
voir une réglementation différente pour plusieurs immeubles situés dans le même 
canton. 

Art. 144 (art. 58) Délivrance du titre 
1 L'office du registre foncier ne délivre le titre au créancier ou à son fondé de pou-
voir qu’avec le consentement écrit du débiteur et du propriétaire de l’immeuble gre-
vé (art. 861, al. 3, CC). 
2 Ce consentement peut être donné dans la réquisition d’inscription du droit de gage 
au registre foncier. 

Art. 145 (art. 60) Extraits portant sur des hypothèques 
En cas de délivrance d’un extrait portant sur une hypothèque (art. 825, al. 2, CC), 
les dispositions relatives aux indications que le titre de gage doit contenir (art. 140) 
sont applicables par analogie. 

Chapitre 2: Modification et cancellation du titre de gage 

Art. 146 (art. 68, al. 1) Modification du titre 
Les modifications prévues aux art. 102 et 103 doivent être reportées simultanément 
sur les titres et attestées par écrit par l'office du registre foncier. 

Art. 147 (art. 68, al. 2) Modification d'office des titres de gage  
Les modifications résultant des inscriptions et des radiations opérées dans les autres 
rubriques du feuillet du grand livre et qui influent sur le droit de gage, telles que dé-
grèvements, radiations de servitudes, de charges foncières ou d'annotations, doivent 
en outre être indiquées d'office sur les titres. 

Art. 148 (art. 66) Transfert des créances 
1 Le transfert des créances garanties par une cédule hypothécaire sur papier ou une 
hypothèque n'est pas inscrit au registre foncier. 
2 Sur demande de l'ayant droit, son statut comme créancier d'un droit de gage mobi-
lier ou immobilier ou comme usufruitier peut faire l'objet d'un enregistrement. Il 
doit rendre vraisemblable son droit auprès de l'office du registre foncier. 
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3 L'indication de l'ayant droit du gage implique que l'office du registre foncier doive 
lui faire parvenir toutes les communications prévues par la loi ou l'ordonnance, dans 
la mesure où un fondé de pouvoirs n'a pas été nommé conformément à l'art. 102. 
4 Dans l'extrait, il convient d'indiquer que la désignation de l'ayant droit enregistré 
n'a pas les effets du registre foncier. 

Art. 149 Cancellation de titres de gage 
1 La cancellation des titres s’opère en y pratiquant une incision, en les perforant ou 
en les barrant en diagonale, et en indiquant la radiation sur le titre. Cette indication 
est datée et signée par la personne compétente de l'office du registre foncier.  
2 Lorsqu’un titre est endommagé, surchargé ou illisible, ou que la délivrance d’un 
nouveau titre est préférable à la modification du titre existant, l'office du registre 
foncier le cancelle et en délivre un nouveau en mentionnant qu’il est délivré en rem-
placement de l’ancien. Lorsque le nouveau titre est un titre nominatif, il y a lieu 
d’indiquer comme créancier la personne à qui le titre a été transféré en dernier.  
3 En cas de délivrance d’un nouveau titre de gage, le titre cancellé est remis avec le 
nouveau titre à l’ayant droit s’il en fait la demande. Le droit cantonal peut prévoir 
d’autres dispositions.  
4 Si le droit de gage est radié au registre foncier, le titre cancellé doit être remis au 
propriétaire s’il en fait la demande. 

Titre 5: Division et réunion d'immeubles 

Chapitre 1: Division d'immeubles 

Art. 150 (art. 85) Division d'un bien-fonds 
1 En cas de réquisition de division d'un bien-fonds, le feuillet primitif est générale-
ment maintenu pour l’une des parcelles.  
2 Pour autant que les autres parcelles ne soient pas réunies à des biens-fonds limitro-
phes, de nouveaux feuillets sont ouverts pour elles. 
3 La date et la pièce justificative de la modification sont indiqués pour tous les 
biens-fonds modifiés ou nouveaux. 

Art. 151 (art. 86) Epuration des servitudes 
Les servitudes doivent être épurées conformément aux art. 743 et 974a CC. 
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Art. 152 (art. 87) Epuration des droits de gage immobiliers 
1 Les droits de gage sont répartis conformément à la requête du propriétaire avec le 
consentement éventuel des créanciers gagistes. 
2 S'il n'est pas possible de donner suite à la requête de répartition de la garantie im-
mobilière, la réquisition de division de l'immeuble est rejetée. 
3 Si aucune requête de répartition n'est proposée, la procédure suit l'art. 833 CC. 
L'office du registre foncier communique sans délai la répartition aux créanciers ga-
gistes. 

Art. 153 (art. 88) Epuration des charges foncières 
 1 En cas de division d’un immeuble grevé d’une charge foncière, la valeur de la 
charge est répartie proportionnellement à la valeur des diverses parcelles (art. 792, 
al. 2, CC). 
2 Si la prestation n’a un rapport qu'avec l'économie de l'une des parcelles, la charge 
n'est reportée que sur cette seule parcelle. 
3 L'office du registre foncier communique immédiatement cette répartition aux 
créanciers en les rendant attentifs aux droits que leur confère l’art. 787 CC. 

Art. 154 (art. 89) Epuration des annotations et des mentions 
1 Les annotations et les mentions doivent être épurées conformément à l'art. 974a 
CC. 
2 Si les mentions sont portées à l'état descriptif, l'al. 1 est applicable par analogie.  

Chapitre 2 : Réunion d'immeubles 

Art. 155 (art. 91et 92) Conditions de la réunion et procédure 
1 La réunion d'immeubles obéit aux conditions fixées à l'art. 974b CC. 
2 Si ces conditions sont remplies, l'un des feuillets est généralement maintenu, tandis 
que l'autre est clôturé. 
3 La date et la pièce justificative de la réunion doivent être indiquées pour tous les 
feuillets du grand livre concernés. 
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Titre 6 : Dispositions finales et transitoires 

Art. 156 Cédules hypothécaires existantes 
Les droits de gage inscrits au registre foncier comme cédules hypothécaire avant le 
1er janvier 2012 sont réputés cédules hypothécaires sur papier tant qu'ils n'ont pas 
été transformés conformément à l'art. 33b, tit.fin., CC. 

Art. 157 Restrictions actuelles de droit public de la propriété  
Les restrictions de droit public de la propriété ordonnées et entrées en force avant 
l'entrée en vigueur de la présente ordonnance n'ont pas besoin d'être mentionnées au 
registre foncier. 

Art. 158 (art. 111n) Procédure d'examen préliminaire 
1 Lorsqu’un canton entend tenir le registre foncier au moyen de l’informatique, il 
dépose auprès de l’Office fédéral chargé du droit du registre foncier et du droit fon-
cier une demande d’examen préliminaire.  
2 La demande doit être accompagnée: 

a. des dispositions cantonales d’exécution, à l’état de projet ou après leur 
adoption;  

b. d’un commentaire du système;  
c. d’un calendrier pour l’introduction du registre foncier informatisé dans les 

différents offices ou arrondissements du registre foncier. 
3 Le commentaire porte en particulier sur: 

a. la conception du système présentée par écrit et à l’aide de schémas;  
b. le catalogue des données avec leurs typologies et un schéma de leurs rela-

tions;  
c. l’explication des mesures techniques et organisationnelles destinées à garan-

tir l’intégrité des données (consistances, plausibilités);  
d. le projet d’exploitation ainsi que les projets de protection et de sécurité des 

données;  
e. les résultats des tests de fonctionnement effectués. 

4 L’Office fédéral chargé du droit du registre foncier et du droit foncier: 
a. examine les documents produits;  
b. peut suivre l’avant-projet durant la phase de l’examen préliminaire;  
c. apprécie le système d’un point de vue théorique et d’après les résultats obte-

nus en pratique;  
d. communique au canton dans les trois mois les résultats de l’examen prélimi-

naire. 
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Art. 159 (art. 111o) Autorisation 
1 Le Département fédéral de justice et police (département) autorise le canton à tenir 
le registre foncier informatisé lorsque: 

a. les dispositions cantonales d’exécution sont approuvées ou peuvent l’être 
sans réserve; et que  

b. le système satisfait aux conditions légales. 
2 En même temps que l’autorisation, le département approuve les dispositions can-
tonales d’exécution si celles-ci doivent encore être approuvées. 
3 Pour le surplus, la procédure est régie par les art. 27k ss de l’ordonnance du 25 no-
vembre 1998 relative à l’approbation d’actes législatifs des cantons par la Confédé-
ration (OLOGA)15. 
4 Si l’autorisation ne peut pas être accordée parce que le système ne satisfait pas aux 
conditions légales ou parce que les dispositions d’exécution ne sont pas complètes 
ou ne peuvent être approuvées que sous réserve, le département renvoie les deman-
des au canton. 

Titre 7 : Dispositions finales 

Art. 160  Modification du droit en vigueur 
1 La modification du droit en vigueur est réglée en annexe. 

Art. 161  Entrée en vigueur et abrogation du droit en vigueur 
1 La présente ordonnance entre en vigueur le 1er janvier 2012. 
2 L'ordonnance du 22 février 1910 sur le registre foncier est abrogée. 

.... Au nom du Conseil fédéral suisse 

 Le Président de la Confédération:  
 La Chancelière de la Confédération: Corina  
 Casanova 

  

15 RS 172.010.1 
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Annexe 

Modification du droit en vigueur 
Les ordonnances mentionnées ci-après sont modifiées comme suit: 

Ordonnance du Tribunal fédéral du 23 avril 1920 sur la réalisation for-
cée des immeubles (ORFI)16  

Art. 66, al. 3 
3 Sur demande spéciale et motivée de l’adjudicataire, l’office pourra, à titre excep-
tionnel, requérir l’inscription même auparavant, si l’adjudicataire fournit des sûretés 
suffisantes pour le paiement du solde du prix d’adjudication. Mais, dans ce cas, il 
requerra en même temps l’annotation d’une restriction du droit d’aliéner, confor-
mément à l’article 960 CC. 

Ordonnance du 21 mai 2008 sur la géoinformation (ordonnance sur la 
géoinformation, OGéo)17 
 
Annexe 1 
(Art. 1, al. 2) 
 
Registre foncier: informa-
tions accessibles au public
 

RS 210 art. 949a, al. 3, 
970 
RS 211.432.1 
art. 29 
 

Cantons 
[OFJ] 
 

  A  7 
 

Registre foncier: autres
données selon eGRISDM

RS 210 art. 949a, al. 3, 
970 
RS 211.432.1 
art. 99 ss,  121 s. 
 

Cantons 
[OFJ] 

  B  8 
 

 

Ordonnance du 20 novembre sur la navigation maritime18  

Art. 15, al. 4 
4 Les art. 81 et 82 de l’ordonnance ... sur le registre foncier s’appliquent par analogie 
à l’annotation d’un contrat de location conformément à l’art. 92, al. 4, et d’un affrè-
tement conformément à l’art. 94, al. 3, de la loi. 

  

16 RS 281.42 
17 RS 510.620 
18 RS 747.301 
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